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1. Einleitung

Der Regionalverband Ruhr stellt als gesetzlicher Zweckverband die übergreifende

kommunale Organisation der kreisfreien Städte des Ruhrgebiets dar, deren

Aufgabe die Bündelung der Interessen der einzelnen, dem Verband angehörigen

kreisfreien Städte und Kreise ist. Auf dem Internetauftritt des Regionalverbands

Ruhr findet sich die folgende Textpassage:

,,Radschnellweg statt Ruhrschleichweg

Staufrei, schnell, sicher und komfortabel soll der 85 Kilometer lange Radschnellweg Ruhr die

Städte Duisburg, Mütheim an der Ruhr, Essen, Gelsenkirchen, Bochum, Dortmund, Hamm und

den Kreis Unna miteinander verbinden. Das Projekt ist machbar, so lautet das Ergebnis einer
Konzeptstudie, die AnfangMarz 20t2in den Gremien des Regionalverbandes Ruhr (RVR)
diskutiert wurde."r

Diese Meldung löste selbst bei Ortskundigen zum Teil Erstaunen aus. Für vieles

ist die ,,Oase zwischen Kohle und Stahl" bekannt, allerdings weniger daftir, dass

in ihr viel Fahrrad gefahren wird. lnnerhalb Nordrhein-Westfalens gelten vielmehr

Münster und sein Umland als Vorzeigeregion des Landes, wenn es um das Thema

Fahrrad geht.

Wer wie die Verfasserin dieser Arbeit im Ruhrgebiet beheimatet ist, dem

erscheint die Beobachtung alltäglich, dass selbst für den sprichwörtlichen ,,Weg

zum Bäcker um die Ecke" häufig das Auto verwendet wird, während das Fahrrad

im Alltag vieler Bewohner kaum eine Rolle zu spielen scheint. Als Grund für die

unterdurchschnittliche Fahrradnutzung wird nicht selten die - zum Teil durch den

Bergbau verursachte - hügelige Landschaft angeführt, in der mit dem Rad zu

fahren häufig als anstrengend empfunden wird. Tatsächlich hat das Radfahren im

Ruhrgebiet, nicht zuletzt bedingt durch die besondere sozial- und industrie-

geschichtliche Rolle der Region, eine lange Tradition. Inspiriert von dem

Gedanken, dieser Tradition auf den Grund nt geh n, begann die Untersuchung zu

dieser Arbeit. Schnell wurde ersichtlich, dass kaum Literatur zu diesem Thema

existiert. Eine Schlagwortrecherche in diversen'Bibliothekskatalogen ergabt genau

ein Buch, das sich explizit mit dem Radverkehr im Ruhrgebiet beschäftigt:

Wilhelm Seidenstickers ,,Radwegeplanung unter besonderer Berücksichtigung des

Ruhrgebietes" aus dem Jahr L937. ALlgemein ist zu erkennen, dass losgelöst vom

Ruhrgebiet Literatur um und über das Fahrrad vorwiegend erst seit den l970er

Jahren aufkam. Über Seidensticker war es möglich, weitere Werke wie das des

Magdeburger Stadtbaurates Henneking,,Der Radfahrverkehr. Seine volks-

1 Regionalverband Ruhr (Hrsg.): Radschnellweg stattRuhrschleichweg.
http://www.metropoleruhr.de/presse/radschnellweg-ruhr.html. (20.06.2012).



wirtschaftliche Bedeutung und die Anlage von Radwegen" (1927) und Hans-

Joachim Schachts ,,statistisches Handbuch des Radfahrverkehrs" (1939) zu finden

und ihre Ergebnisse und Schlussfolgerungen in die Untersuchung einzubeziehen.

Anhand dieser Arbeiten ist deutlich zu erkennen, dass vor dem Zweiten Weltkrieg

ein reger Radverkehr im Ruhrgebiet herrschte. Zudem wird in diesen Berichten

auf strukturelle Besonderheiten des Ruhrgebietes eingegangen, die von Bedeutung

für die Entwicklung des Radverkehrs waren. Die Ergebnisse deuteten darauf hin,

dass auch nach dem Zweiten Weltkrieg im Ruhrgebiet der Radverkehr einen

hohen Stellenwerl gehabt haben muss. Eine Nachfrage beim Allgemeinen

Deutschen Fahrrad-Club e.V., dem Deutschen Fahrradmuseum, dem Radsport-

verband NRW o.V., dem Ruhr Museum, dem Ministerium für Wirtschaft,

Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr des Landes NRW, dem Historischen

Archiv Krupp sowie beim Regionalverband Ruhr ergab, dass ein hoher

Radverkehr im Ruhrgebiet nach dem Zweiten Weltkrieg dort jeweils nicht

bekannt sei, dass diesbezüglich kein Datenmaterial existierte bzw. dass die

entsprechenden Akten vernichtet wurden. Erste Indizien konnten im Stadtarchiv

Essen, dem Bergbauarchiv in Bochum sowie im Landesarchiv Nordrhein-

Westfalen gefunden werden. Entscheidende Bestätigung fand die (Hypo)These

eines historischen hohen Radverkehrsaufkommens im Ruhrgebiet schließlich

durch das durch den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk erhobene Datenmatetial

zur,,Verkehrszählung an Plankreuzungen" aus dem Jahr 1954. Weitere Hinweise

korurten in der Bibliothek des Regionalverbandes Ruhr, dem ehemaligen

Siedlungsverband Ruhr, gefunden werden. Wie kommt es aber zustande, dass der

heutige Regionalverband Ruhr nach eigenen Angaben keine Kenntnis darüber

besitz, dass im Ruhrgebiet der Nachkriegsjahre ein reger Radverkehr herrschte,

obwohl, wie gezeigt werden wird, ein Großteil der in dieser Arbeit verwendeten

Quellen aus eben seinem Bestand stammt? Und ,worauf ist es zurückzuführen,

dass die Erinnerung an diesen Radverkehr sowohl psychisch a1s auch physisch in

Form des ,entsprechenden Aktenmaterials aus dem kollektiven Gedächtnis

verschwanden?

Es erscheint in diesem Zusammenhang bezeichnend, dass der Durchbruch'in

dieser Arbeit nicht durch eine Radverkehrszählung, sondern durch eine Verkehrs-

zählung an Plankreuzungen gelang. Es stellt sich die Frage, wieso die vielen

Quellen, die sich mit dem Verkehrswesen beschäftigen, den Fahrradverkehr

weitestgehend ausblendeten. Ferner stellt sich die Frage, was in den 70er Jahren
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schließlich dazu gefühfihat, dass das Fahrrad wieder mehr Beachtung fand. Ziel,

dieser Arbeit ist es, die hiermit aufgeworfenen Fragen zufriedenstellend zu

beantworten.

Im zweiten Kapitel wird zunächst Bezug auf den Radverkehr vor dem Zweiten

Weltkrieg genommen, um nachzuvoltrziehen, was zu der hohen Fahrradnutnatgin

diesem Zeitraum geführt hat, und um die strukturellen Besonderheiten des Ruhr-

gebietes herauszuarbeiten, die die Verbreitung des Fahrrades begänstigten. Dieses

Kapitel legt somit den Grundstein für,eine.tiefergehende Betrachtung rurd dient

der Hinführung zu den Kemfragen der Arbeit. Der Schwerpunkt der Arbeit liegt

im Folgekapitel, das die Jahre L945-1965 umfasst. Dort wird untersucht, was dazu

führte, dass der Radverkehr aus dem kollektiven Gedächtnis lßhezu verschwand

und ob in diesem Zusarnmenhafig gar von einem Verschweigen des Radverkehrs

gesprochen werden kann. In diesem Rahmen erfolgt zum einen eine intensive

Auseinandersetzung mit dem gefundenen Quellenmateial, ntm andern wird auch

der Blick auf den zu dieser Zeit herrschendon Zeitgeist gelegt, um festzustellen,

inwieweit zeitgeschichtliche Umstände und Momente Einfluss auf die Wahr-

nehmung des Fahrradverkehrs genommen haben. Das letzte Kapitel dieses Arbeit,

das den Zeitramzwischen 1965-1990 umfasst, stellt in komprimierter Form die

Veränderungen dar, die sich Ende der 60er und den 70er Jahre vollzogen und die

zu einer intensiven Auseinandersetzung mit dem Fahrrad und Radverkehr führten.

Unter dem Begriff der Mobilität wird die verkehrspolitische Mobilität verstanden,

die sich mit dem alltäglichen Verkehrsverhalten und den in diesem Zusammen-

hang genutzten Verkehrsmitteln beschäftigt.2 Der Schwerpunkt sämtlicher

Betrachtungen liegt geografisch auf dem vom Siedlungsverband Ruhrkohlen-

bezirk definierten Ruhrgebiet insgesamt und weniger auf einzelnen städte-

spezifischen Analysen, die in diesem Rahmen aus Platzgründen unterbleiben

müssen, obwohl die Verfasserin.solche,Anatrysen durchaus als spannend erachtet.

Auf der Grundlage des Umstands, dass wie oben' aufgeführt, noch keine

vergleichbare Arbeit zu diesem Themenkomplex existiert, wird .der Fußnoten-

apparat genutzt auf weiterführende oder, verwandte Sachverhalte zu verweisen,

Denkanstöße zrr liefern und ähntiche Aussagen unterschiedlicher Autoren

zusafilmenzufassen, so dass eine tiefergehende Auseinandersetzung mit der

Thematik erleichtert wird.

2 infas - Institut für angewandte Sozialwissenschaft GmbH (Hrsg.): http:i/www.mobilitaet-tn-
deutschland.de/(20.06.2012). j



2. Die Entwicklung des Radverkehrs vor dem Zweiten Weltkrieg

Die Entwicklungsgeschichte des heutigen Niederrades liest sich als ein gesamt-

europäisches Projekt des technischen Fortschritts. Am Beginn dieser Geschichte

steht der deutsche Karl Freiheff von Drais, der 1817 das nach ihm benannte

Laufrad erfand. Von Deutschland wandert der Entwicklungspfad nach Schottland.

Dort verwirklichte der Schmied Krikpatrick Macmillan 1838 zum ersten Mal

einen Hinterradantrieb und baute damit einen Vorläufer des modernen Fahrrades.

Der Franzose Pierre Michaux entwickelte im Jahre 1867 eine Pedalkonstruktion,

der Engländer John Kemp Starleys versah 1984 den ersten ,,Rover'n mit einem

Trapezrahmen aus Stahlrohr und der ke John Boyed Dunlop erfand die Luftreifen

im Jahre 1888.3

Die hier angeführte technikimmanente lineare Genealogieo folgt zwar der

gelaufigen Erzählung von der Entwicklung des Fahrrades, ist jedoch als ein

Konstrukt späterer Tage nt verstehen. Dennoch verdeutlicht diese lückenhafte

Aufzählungsforms, dass das Fahrrad ein FortbewegUngsmittel war, das die

Aufmerksamkeit der Menschen weckte. Es wurde zum Themazahkeicher Bücher,

Artikel, medizinischer Abhandlungen und philosophischer Betrachtungen.

Zeitungsartikel in Deutschland, den Niederlanden, England, Franlreich und den

USA sprechen in den 1890er Jahren vom ,,Siegeszug des Fahrrades", einer

,,wielermanie" beziehungsweise ,,cyc1omania", dem ,,bicycle craze" und der

,,Mode de la bicyclette".6 Wie es zu diesem Siegeszug kam, soll im Folgenden an

der Entwicklung in Deutschland nachvollzogen werden.

3 RAUCK, Max (et al.): Mit dem Rad durch zwei Jahrhunderte; Das Fahrrad und seine

Geschichte, Stuttgart 1979, S. 16ff.

Bei dieser Form der Darstellung wird davon au§gegangen, dass jede Veränderung des

Fahrrades als logische Konsequenz einer technischen Weiterentwicklung erfolgt.'Anne Katrin

Ebert verweist in ihrem Buch ,,Radelnde,Nationen" darauf, dass eine derartige Genealogie ein

Konstmkt zur ,,Rechtfertigung und Zelebrierung'o des Rades sei. Zudem solle'der'Verwsis auf
den technischen Fortschritt überspielen, dass das Fahnad eine spielerische Komponente besitzt

und vielmehr diese das ausschlaggebende Faktum für seine Entwicklung gewesen sei. Siehe:

EBERT, Anne-Katrin: Radelnde Nationen. Die Geschichte des Fahrrades,in Deutschland und

den Niederlanden bis 1.940, Frankfurt am Main 2010, S. 34ff:
Lückenhaft ist diese Aufzählungsform deshalb, weil sie vernachlässigt, dass verschiedene

Entwicklungsschritte parallel erfolgt sind oder bestimmte Entwicklungen, wie der Hinter-
radantrieb, sich nicht sofort durchgesetzt haben. Zudem entstanden verschiedene Varianten des

Rades, wie z.B. das Hochrad, das Einrad, das Doppelrad etc., die für die Entwicklung des

Niederrades von Bedeutung waren. Eine genau Betrachtung all dieser Komponenten ist bei

Max, Rauck nachzulesen: Max, Rauke (et a1.): Mit dem Rad durch zwei Jalrhunderte.
EBERT, Anne-Katrin: Radelnde Nationen, S. 31. 
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2.1 Der Siegeszug des Fahrrades

Zu Beginn der 1880er Jahre zählte ein gängiges Niederrad noch zu den Luxus-

gütem. Mit einem Preis von 250-350 Mark entsprachen die Anschaffungskosten

einem halben bis ganzen Jahreseinkommen eines Beschäftigten.7 Die 1890er

Jahren läuteten dann den Siegeszug des Fahrrades ein. Denn durch eine

einsetzende inländische Massenproduktions und die Errichtung eines geeigneten

Distributionsnetzwerks, durch die Eisenbahne, wurde ein rasanter Preisverfall

ermöglicht wurde. So konnte ein Niederrad l9l4 bereits zu einem Preis von 105

bis 115 Mark angeboten werden, so dass sein Erwerb für die breite Masse möglich

wurde.lo Der Trend hin zum Fahrrad setze sich auch nach dem Ersten Weltkrieg

fort. Durch die schlechte wirtschaftliche Situation sah die Bevölkerung in ihm ein

Beförderungsmittel, dass sie von Straßen- und Eisenbahn unabhängig machte,

deren Tarife im Zuge der Inflation stetig wuchsen.ll So zählte 1927 bereits

annähernd ein Sechstel der Gesamtbevölkerung des Deutschen Reiches zu den

Radfahrernl2 und 1936 sogar ein Viertel.l3 Auch die Propagierung des Volks-

wagens durch die nationalsozialistische Regierung konnte den Siegeszug des

Fahrrades nicht aufhalten. Gerade während der Kriegsjahre stieg die Bedeutung

des Fahrrades an, da der öffentliche Nahverkehr zusammengebrochen war und der

7 Das durchschnittliche Jahreseinkommen lag im Handwerk und der Industrie bei739 Mark, im
Handel bei 726 Mark und in der Landwirtschaft bei 417 Mark. Siehe: EBERT, Anne-Katrin:

Radelnde Nationen, S. 40.8 Diese wurde beispielhaft von Untemehmen wie den Bielefelder Nähmaschinenproduzenten

Dürkopp und Göricke eingeleitet. Aufgrund ,anhaltender Absatzkrise in der Nähmaschinen-

branche ergänzten diese Unternehmen, in den 1880er Jahren, ihr Portfolio durch die Fertigung

von Niederrädem. Die Verknüpfung dieser beiden Branchen war aus verkaufstechnischen

GrüLnden forderlich. Beide Produkte unterlagen saisonalen Schwankungen, die sich im Winter
und Sommer sinnvoll ergänrterL. Nach anfiinglichem Fremdbezug der Einzelteile aus England,

gelang es den Untemehmen nach und nach die gesamte Fertigung nach Bielefeld zu verlagern.

Siehe: EBERT, Ame-Katrin: Radelnde Nationen, S. 288; LEPPER, August-Friedrich: Die
Entwicklung und Lage der Bielefelder Nähmaschinen- und Fahrradindustrie bis zum Jahre

1914, ihre Stellung innerhalb der deutschen,Fachindustrie unter besonderer Berücksichtigung

der Konjunktur, Bielefeld 1920, 5. 25.

' BRIESE, Volker: Fahrrad und Eisenbahn. Zur Geschichte eines gespannten Verhältnisses. In:

BRIESE, Volker et al. (Hrsg.): Wegbereiter des Fahrrads. Beiträge der 2. Fahrradhistorischen
Tagung der Allgemeinen Deutschen Fahrrad-Clubs im Historischen Museum Bielefeld 1997

(Schriftenreihe der Historischen Museen der Stadt Bielefeld. Band 1 1), Bielefeld 1997 , S. 117-

t32,5.123.
'o EBERT, Anne-Katrin: Radelnde Nationen, S. 289.
1r HEI.INEKING: Der Radfahrverkehr. Seine volkswirtschaftliche Bedeutung und die Anlage von

Radwegen, Magdeburg L927,5. 5f.
Ebd.
SEIDENSTICKER, Wilhelm: Radwegeplanung unter besonderer Berücksichtigung des Ruhr-
gebietes, Bochum 1937, S. 6.
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private Autoverkehr praktisch nicht mehr existierte.la Das Fahrrad scheint also ein

Verkehrsmittel gewesen zu sein, das die Menschen durch seine Vorzüge

überzeugte.

2.1.1 Die Vorzüge des Fahrrades

Radlers Seligkeit

Wer niemals fühlte per Pedal,
dem ist die Welt ein Jammertal!
Ich radle, radle, radie.

Wie herrlich lang war die Chaussee!
Gleich kommt das achte Feld voll Klee.
Ich radle, radle, radle.

Herrgott, wie groß ist die Natur!
Noch siebzehn Kilometer nur.
Ich radle, radle, radle.

Einst suchte man im Pilgerkleid
den Weg zur ewigen Seligkeit.
Ich radle, radle, radle.

So kann maneinfach an den Zehn
den Fortschritt des Jahrhunderts sehn.

Ich radle, radle, radle.

Noch Joethe machte das zu Fuß,
und Schiller ritt den Pegasus.

Ick radle!

Richard Dehmel, 190015

Das Gedieht ,,Radlers Seligkeit" von Richard Dehmel verweist auf bestimmte

Aspekte, die in der Radfahrerliteratur immer wieder auftauchen. Das Fahrrad

erscheint als ein Beförderungsmittel, das eine neue Form der Fortbewegung

ermöglicht. Diese kennzeichnete sich durch Individualität, durch die Möglichkeit

größere Distanzen zu überwinden und den Bezug zur Natur. Das entstandene

Freiheitsgefi.ihl entwickelte sich auch in Abgrennfiig rur Eisenbahnl6, wie es

beispielsweise Eduard Benz in seinem 1900 erschienen Werk ,,Philosophie des

Fahrrades" treffend beschrieb. Die Bahn hätte nach Benz den wechselnden

Ansprüchen des Verkehrs nicht mehr gerecht werden können, ,,weil sie auf

bestimmte Wege wie auf bestimmte Stunden und bestimmte Stationen beschränkt

sei"17.

,,Das Rad aber untersteht keinem Fahrplan, es ist frei. Nicht folgt es dern allgemeinen Geleise,
sondem auf tausend selbstgewählten Pfaden schweift es dahin. Zu jeder Stunde, nach allen
Himmelsrichtungen führt er seinen Reiter. Er dient ganz und gar dem individuellen Bedür&ris;
er trägt der unendlichen Vielfiiltigkeit des menschlichen Wollens und Strebens Rechrurng. Die
Persönlichkeit, die im großen Zuge verschwand, kommt auf dem Rad wieder zur Geltung.
Darum war es die notwendige Ergänzung der Eisenbahnri'I8

'o HORN, Burkhard: Geschichte der städtischen Radverkehrsplanung. In: BRACHER, Tilman
(Hrsg.): Handbuch der komrnunalen Verkehrsplanung, Bonn 1993 (Kapitel 2.1.1.2), S. 1-19,
s. 7f.

'5 POLSTER, Michael: Das Fahrrad Buch, Berlin 1987; S. 137.

'u Die Wahmehmung des Verhältnisses von Fahrrad zu Eisenbahn sowie die positive Beein-
flussung der Massenfertigung des Fahrrades durch die Eisenbahn sind nachzulesen in:
BRIESE, Volker: Fahrrad und Eisenbahn, S. 126; EBERT, Anne-Katrin: Radelnde Nationen,
s. 55-57.

" BENZ, Eduard: Philosophie des Fahrrads, Dresden/Leipzig 1900, S. 16.

" BENZ, Eduard: Philosophie des Fahrrads, S. 17.
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Zudem fördere das Fahrrad sowohl die Gesundheit des Einzelnen, als auch die des

gesamten Volkes.le Es sei ein ,,Bildungsmittel und Kulturbringer"20, fördere die

Emanzipation der Frauen2l und hebe die ,,wirtschaftlichen und sittlichen Ver-

hältnisse der Arbeiter"22.Die Arbeiterjugend eigne sich Sparsamkeit an, um sich

ein Fahrrad kaufen zu können, das familiäre Leben verbesserte sich dadurch, dass

der Arbeiter in den Pausen zum Essen nach Hause fahren könne und nach seiner

schweren Arbeit nunrnehr die Möglichkeit hätte, wohltatigen Beschäftigungen auf

den Land nachzugehen.23 Doch dies waren allenfalls Begleiterscheinungen, die

die Fahrradnutzung mit sich brachte. Der wichtigste Vorzug für die Arbeiterschaft

lag in der Wirtschaftlichkeit des Fahrrades als Beförderungsmittel-24

Besonders deutlich wird dieser Sachverhalt durch die Betrachtung statistischer

Erhebungen. Nach Angaben des Statistischen Reichsamtes standen einem

Arbeiter lediglich l,5oÄ seines Einkomrnens für Beft)rderungsmittel zur

Verfi.igung. Dies entspricht bei Erwerbstätigkeit 4,12 Mark und bei

Erwerbslosigkeit lediglich 0,90 Mark monatlich. Anhand des Umstands, dass die

Kosten für einen Fahrradkilometer im Mittel 0,47 Pfennig betrugen, liegt die

Bedeutung des Fahrrades für den Arbeiter im Vergleich zLL den ,,teuren

öffentlichen Verkehrsmitteln" auf der Hand.25 Deshalb sei insbesondere ,,das

Fahrrad berufen, gerade den wirtschaftlich schwächeren Bevölkerungskreisen zu

dienen".26 Somit ging mit dem Siegeszug des Fahrrades auch ein Imagewandel

le Dieser Aspekt ist in einer philosophischen Betrachtungsweise bei BENZ, Eduard: Philosophie

des Fahnäds, S. 30-84, nachzulesen. Benz untersucht die Gesundheit des Körpers und deren

positive Auswirkungen auf den Geist. Seine Erkenntnisse setzt er mit der darwinistischen

Lvolutionstheorie in Beziehung und versucht zu erklären, wie das Radfahren einen,positiven

Beitrag für die Gesundung eines ,,Volkes'!, sowohl in körperlicherr, als auch,geistiger Hinsicht,

erbringen kann; medizinisch wurde das Radfahren von Dr. med, Schifferdecker in seinem

Werk 
-,,Das 

Radfahren uns seine Hygiene" untersucht. Schifferdecker untersucht detailliert,

welche Auswirkungen das Radfahren auf Muskeln, Lunge, Nervensystem etc. hat.

SCHIFFERDECKE& [Paul]: Das.Radfahren und seine Hygiene. Nebst einem'Anhang von

SCHUMACHER: Das Reoht des Radfahrers. Eingebettet in: Hans.Erhard Lessing (Hrsg.):

Fahrradkultur l. Der Höhepunkt um 1900, Hamburg1982, S. 1-538. Weitere Radfahrliteratur

ist nachzulesen bei: EBERT, Anne-Katrin: Radelnde Nationen, S. 77-88.
20 BENZ Eduard: Philosophie des Fahrrads, S. 178-195;

" BENZ, Eduard: Philoiophie des Fahrrads, S. 107-135; EBERT, Anne-Katrin: Radelnde

Nationen, S.91-131.
22 BENZ, Eduard: Philosophie des Fahrrads, S. 25.

" BENZ, Eduard: Philosophie des Fahrrads, S. 26.

'o SCHACHT, Hans-Joachim: Statistisches Handbuch des Radfahrverkehrs. Im Auftrag des

Generalinspektors füLr: das deutsche Straßenwesen bearbeitet im Statistischen Reichsamt-

(Schriftenreihe der Reichsgemeinschaft für Radwegebau e.V. Bd. 5), Berlin 1939, S. 79;

SEIDEN-STICKE& Wilhelm: Radwegeplanung, S. 6; HENNEKING: Der Radfahrverkehr,

s. 17.
25 SEIDBNSTICKER, wilhelm: Radwegeplanung, S. 7f.

'u SCHACHT, Hans-Joachim: Statistisches Handbuch des Radfahrverkehrs, S. 79'
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desselben einher. Es avanciert vom Luxus- zum Massengut, von einer Spielerei

der Reichen zu einem täglichen Beförderungsmittel der Arbeiter.

,,Das Fahrrad hat die bisherige große Entwicklung [also] im wesentlichen aus eigener Kraft,

nur dank seiner Vorzüge, gemacht. Nicht Reklame, nicht behö_rdliche Unterstützung und

Mitwirkung haben den Aufschwung des Radverkehrs geschaffen."2T

2.1.2Das Fahrrad und die Behörden

Behördliche Untersttitzung in Form der Errichtung von Radwegen setze erst in

den 30er Jahren des 20. Jahrhunderts ein28. Maßgeblich für diese Entwicklung war

das Engagement des Vereins Deutscher Fahrrad-Industrieller, der sich ab L925 fur

die ,,Schaffung von Radfahrwegen in Stadt und Land" einsetzte.2e ln Kooperation

mit dem Magdeburger Stadtbaurat D1 Ing. Henneking30 gab er 1926 eine

Broschüre unter dem Titel ,,Schaffung von Radwegen" und T927 eine erweiterte

Auflage ,,Der Radverkehr, seine volkswirtschaftliche Bedeutung und die Anlage

von Radfahrwegen" heraus.3 
I

Der Verein Deutscher Fahrrad-Industrieller verstand es, durch eine geschickte

Öffentlichkeitsarbeit das Interesse am Radwegebau zu erhöhen. Anfang Januar

1928 begründete er die ,,Arbeitsgemeinschaft zur Propagierung des Radwege-

tetzes", bei der zahlreiche Verbände einbezogen *aren'2. Durch Ausarbeitung

von Manuskripten gelang es, das Interesse der Tagespresse zu wecken. Eine enge

Zusammenarbeit mit Ministerien und Tiefbauämtern führte zu verschiedenen

Ausbauprojekten von Radwegen. Kooperationen mit der Studiengesellschaft für

Automobilstraßenbau (Stufa) wurden geschlosserr, urn gemeinsam Richtlinien und

Regelquerschnitte für die Anlegung von Radfahrwegen aufzustellen.33 Es wurden

27 HENNEKING: Der Radfalrverkehr, S. 9.

" Z*ar wurde der erste Radweg mit einer Länge von 2,5 kfir 1898 in Hannover gebaut und ein

Jahr. später in Hamburg ein Radwegebauprogramm,beschlossen, aber derartige Ansätze waren

bis zu den 30er Jahre noch die Ausnahme' Siehe.: HORN, Burthard: Geschichte der

städtischen Radverkehrsplanung,. S. 3.

" TIMPE, Gustav: Festsihrift zum 40jährigen Bestehen des Vereins Deutscher Fahrrad-

Industrieler e. V. 1888-1928, Berlin 1928, S. 88.

3l

32

Magdeburg selbst galt als ,,Fahrradhochburg" und'setzte sich,bereits seitder Jahrhundertwende

nir die Enichtung von Radwegen ein. 1927 wurden an einer einzigen Kreuzung in den

Spitzenstunden beinahe 4.000 Radfahrer gezätlt. Siehe.: HORN, Burkhard: Geschichte der

städtischen Radverkehrsplanung, S. 4f.
TIMPE, Gustav: Festschrift des Vereins Deutscher Fahrrad-Industrieler, S. 88.

Arbeiter Radfahrerbund Solidarität, Offenbach (Main); Bund deutscher Verkehrsvereine e. V.,
Berlin; Reichsverband deutscher Mechaniker Vereinigung e. V., Bremery Verein Deutscher

Fahrrad-Industrieller e: V. Berlin; Verein deutscher Radsportverbände e. V., Hannover;

Zentralstelle für Radfahrwege, Berlin. Vgl.: TIMPE, Gustav: Festschrift des Vereins Deutscher

Fahrrad-Industrieler, S. 88.

TIMPE, Gustav: Festschrift des Vereins Deutscher Fahrrad-Industrieler, S. 90.
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Ausstellungen organisierl und rund 100 Vereine ftir Radfahrwege im gesamten

Reichsgebiet gegründet, die Lichtbildvorträge abhielten, ,,zu denen außer der

Radfahrerschaft jeweils die zuständige Polizei-, Wegbau- und sonstigen Behörden

ebenso wie die Presse sowie Vertreter des Handels und der Industrie eingeladen"

wurden.3a

Das Kernargument der Beflirwofter des Radwegebaus ging dahin, dass durch die

fortschreitende Motorisierung35 in Kombination mit dem starken Anstieg des

Radverkehrs aus Gründen der Verkehrssicherheit eine Trennung zwischen Rad-

und sonstigem Verkehr notwendig wäre.36

Abb. 1: Großstadtstraße ohne Radfahrwege

C rop sttdl st r a t'le ohne Radfa Ara'eg
l)er Rac/y'e*rer bentlzl die ganze Fahrbahn, gefübdel sidr und den übrigcn l/erkelrr.

Vgl.: TIMPE, Gustav: Festschrift des Vereins Deutscher Fahrrad-Industrieler, S. 94.

Die hier beispielhaft abgebildete Situation zeige anschaulich, dass die Anlage von

Radwegen nicht nur notwendig wäre, sondern allen Verkehrsteilnehmern zu Gute

käme, da sie als verkehrsentlastendes und verkehrsberuhigendes Element diene

und somit die Sicherheit im Straßenverkehr flir alle Beteiligten erhöhe.t' Zude*

sei das Fahrrad durch seine Wirtschaftlichkeit und Schnelligkeit sowie vor allem

durch seinen geringen Flächenbedarf ein ideales Verkehrsmittel für den

Berufsverkehr.3s Dies gelte sowohl fi.ir die kirzerenDistanzen in den Großstädten

'o TIMPE, Gustav: Festschrift des Vereins Deutscher Fahrrad-Industrieler, S. 92f.
35 Der Aspekt der Motorisierung wird in Kapitel 3.4 näher beleuchtet werden.
3u HEI.INEKING: Der Radfahrverkehr, S. 20; SCHACHT, Hans-Joachim: Statistisches Handbuch

des Radfahrverkehrs, S. 79; SVR (Hrsg.): Gesamtverkehrsplanung 1938, S. 38.

" SEIDENSTICKER, Wilhelm: Radwegeplanung, S. 1; SVR - Siedlungsverband Ruhrkohlen-
bezirk (Hrsg.): Generalverkehrsplan für den Ruhrkohlenbezirk. Erster Teil, Essen 1938, S. 38.

38 HENTNEKING: Der Radfahrverkehr, S. l7; SCHACHT, Hans-Joachim: Statistisches Handbuch

des Radfahrverkehrs" S. 79.
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als auch für die ländlichen Gebiete. Bei letzteren läge der Nutzen durch das

Fahrrad vor allem in der Funktion als Zubringer zr den öffentlichen Nah-

verkehrsmitteln3e oder der Bahna0. Um diese Nutzungsart auszubauen, wurde

empfohlen, an den entsprechenden Haltestellen gegen ,,billige Gebühr" sichere

Unterstellp lätzte für Fahrräder zu errichten.a 
1

Zwächst gelang es nicht, die Gegner des Radwegebaus mit den vorstehenden

Argumenten n) überzeugen. Erst indem der Verein Deutscher Fahrrad-

lndustrieller begann, amtliches Zahlenmaterial in Form von Statistiken über den

Radverkehr und dessen Unftille zt erheben, entstand eine objektive

Argumentationsgrundlage. Gegner , wie beispielsweise. der deutsche Straßen-

bauverband, die davon ausgegangen waren, dass der Radverkehr allmählich

zurückginge, konnten durch diese Statistiken vom Gegenteil und somit zur

Mitwirkung überzeugt werden.a2

Diesem Engagement ist es also unter anderem zu verdanken, dass Hans Joachim

Schachta3 1939 im Auftrag des Generalinspektors fi.ir das deutsche Straßenwesen

das ,,Statistische Handbuch des Radverkehrs" veröffentlichte. Dies beinhaltet eine

detaillierte Radverkehrszählung für das gesamte Reichsgebiet, aus der ersichtlich

wird, dass trotz sehr hohem Fahrradverkehr die Länge der vom Reich zu

unterhaltenden Radwege nur 2.640 km und die Länge der von den Provinzet zu

unterhaltenden Radwege insgesamt lediglich 455 km betrug.aa Diesen

Ergebnissen folgte ,,eine Flut von Erlassen der zuständigen Reichs- und

Landesbehörden, die eine Förderung des Radverkehrs zum krhalt hatter{'45. Doch

letztlich wurden nur wenige Radwege gebaut. Als Grund hierfür sieht Burkhard

Horn einerseits das fehlende Verständnis der Behörden, andererseits habe es

angesichts anderer Prioritäten an den finanziellen Mittel für den Radwegebau

gefehlt.a6 Demzufolge kann in Bezug auf die behördliche Unterstützung für den

Radwegebau insgesarnt zunächst nicht von einem'siegeszug gesprochen werden,

3e HEI.trNEKING: Der Radfahrverkehr, S. 20.
oo SEIDENSTICKER, wilhelm: Radwegeplanung, S. 13.
4t HENNEKING: Der Radfahrverkehr, S. 20.
42 TIMPE, Gustav: Festsckift des Vereins Deutscher Fahrrad.Industrieler, S. 90.
o3 Hans Joachim Schacht galt seit seiner 1933 erschienenen Dissertation ,,Die Bedeutung des

Radfahrweges für die staätebauliche Planung" als wichtigster Experte füLr den Radwegebau und

den Radverkehr im Atlgemeinen und sollte diese Stellung auch bis in die 60er Jahre

beibehalten. Siehe: HORN, Burkhard: Geschichte der städtischen Radverkehrsplamrng, S. 7.
* Ermittelt auf der Basis des Datenmaterials in SCHACHT, Hans'Joachim: Statistisches

Handbuch des Radfahwerkehrs, S. 20 ff.

" HORN, Burkhard: Geschichte der städtischen Radverkehrsplanung, S' 7'
ou HORN, Burkhard: Geschichte der städtischen Radverkehrsplanung, S' 7.
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obgleich erste positive Schritte eingeleitet wurden. Angesichts des Umstands, dass

das Fahrrad besonders für die Arbeiterschaft das Fortbewegungsmittel Nummer

Eins war, stellt sich sodann die Frage, ob auch in der Industrie- und

Arbeiterhochburg des Ruhrgebiets dem Trend folgend eine derlei behördliche

Vernachläs si gung des Radwegebaus zrt v er zeicltnen ist.

2.3 Der Radverkehr im Ruhrgebiet

,§ach dem Krieg hat das Fahrrad im Ruhrgebiet wie im gatwerr Reich eine außerordentliche

Verbreitung gefunden. [...]Die Zahl der Fahrräder wird heute im alten Reichsgebiet auf 17

Millionen geschätzt, so daß sich eine Fahrraddichte von einem Fahnad je vier Einwohner

ergibt. Im Ruhrgebiet dürfte in Anbetracht der niedrigen Volkseinkommens die Fahrraddichte

über dem Reichsdurchschnitt liegen."a7

Die überdurchschnittliche Verbreitung des Fahrrades wurde jedoch nicht nur von

dem ,,geringen Volkseinkommen", sondern auch von den strukturellen und

historisch gewachsenen Gegebenheiten des Ruhrgebiets begünstigt. Aus diesem

Grund soll zunächst die strukturelle Entwicklung des Ruhrgebiets kurz

nachvollzogen werden.

2.3.1 Der Strukturwandel des Ruhrgebiets

Der Aufschwung des Ruhrgebietes zum Lrdustriegebiet begann mit der um 1840

einsetzenden Großindustrialisierung. Ausgehend vom Ruhrtal und der Ruhr

weiteten sich die Bergbau- und Industriegebiete hin zur Emscher und weiter zur

Lippe aus. Diese Nordwandemng der Industrieanlagen entstand durch die

nattirlichen Abbaubedingungen im Ruhrgebiet.as Die Flüsse und die Eisenbahn,

deren erste Linien ab L847 das Ruhrgebiet durchzog4e, waren fürdie Ausdehnung

des Ruhrgebiets entscheidend. Durch sie war es möglich, die Güter gtinstig zu

o7 SVR -- Siedlungsverband Ruh*ohlenbezirk (Hrsg.): Gesarntverkehrsplanung für den Ruhr-

kohlenbezirk I, Essen 1938, S. 37.

Die kohlenflihrenden Karbongebirge lagen an der Ruhr an der Oberfläche und sanken gegen

Norden allmählich ab. Dabei waren sie zunehmend von einer stark wasserhaltigen Mergel-

decke überlagert, die,an der Lippe bereits 600 bis 800'm erreicht. Aus diesem Grund war es zu

Beginn der Kohlenftirderung nicht möglich die im Norden vorhandenen Kohlevorkommen

abiutragen. Erst durch die Dampfmaschine wurde ermöglicht im senkrechten Schachtbau aus

tieferen Flözen,große Kohlemengen zu heben und das vorhandene Wasser abzupumpen' Dieser

technische Fortschritt und die steigende Nachfrage nach Kohle führten zu einer Wanderung des

Kohlenbergbaus nach Norden, während im Süden sich die Kohlevorkommen langsam

erschöpften. Siehe: FRIEMANN, Heinrich: Verkehrsfragen im rheinisch-westfülischen

Industiiegebiet. In: Institut für Raumforschung-Bonn (Hrsg.): Ordnung und Planung im Ruhr-

Raum. Tatsachen und Aufgaben, Dortmund 1951, S. 75'87,5.76.
1847 wurde die erste Eisenbahnlinie von der Köln Mindener Eisenbahngesellschaft von

Düsseldorf-Oberhausen.Dortmund nach Hamm errichtet (Köln-Minden Bahn). Vgl.:

FRIEMANN, Heinrich: Verkehrsfragen im rheinisch-westfiilischen Industriegebiet, S. 76.
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transportieren und einen größeren Markt zu beliefern, wodurch der Bedarf und die

Förderung stetig wuchsen.so Das Ruhrgebiet avancierte binnen weniger Jahr-

zehrte zum größten Industriegeb iet Europas. 
5 1

Von diesen tiefgreifenden Veränderungen blieb die Bevölkerungsentwicklung

nicht unberükt. ln gut fünfzig Jahren versechsfachte sich die Bevölkerung, von

236.558 Menschen im Jahr 1843 auf 1.505.480 im Jahr 1895.s2 Dieser Trend

setzte sich auch in den Folgejahren fort, so dass 1925 bereits 2,8 Millionen

Menschen das Ruhrgebiet bevölkerten.s3 Diese Zuwanderung wurde ab 1870 von

den ansässigen Unternehmen des Ruhrreviers gefördert, indem eine aktive

Anwerbung von Arbeitskräften in den östlichen Provinzen erfolgte. So sind in den

Jahren 1860 bis 1933 allein nahezu 900.000 Ostpreußen in das Ruhrgebiet

eingewandert.5a Die große Zahl dieser Menschen und die Tatsache, dass sie nicht

aus der Region oder der näheren Umgebung stammten, verursachten für die Städte

und die Unternehmen des Ruhrgebiets ein Unterkunftsproblem. Die Lösung dieses

Problems lag in der Errichtung sogenannter Kolonien. Boten größere Flöze die

Aussicht auf eine langfüstige Kohlenftirderung, so wurden Kolonien gebaut.

Dabei handelte es sich um Siedlpngen, die meist abseits von bestehenden Dörfern

oder Städten errichtet wurden, aber dennoch möglichst nah an der Arbeitsstätte

der Berg- oder Industriearbeiter lagen.ss 1844 errichtete die Gutenhoffnungshütte

in Eisenheim bei Oberhausen die ersten Kolonienhäuser des Ruhrgebietes.

Danach folgten zwar vereinzelt einige Siedlungsprojekte, aber erst um 1890 setze

ein regelrechter Bauboom ein. So verfügte das Ruhrgebiet 1873 über 5.930

zecheneigene Wohnungen, 1893 lag die Zahlbercits bei 10.000 und 1914 sogar

bei 86.801. Hierdurch war es möglich geworden, 34,90Ä der Bergarbeiterschaft

to STEIrIBERG, Heinz-Günter: Das Ruhrgebiet im 19. und 20. Jahrhundert, Ein Verdichtungs.
raum im,Wandel, Münster 1985, S. 8f.

" Wie rasant sich diese Veränderung vollzogen hat, lässt sioh an einigen,Daten veranschaulichen.

So hat sich die Zahl der Hochöfen von 1880 bis 1855 von 15 auf29 erhöht, d.h. binnen fünf
Jahren verdoppelt. Die Roheisengewinnung stieg von 1850 bis zum Ende des Jahrhunderts von
12.000 t atf 2,773 Mio. t an. In demselben Zeitraum erhöhte sich die Steinkohlengewinnung
von 956.000't auf 60 Mio. t. Siehe: STEINBERG, Heinz Günter: Das Ruhrgebiet im 19. und
20. Jahrhundert, S. 8f.t' STEII.IBERG, Heinz-Günter: Das Ruhrgebiet im 19. und 20. Jahrhundert, S. 9.

53 PARENT, Thomas: Das Ruhrgebiet. Vom ,,goldenen" Mittelalter zur lndustriekultur, Köln
2000, s.25.
Die hier entstandene Binnenwanderung wird am Beispiel der Zeche Holland (Wattenscheid)
anschaulich. 1908 waren unter den 2715 Bergleuten 654 Ostpreußen, 339 Posener, 113

Westpreußen und einige Oberschlesier gezähltworden. Siehe: STEINBERG, Wilhelm (Hrsg.):

Wohnstätten an Rhein und Ruhr, S. 16.

STEINBERG, Wilhelm (Hrsg.): Wohnstätten an Rhein und R.uhr, S. 17.
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unterzubringetrs6, wobei hervorzuheben ist, dass in den nördlichen Stadtgebieten

mancherorts mehr als 60oÄ der Bergmarursfamilien in zecheneigenen Wohnungen

untergebracht waren.57 Diese Schwankungen kamen durch die Verlagerung der

Bergbau- und Industriegebiete nach Norden zu Stand.

2.3.2Der Verkehr

Der rasante Aufschwung des Ruhrgebietes zum Industriegebiet fi.ihrte zu einem

,,Musterbeispiel städtebaulicher Fehlentwicklung"5s. Dies lag darin begründet,

dass die Ausdehnung des Stadtgebietes durch die Ansiedlung von Industrie-

betrieben bestimmt wurde und nicht durch städtebauliche Gestaltung, d.h. auch in

Bezug auf das Verkehrswesen wirtschaftliche Notwendigkeiten für einen

effizienten Gütertransport im Vordergrund standen.se Das Problem dieser

Entwicklung war, dass sich die Verkehrswege des Güter- und Personenverkehrs in

unterschiedlicher Richtung entwickelten. Die natürlichen Distributionswege

bildeten die Ruhr, die Emscher und die Lippe. Alle drei Flüsse weisen eine Ost-

West Richtung auf und mtinden im Westen in den Rhein. Diese Gegebenheiten

begünstigten den Güterverkehr, da zum einen ein leichterer Abtransport und zum

anderen über den Rhein eine weltweite Distribution ermöglicht wurde. Aus

diesem Grund orientierte sich auch der Eisenbahnverkehr, der zweite wichtige

Distributionsweg, in eben diese Richtung. Dadurch entstanden Defizite im Nord-

Süd-Verkehr, der jedoch durch die Nordwanderung der Arbeitsstätten immer

bedeutender für den Personenverkehr wurde, da durch sie Berufsverkehr

entstand.60 Die Besonderheit des Berufsverkehrs im Ruhrgebiet liegt darin, dass

nicht im herkömmlichen Sinne von Pendlem gesprochen werden kann.

Gewöhnlich werden unter diesem Begriff Personen verstanden, deren Wohnung

5',7

58

Die Unterbringung der Beschäftigten war für die Unternehmen wichtig, um den Arbeiter an

das Unternehmen zu binden. Durch die körperlich anstrengende Arbeit kam es oft zu einer

hohen Fluktuation, der durch das Ansiedeln der Arbeiter,in Werkswohnungen Einhalt'geboten

werden,sollte. ,,Die Fluktuation betr.ug z. B. 1900'auf den Zechen des Ruhrgebietes im Durch-

schnitt l20oÄ der Gesamtbelegschaft, dagegen -nur 7,5Yo aller Bewohner von Werks-

siedlungen". Vgl.: DEGE, Wilhetm/DEGE Wilfried: Das Ruhrgebiet (Geocollege Nr. 3),

Stuttgart 1983, S. 48.
PARENT, Thomas: Das Ruhrgebiet,S.Zal .

RAPPAPORT, Philipp: Das Ruhrgebiet. Ein Rückblick, ein Ausblick: Nach einem Vortrag
vom 09. Mai 1951 (Sonderdruck.aus,,der Städtetag". Zeitschrift für kommunale Praxis und

Wirtschaft. 4. Jahrgang. Heft 7), Stuttgart 1951, S. 4.

Ebd.
KLEIBER, Wilhelm: Der Bergarbeiterberußverkehr, S. 18. 
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und Arbeitsstätte in verschiedenen politischen Gemeinden 1iegen.61 Im Ruhrgebiet

ist eine derartige Definition nicht m«iglich, da durch die Wanderung der Industrie

von Süden nach Norden ein Pendlerverkehr innerhalb der Städte entstanden ist.

Hinzu kommt der Umstand, dass die Städte des Ruhrgebiets flachenmäßig

zunehmend zusammengewachsen waren, d.h. die Übergänge von einer Stadt zur

anderen fließend geworden sind. Dies führte dazt, dass beispielsweise ein

Arbeitnehmer, der im Süden von Essen wohnt und im Norden der Stadt arbeitet,

einen weiteren Weg zurücklegen musste als ein in Bottrop, Gladbeck, Gelsen-

kirchen oder Wanne-Eickel Beschäftigter.62 Daher muss im Ruhrgebiet nicht von

einem Pendlerverkehr, sondern vielmehr von einem Berußverkehr gesprochen

werden. Dieser Aspekt ist deshalb hervorzuheben, weil sämtliche Erhebungen im

Ruhrgebiet sich auf eben diesen Berußverkehr und nicht auf den Pendlerverkehr

im herkömmlichen Sinne beziehen. Dass diese Form des Verkehrs zunehmend

wuchs und als problematisch empfunden wurde, wird aus dem Versuch deutlich,

die Bergarbeiter innerhalb des Stadtgebietes umzusiedeln, um eine Verkehrs-

entlastung zu erreichen. Allerdings wurden diese Umsiedlungsmaßnahmen von

den,,altangesessenen, orts- und familiengebundenen Bergarbeitern" meist

abgelehnt und führten somit zu keiner Dezimierung des Berufsverkehrs.63

Es kann zusammenfassend festgestellt werden, dass die hier beschriebenen

strukturellen Bedingungen im Ruhrgebiet wesentliche Faktoren für die §utzung

des Fahrrades als Nahverkehrsmittel waren. Der Großteil der im Ruhrgebiet

Beschäftigten gehörte zu der Arbeiterklasse, für die das Fahrrad aufgrund seiner

wirtschaftlichen Vorzüge das wichtigste Verkehrsmittel war. Durch die Kolonien-

bildung entstanden zunächst recht kurze Arbeitswege, die fußläufig gut ru

erreichen waren. Durch die Nordwanderung der Arbeitsstätten wiederum

vergrößerten sich allerdings die Distanzen zwischen Wohn- und Arbeitsstätten,

deren Überbrückung ,durch das Fahrrad ermöglicht wurde, Der. mangelhafte

Ausbau der Nord-Süd Verbindungen bedingte, dass,das Fahrrad für die von.Süden

nach Norden wandernden Bergarbeiter oft die einzige Alternative für den Weg zur

Arbeit war. Somit begünstigten den überdurchschnittlichen Fahrradverkehr zum

GADEGAST, Joachim: Der Generalverkehrsplan ftiLr das Ruhrgebiet. Probleme uns bisherige

Arbeitsergebnisse. Sonderdruck. In: Institut für Raumforschung und Akademie fi.ir
Raumforschung und Landesplanung (Hrsg.): Raumforschung und Raumordnung (20. Jahrgang,

Vorabdruck), Köln 1962, S. 5.

Ebd.
KLEIBER, Wilhelm: Der Bergarbeiterberußverkehr im rheinisch-westftilischen Industrie-

gebiet. Mögtichkeit einer Umsiedlung von Bergarbeitern des Berufsverkehrs. Dargestellt und

untersucht an den Belegschaften der Dortmunder Zechenbetriebe, Mtinster 195 1, S. I 8.
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einen das ,,niedrige Volkseinkommen" und zum anderen die defrzitäte

Entwicklung des Ruhrgebietes in städtebaulicher und verkehrsinfrastruktureller

Hinsicht. Zur Behebung dieser Mängel wurde 1920 durch preußisches Gesetz der

Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk gegründet.

2.3.3 Siedlungsverb and Ruhrkohlenbezirk (SYR)

Die atfgezeigten Defizite konnte durch die zusammenwachsende Struktur des

Ruhrgebietes von den einzelnen Gemeinden nicht behoben werden. Aus diesem

Grund wurde beschlossen einem Kommunalverband die weitgehende horizontale

Organisation des Ruhrgebietes über alle Stadt- und Landkreise hinweg

zuzuweisen.6o Diese Idee wurde 1920 durch die Bildung des SVR konkretisiert.

Den einzelnen Gemeinden wurden bestimmte Hoheitsrechte auf dem Gebiet der

Planung, des Verkehrs, des Wegwesens, der Fluchtlinienfestsetzung, der Bau-

ordnung usw. entzogen und mit dem Ziel, eine geeignete Regelung für das

gesamte Ruhrgebiet za finden, dem SVR übertragen.6s Durch die große

Bedeutung des Radverkehrs ständen, nach eigenen Angaben, die Aufgaben des

SVR auf dem Gebiet des Straßenbauwesens im engen Zusammenhang mit der

Färsorge des Radwegeausbaus.66 Allein in der Zeitspatme von 1930 bis 1935 hat

der Radverkehr an bestimmten Zählpunkten einen Anstieg von 200 bis 350%

aufgezeigl.u'U* geeignete Handlungsalternativen fi.ir den Straßen- und Radwege-

bau herleiten zt können, war eine Untersuchung der Berufsverkehrsströme

notwendig.

2.3.3.1 Zechenb erufsverkehr

Da ein Großteil der im Ruhrgebiet arbeitenden Menschen im Bergbau beschäftigt

war, widmete der SVK_* 1938 in seinem ,,Generalverkehrsplan (GVP) für den

Rrihrkohlenbezirkl" ein Kapitel dernZechenberufsverkehr. Als Grundlage diente

eine von der Studiengesellsehaft'flir die Rheinisch-Westfiilische Schnellbahn

durchgefi.ihrte Befragung von l3L Zechengruppen mit einer Gesamtbelegschaft

von nahezu 400.000 BeschäftiEen. Damit wurde rund ein Drittel der in Industrie

65

66

67

Ahnliche Verbände wurden bereits 1904 und l9l3 für Fragen der Abwasserregelung
(Emschergenossenschaft) und Wasserversorgung (Ruhwerband) gebildet. Siehe:

RAPPAPORT, Philipp: Das Ruhrgebiet, S. 5f.
RAPPAPORT, Philipp: Das Ruhrgebiet, S. 6.

SVR: Gesamtverkehrsplanung für den Ruhrkohlenbezirk 1938, S. 37.

Ebd' 
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und Handwerk im Ruhrgebiet hauptberuflich erwerbstätigen Bevölkerung erfasst.

Ziel dieser Untersuchung war es, die Frage zu beantworten, ,,welches Berufs-

verkehrsbedürfnis durch die Ströme [der] Arbeitsstätten ausgelöst wird und wie

weit sie insbesondere fi.ir die öffentliche Verkehrsbedienung von Bedeutung"6s

waren.

In den Ergebnissen spiegeln sich die zuvor aufgezeigten strukturellen Verhattnisse

durch die Wahl des Beförderungsmittels der Bergarbeiter wider. Der größte Teil

der Bergarbeiter erreicht seine Arbeitsstätte zu Fuß, was durch die Nähe der

nördlich gelegenen Kolonien zu den jeweiligen Arbeitsstätten ztr erklären ist.

Größe Distanzen, wie bei den irn Süden angesiedelten tsergarbeitern wurden mit

dem Fahrrad zurückgelegt. Die öffentlichen Verkehrsmittel werden hingegen

kaum und der Personenkraftwagen in keinem Fall für den Berufsweg genutzt- Der

SVR beschreibt diesen Zustand als ,,Regelfall* 
6e im Ruhrgebiet und schließt

daraus, dass für den Betrieb und somit auch für die Netzbildung der öffentlichen

Verkehrsmittel der Berufsverkehr der Zechen ,,keineswegs von erheblicher

Bedeutung sein kann"?0.

,,Darum hat der Siedlungsverband im Rahmen seiner Aufgaben für den Straßenverkehr von

Anfang an die Anlage von Radwegen und ihre finanzielle Förderung als eine seiner drinqlichen

Aufgaben betrachtet. t...1 Ebenso hat der Verband schon im Jahre 1928 ein

zusammenhängendes Radwegenetz für den engeren_Bezirk geplant und gemeinschaftlich mit

den Städten und Landkreisenln Angriff genommen."?l

2.3.3.2 Radwege im Ruhrgebiet

Der Ausbau eines Radwegenetzes war ein recht ambitioniertes Projekt. Wie in

Kapitel 2.2 aufgefi,thrt setzte eine behördliche Förderung des Radwegar.lsbaus erst

in den i930er Jahren eine, so dass in den Gemeinden des Ruhrgebietes bis 1939

lediglich 322 l«r_ Radwe ge vorhanden w ar en.1'

Der SVR sieht den rnangelnden Radwegeausbau in der wirtschaftlichen Lage der

Städte und Gemeinden begrändet. Die Finanzkraft würde,sich in den dringendsten

Aufgaben des Tages erschöpfen, so dass keine Mittel für die Sonderzwecke des

70
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SVR: Gesamtverkehrsplanung für den Ruhrkohlenbezirk 1938, S' 25.

Berufsverkehr, der die Nutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln erforderlich macht, entstand

nach dem SVR vor allem in Randgebieten. Als Beispiel wird der Südrand des östlichen

Rukgebiets aufgeführt, da in diesem Bereich die Wohnstätten nicht dem wandernden Bergbau

nachgefolgt sind und dadurch bedeutende tägliche Pendlerwanderungen entstanden sind. Siehe:

SVR: Gesamtverkehrsplanung für den Ruhrkohlenbezirk i938, S. 25.

Ebd.
SVR: Gesamtverkehrsplanung füLr den Rubrkohlenbezirk 1938, S. 38'

Siehe: Anhang2. 
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Fahrrades zur Verfi.igung stünden. Auch die Versuche, durch die Einführung von

Jahresringen oder der indirekten Besteuerung der Reifen die Radfahrer selbst zum

Bau von Radwegen heranzttziehen, seien gescheitert.T3 Ztdem wäre es durch die

dichte Bebauung des rheinisch-westf?ilischen Industriegebietes schwer, Radwege

innerhalb der Ortschaften zu bauen. Einzelne Stadte des Ruhrgebietes hätten nvar

schon füihzeitig versucht, den Bedürfnissen des Radverkehrs gerecht zu werden,

jedoch konnten diese Initiativen nur Teilerlöse erreichen, die sich wie ein Flicken-

teppich über das Ruhrgebiet zogel. Die Aufgabenstellung im Ruhrgebiet wäre

demnach klar vorgezeichnet, nämlich Radwege zrbauen, wo sie im lnteresse der

Verkehrssicherheit flir Radfahrer und der Entlastung der Fahrbahn am

dringendsten notwendig wären.7a Aus diesem Grund setze sich der Siedlungs-

verband das Ziel, ein geschlossenes Radwegenetz in Ruhrgebiet zu fordern.Ts Der

vordringliche Ausbaubedarf an Radwegen im Gebiet des Siedlungsverbandes

würde 1.070 km betragen, wobei der größte Teil auf die Reichs- und Landstraßen

I. Ordnung entfiele.T6 Der genaue Ausbauplan des Radwegenetzes ist im Anhang

1 zu sehen.

Abschließend ist festzuhalten, dass durch den lcurz nach diesen Plänen

eintretenden Zweiten Weltkrieg die bestehenden Verhältnisse zunächst

konserviert und mit einsetzenden Kriegsschaden verschlechtert wurden. Wie

zttvor erwähnt stieg gerade während der Kriegsjahre die Bedeutung des Fahrrades

an.77 Gunter Ruwenstroh behauptet sogar, dass zrvischen 1942bis 1947, d.h. auch

in den unmittelbaren Nachkriegsjahren, die einzige Periode gewesen sei, in der

das Fahrrad das stadtbildprägende Verkehrsmittel war.78 In Anbetracht dieser

Umstände ist zu erwarten, dass die Ambitionen bezüglich eines Radwegeausbaus

auch nach dem Krieg ein zentrales Element der Aufbaupolitik gewesen sein

müssten.
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SCHACHT, Hans-Joachim: Statistisches Handbuch des Radfahrverkehrs, S. 80f.

SVR: Gesamtverkehrsplanung für den Ruhrkohlenbezirk 1938, S. 38.

So wurden mit,Zuschüssen des SVR 1936 in Oberhausen, Dinslaken, Homburg und Moers

Radwege angelegt, die als Fortführung bzw. Ergärrung der schon vorhandenen Radwege,

dienten und in den Ortskernen von Essen, Bochum,'Gelsenkirchen, Castrop-Rauxel und Hamm
neue Radwege angelegt. Siehe hierzu: SCHACHT, Hans-Joachim: Statistisches Handbuch des

Radfahrverkehrs, S. 80f.
Gesamtverkehrsplanung für den Ruhrkohlenbezirk 1938, S. 39.
HORN, Burkhard: Geschichte der städtischen Radverkehrsplanung, S. 7f.
RUWENSTROTH, Gunter: Fahrrad im Nahverkehr. Fahrrad im Nahverkehr
Forschungsprojekt BMBau RSIIg - 704102 - 75.13 (1977) (Schriftenreihe ,,Städtebauliche
Forschung" des Bundesministers ftir Raumordnung, Bauwesen und Städtebau. Nr. 03.066),
Bonn 1978, S.29. 
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3. Radverkehr im Ruhrgebiet 1945-1965

Die Reichsstelle für Raumordnung wurde mit Zusammenbruch des Deutschen

Reiches 1945 affgelöst. Das Raumordnungsrecht wurde allerdings vom Alliierten

Kontrollrat nicht außer Kraft gesetzt, sondern ging auf die neuen Länder über. Der

SVR blieb als Kommunalverband unberührt und trat bereits am 14. September

1945 in seiner Funktion als Landesplanungsgemeinschaft wieder auf. In den

ersten Nachkriegsjahren konzentrierten sich die Tätigkeiten des SVR primär auf

die Wohnungsbauförderung im Revier. Die Gesamtplanung des Gebietes trat in

den Hintergrund. Erst das Landesplanungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen

vom 1!.März 1950 verlangte von den Landesplanungsgemeinschaften wieder die

Aufstellung von Raumordnungsplänen.7e Aus diesem Grund finden sich in den

Jahren zwischen 1945 und 1950 keine amtlichen Erhebunger zürn Radverkehr

oder Ausbaupläne flir Radwege. Dennoch sollen im Folgenden einige Indizien

angeführt werden, die darauf hinweisen, dass in den unmittelbaren Nachkriegs-

jahren das Fahrrad das ;,stadtbildprägende Verkehrsmittel" war.

3.1 Der Radverkehr in der Nachkriegszeit

Ein erstes Indiz für die Bedeutung des Fahrrades in der Nachkriegszeit liefern

Aktenbestände der Zeche Sachsen in Heesen. Die Gemeinde Heesen kann als

typisches Beispiel einer Bergbaugemeinde im Ruhrgebiet bezeichnet werden.

Nach anfünglichen Probebohrungen nahm l9l2 die Zeche Sachsen ihren Betrieb

auf und die Gemeinde wuchs von 3.288 Einwohnern im Jahr 1911 auf 8.143 im

Jabr 1925 und erreiehte 1945 mit 10.860 Einwohnern ihren Höchstwert. Rund ein

Drittel der Einwohner war im Bergbau tätig, es wurden Kolonion errichtetso und

es wurde anscheinend viel Rad gefahren.

Knapp zwei Monate nach der bedingungslosen Kapitulation Deutschlands findet

sich der erste Aktenvermerk. Die Verwalrung der Zeche Sachsen bittet bei der'

Militärregierung um die Zuteilung von.250 Fahrrädern. Aufgrund von Bombetr-

angriffen und Diebstählen seien sehr viele Fahrräder verloren gegangen, deren

Wiederbeschaffung ,,unbedingt nötig" sei.8l Diese Notwendigkeit resultiert aus

7e SVR - Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk (Hrsg.): Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk

1920-lg7} (Schriftenreihe Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk Nr. 29), Essen 7970, S. 42.
80 WLLLGARTER, Gisela: Heessen und die Zeche Sachsen 1912-1976, Essen 2002, S. 13ff.
81 Verwaltung Zeche Sachsen. Bekeff: Fahrräder für die Belegschaft, Heessen 03.07.1945. In:

montan.dok BBA 541569 
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der Tatsache, dass 300 Bergarbeiter einen Arbeitsweg von rnehr als 5 km und

3.000 sogar mehr als 7 km zurücklegen mussten. Ein großer Teil dieser Arbeiter

verfligte nicht über ein Fahrrad und könnte vor allem bei schlechtem Wetter diese

Distanzen nicht zu Fuß bewerkstelligen, was zum Fehlen der Arbeiter fi.ihre.82

Hierbei ist zu bemerken, dass laut Gisela Wallgärter, die sich mit der Geschichte

der Stadt Heesen und der Zeche Sachsen beschäftigte, 1945 lediglich 1.773

Arbeiterund 134 Angestellte, d.h. 1.907 Beschäftigte auf der Zeche tätig waren.

Eine Belegschaft über 3.000 Mann wurde lediglich in den 20er Jahren erreicht.83

Da nicht anzunehmen ist, dass die Zecl-enverwaltung nicht wusste, wie viele

Beschäftigte auf der Zeche arbeiten, ist es möglich, dass hier bewusst eine größere

Zahl gewählt wurde, um die Zuteilung einer größeren Zahl von Fahrräderfi ztr

erreichen. Eine 1946 durchgeführte ZähLung über die Zahl der Radfahrer und der

noch benötigten Fahrräder ergab, dass 900 Bergarbeiter zu den Radfahrern zählten

und deruroch 600 weitere Fahrrädern benötigt würden.8a Bezogen auf die

tatsächliche Belegschaftshöhe ergäbe sich ein Radfahreranteil von 47oÄ bzw.,

wenn die Zulieferung der benötigten Fahrräder erto-lgt wäre, von 780Ä. Selbst bei

der von der Zechenverwaltung angegebenen Belegschaftszahl ergäben sich

Prozentsätze von 27oÄ bzw. 45Yo. Demzufolge war das Fahrrad das wichtigste

Verkehrsmittel und seine Beschaffung in dieser Zeitvon großer Bedeutung.

Dass das Beschaffungsproblem nicht nur die Zeche Sachsen beschäftigt hat, zeiE

folgender Aktenvermerk :

,,Die Verhandlungen mit den Fahrradfirmen in Bielefeld führten zu keinem Ergebnis, weil die

gesamte Produktion von Dürkopp, Phönix und Görike von der Militärregierung für die

Ruhrkohlen-Konholle beschlagnahmt ist. Insgesamt müssen diese Firmen 15.000 Fahrräder ins

Ruhrgebiet liefern. Die Verteihrng der Räder auf die einzelnen Zechen bestimmt die R'C.C- in
Recklinghausen. Wir werden uns aR diese über unsere Betreuungsoffiztere wenden trud bitten,

uns möglichst früh Fahrräder zuzuteilen."ss

Ob diese Fahrräder das Ruhrgebiet je erreicht haben, kann hier nioht beantwortet

werden, da in den Aktenbeständen des Bergbauarchivs diesbezüglich keine

Angaben zu finden sind. Im Fall der Zeche Sachsen kann festgestellt werden, dass

trotz mehrfacher Nachfrage nach Zuteilung nur kleine Erfolge verzeichnet werden

konnten. So wurden am 26. September 1945 lediglich 34 Fahrräder von der

83

84

Verwaltung Zeche Sachsen: Betreff: Bekanntmachung. Beschaffung von Bedarßgegenständen,

Heessen I 6.08. I 945. In: montan.dok BBA 541 569.
WALLGÄRTER, Gisela: Heessen und die Zeche Sachsen l9L2-1976, S. 64.

Verwaltung Zeche Sachsen. Betreff: Fahrräder für Bergleute. 01.08.1946. In: montan.dok BBA
s4/569.
Verwaltung Zeche Sachsen. Bekanntmachung: Beschaffi.rng von Bedarßgegenständen,

Heessen 16.08.1945. In: montan.dok BBA 54/569.
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NGCC86 freigegeben, wobei neun an die Zeche Sachsen, 16 an Julia und

Recklinghausen und neun an die Zeche Viktoria gingen.87 Am 09. Oktober erhielt

die Zeche Sachsen einen Gutschein in Höhe von 250 Reichsmark, um benötigte

Ersatzteile zu kaufen.88

Die Bedeutung des Fahrrades fi.ir die Zechenverwaltung und somit auch für den

Zechenbetrieb wird daran deutlich, dass die Zuterlung von Fahrrädern

reglementiert wurde. Ein Fahrrad wurde dem Bergman flir eine Gebühr von 2,-

RM zur Verfügung gestellt mit der Absicht, dass dieser nach fünf Jahren Eigner

dieses Fahrrades wurde, d.h. hierdurch eine Bindung des Bergarbeiters und des

Fahrrades an den Betrieb vollzogen wurde. Dieser Bindung konnte man auch

durch den sofortigen Erwerb des Fahrrades nicht entgehen. Der Arbeiter musste in

diesem Fall eine schriftliche Erklärung abgeben, dass er sein Fahrrad in den

nächsten flinf Jahren nicht an eine andere Person verleiht, vermietet oder verkauft

und beim Verlassen des Betriebes binnen dieser Fünfiahresfrist das Fahrrad an die

Zeche zu einem angemessenen Preis zurück verkauft.se Die Intention dieser

Reglementierung lag zum einen darin, dass der Bergarbeiter an den Betrieb

gebunden werden sollte, um Fluktuationen zu vermindern. Zum andern sollte

gewährleistet werden, dass ausreichend Fahrräder für die Belegschaft zuf

Verfligung standen, um die angesprochenen Fehlzeiten zu minimieren und den

Betrieb aufrechtzuerhalten. Der letzte Aktenvermerk bezüglich dor Zuteilung von

Fahrrädern findet sich für den 20.05.1947 . Die Zechenvetwaltung fragte ein

Fahrrad flir einen Bergmann an, der aufgrund eines Rückendurchschusses nach

Stufe II versehrt war und den Weg zur Arbeit aus diesem Grund nicht mehr zu

Fuß zurückgelegen konnte. Es wurde gebeten, ihm bei der nächsten Zuteilung ein

Fahrrad zu gebeneo. In dem Antwortschreiben,wurde die Bitte mit der Begründung

Nach Kriegsende übernahm die Militärregierung, die Verwaltung der Bergwerke. Zur

Beaufsichtigung der Zechen wurde zunächst im Atliierten Hauptquartier die Rhine Coal

Control gebildet. Deren Aufgaben sind im Juli 1945 von der North German Coal Control
(NGCC) mit dem Sitz in Essen füLr die in der britisohen Besatzungszone gelegenen Bergwerke

übernommen worden. Siehe: HERMANN, Wilhelm und Gertrude: Die alten Zechen an der

Rlhr; S. 89.
Von: Einkaufder Stei.nkohlegewerkschaft der.Reichswerke Hermann Göring, An: Verwaltung
Sachsen. Betreff: Verteilung von Fahrrädern, 05.10.1945. In: montan:dok BBA 541569.

Verwaltung Zeche Sachsen. Betreff: Fahrradersatzteile. 09.10.1946. In: montan.dok BBA
54/569.
Von: Verwaltung Zeche Sachsen. An: den Leiter der Märkischen Steinkohlegemeinschaft.
Betreff: Versorgung der Bergarbeiter - Neue Fahrräder, Heesse 14.11.1945. In: montan.dok

BBA s4ls69.
Von: Oberdirektor. An: Zeche Sachsen. Betrifft: Den WBD. Peter Schnitzki aus Ostwennemar.

21.04.1947.In: : montan.dok BBA 54/569. 
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abgelehnt, dass nach Einflihrung des Bergman-Punkte-Systemsel keine Zuteilung

von Fahnädern mehr erfolge und im Übrigen eine Autobusverbindung aufgebaut

sei, die der Bergmann flir seinen Weg zur Arbeit nützen könne.e2 Dernzufolge

nahmen die öffentlichen Verkehrsmittel erst L947 wieder ihren Betrieb auf, was

die von Ruwenstroth aufgefi.ihrte These zu bestätigen scheint.

Weitere Indizien lassen sich in Bauakten der Zechen finden. An der Zeche

Mathias Stinnes Schacht 1,2,5 beispielsweise wurde 1950 eine Fahrradhalle für

rund 207 Fahrrader errichtete3 und 1953 durch weitere Fahrradständer ergänzt.ea

Auch auf der Zeche Emil wurde 1952 eine neue Fahrradhalle errichtetes. Daraus

lässt sich schließen, dass die Nutzung des Fahrrades weiter anstieg und neue

Unterstellmöglichkeiten für die Belegschaft gebaut werden mussten. Wie

derartige Fahrradhallen ausgesehen haben müssen, zeigen folgende Bilder einer

Fahrrad- und Motoradhalle bzw. von Fahrrad- und Motorradständen det Zeche

Haniel in Oberhausen aus dem Jahr 1957. Deutlich zu erkennen ist, dass in der

dortigen Fahrradhalle hunderte von Fahrrädern abgestellt wurden und z1x

effizienteren Nutzung der z:ur Verfligung stehenden Abstellflache sogar

schrägstehende Fahrradhalterungen verwendet wurden.

93

94

95

Dabei handelt es sich um System bei dem Bergmännern eine bestimmte Anzahl von Punkten

der Zechenverwaltung zur Verfügung ,gestellt wurden, die sie frir Lebensmittel oder

Gegenstände eintauschen konnten. Dieses Angebot beinhaltete auch den Erwerb von

Fahrradersatzteilen. Siehe: HERMANN, Wilhelm und Gertrude: Die alten Zechenan der Ruhr,

s. 95.
Von: Verwalfing Zeche Sachsen. An: den Oberl«eisirektor des Landkreises Unna. Betrifft:
Peter Schnitzki aus Ostwennemar. 2A.05,1947.In: : montan.dok BBA 541569.

Haus der Essener Geschichte - Stadtarchiv 14313226.
Haus der Essener Geschichte, Stadtarchiv 14313253.
Haus der Essener Geschichte - Stadtarchiv 14316071. 
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Abb. 2: Fahrrad- und Motorradhalle der Zeche Haniel in Oberhausen 1957

Vgl: montan.dok BBA 070300090401.

Abb. 3: tr'ahrradständer und Motorradabstellplatz der Zeche Haniel in Oberhausen 1957

§Fk!F?Ä,ir- :-4.,.L zwx * ..tu.a:.
Vgl. : montan.dok BBA 070300090402.

Des Weiteren effeichten den Bundesminister für Verkehr vereinzelt Beschwerden

darüber, dass Radfahrer und Fußgänger die Autobahn nutzten.e6 Allerdings

handelt es sich hierbei nur um Indizien, die keine eindeutige Übertragung auf das

gesamte Ruhrgebiet zulassen. Aus diesem Grund soll im Folgenden eine

'u Von: Dr. Booß. An: Minister für Wirtschaft und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen.
Betreff: Benutzung der Autobahn durch Radfahrer und Fußgänger. 1 8. Juli 1 95 1 . In: Landes-

archiv NRW - Abteilung Rheinland NW 276115.
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Untersuchung von Dr. Wilhelm Kleiber über den Bergarbeiterberufsverkehr rn

Dortmund betrachtet werden, mit der Frage, inwieweit durch seine Ergebnisse

Rückschlüsse auf das gesamte Ruhrgebiet gezogerr werden können.

3.1.1 Zechenberufsverkehr in Dortmund

Dr. Wilhelm Kleiber untersuchte den Bergarbeiterberufsverkehr Ende 1948 am

Beispiel der Stadt Dortmund unter der Fragestellung, inwieweit eine Umsiedlung

der Bergarbeiter zur Reduzierung des Berußverkehrs beitragen könnte. Es werden

an dieser Stelle lediglich die Ausfi.ihrungen über die Nutzung der Verkehrsmittel

und die Gründe für das Aufkommen des Berufsverkehrs l«lr.ztezipiert.

Die Ergebnisse der Untersuchung wurden durch eine Umfrage bei der Verwaltung

der Dortmunder Zechenbetriebe gewonnen. Die Erhebung erfasste 15 Zechen-

anlagen, wobei nach der Belegschaftsstärke, nach dem Wohnort der Belegschaft

und nach der Art des hauptsächlich benutzten Verkehrsmittels im Berufsverkehr

gefraE wurde.eT Bei der Auswertung der Ergebnisse wurde definiert, dass

Arbeiter lediglich dem Berußverkehr unterliegen und somit als Pendler

bezeichnet werden, wenn der Weg von der Wohnstätte zum Arbeitspla7 mehr als

zwei Kilometer beträgt.et Aufgrund dieser Annahme ergab sich eine Gesamt-

pendlerzahl von 34oÄ aller im Dortmunder Bergbau beschäftigten Bergarbeiter.

Des Weiteren ergab die Untersuchung, dass von diesen 34oÄ r:urird 70Yo der

Pendler in den Stadtzechen beschäftigt waren. Als Grund für diesen Sachverhalt

werden zwei wesentliche Faktoren benannt . Zrtm einen handelte es sich bei den

Stadtzechen meist um Großzechen, zum anderen boten sie eine günstige

Verkehrslage, da in der Innenstadt alle Verbindungslinien des Nah- und

Bezirksverkehrs einmündeten. Zudern befinden sich die Wohngebiete der

Bergarbeiter nicht im Innenstadtbereich, wodurch ein größerer Anfahrtsweg zu

den Zechen erforderlich wurde. ee

Bezüglich der Verkehrsrnittelwahl wird ausgeführt, dass von der Gesamtzahl der

erfassten Bergarbeiter,3oÄ die Eisenbahn, rd.80Ä die städtischen Verkehrsmittel

(Straßenbahn, Omnibus, Obus), rd. l0%o den'Privatomnibus nutzten und somit ca.

e7 KLEIBER, Wilhetrm: Der Bergarbeiterberufsverkehr, S. 33.
e8 KLEIBER, Wilhelm: Der Bergarbeiterberufsverkehr, S. 35f.

'e KLEIBER, Wilhelm: Der Bergarbeiterberufsverkehr, S. 39.
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80% den Weg zur Arbeit zu Fuß oder mit dem Fahrrad zurücklegten.r0O Kleiber

zeigt auf, dass aus ,,diesen Angaben [...] die große Bedeutung ersehen werden

[kann], die der Fußweg und das Fahrrad auch heute noch im

Bergarbeiterberufsverkehr besitzen.'(101 Wird die zuvor festgehaltene Definition

eines Pendlers auf diese Ergebnisse bezogen, wird die Bedeutung des Fahrrades

im täglichen Berufsverkehr besonders deutlich. Der Fußgängerverkehr erstreckte

sich primär im Radius von zwei Kilometern und wäre somit nicht den 34% des

errechneten Pendlerverkehrs zuzurechnen. Werden also die summierten 20Yo der

öffentlichen Nahverkehrsmittel abgezogen ergibt sich, dass 1948 L4Yo allet

Dortmunder Beschäftigten das Fahrrad,für den Weg zur Arbeit nutzten.lo2 Sornit

ist festzuhalten, dass, obwohl das Fahrrad immer noch das meistgenutzte

Individualverkehrsmittel war, dennoch den öffentlichen Verkehrsmitteln 1948

eine größere Rolle zukam als 1938. Mit einem summierten Anteil von20oÄ im

Vergleich zrl L4% Fahrradanteil kann an dieser Stelle nicht mehr davon

gesprochen werden, dass die öffentlichen Verkehrsmittel keine nennenswerte

Rolle im Berufsverkehr einnahmen.'03 Eine Erklärung für diese Verschiebung der

Verkehrsmittelwahl kann durch die von Kleiber aufgeführten Gründe für die

Richtung und den Umfang des Bergarbeiterberufsverkehrs gefunden werden-

3. 1.2 Richtung und Umfang des Bergarbeiterberufsverkehrs

Als ersten Grund für den Bergarbeiterberußverkehr führt Kleiber die bereits

besprochene Standortverlagerung des Bergbaus von Süden nach Norden auf. Der

zweite Grund sei die Abwanderung der Arbeitskräfte aus nicht bergbaulichen

Industrien, hauptsächlich der eisenschaffenden Industrie, zum Bergbau in den

Jahren nach dem Zweitet Weltkrieg.loa Die Produktion der eisensehaffenden

Industrie war,durch die Kriegsjahre vollständig zurn Erliegen gekommen und

wurde in der Nachkriegszeit ntsätzlich dureh Produktionsbeschränkungen und

Denaontage durch die Besatzungsbehörden gehemmt. Im Gegensatz daztt'warder

Bergbau.durch.die Kriegseinflüsse,in seinen Betriebsanlagen nur wenig bertihrt

worden. Es gab zwar von der Militärregierung auferlegte Restriktionen, die

roo KLEIBER, Wilhelm: Der Bergarbeiterberufsverkeh, S' 45f.
t01 KLEIBER, Wilhelm: Der Bergarbeiterberufsverkehr, S. 104f.

'o' KLEIBER, Wilhelm: Der Bergarbeiterberußverkehr, S. 46.

'o' Siehe Kapitel 2.3.3.1.

'04 KLEIBER Wilhelm: Der Bergarbeiterberufsverkehr, S. 32.
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Förderung wurde jedoch nie eingestellt.l05 Durch die Dezimierung der

Ruhrbevölk"*rg'06 und somit auch der Arbeitskräfte, vermochte der

bergbauliche Arbeitsmarkt den nach dem Krieg freiwerdenden Arbeitsstrom in

hohem Maße sofort aufzunehmen. Dieser Sachverhalt fi.ihrte zu einer Verlagerung

der Arbeiter aus den eisenschaffenden lndustrien in den Bergbausektor.l0T

Dadurch wurde ein schneller Aufschwung dieses lndustriezweigs begünsti$, so

dass bereits 1950 die Belegschaftszahlen über denen der Vorkriegszeit lagen. Mit

diesem raschen Aufschwung entstand allerding ein hoher Wohnungsbedarf, der

als dritter Grund von Kleiber aufgefi.ihrt wird.108 Denn weit größer als die

Zerstörung der Industrieanlagen war die der Wohnungen. Von den im Jahr 1939

bestehenden 1.254.A00 Wohnungen waren 278.000 zerstört und 600.000

beschädigt. Von 59.000 werkseigenen Wohnungen waren 82,20^ in verschiedener

Intensität beschädigt.toe Diese. hohe Fehlbedarf war sowohl unter wirtschaftlichen

als auch verkehrstechnischen Aspekten problematisch. Wirtschaftlich wurde ein

enger Zusammenhang zwischen den sozialen Wohnungsbau und der Industrie-

produktion gesehen; zum einen, weil die neuen Arbeiter eine Unterkunft

benötigten, zrtffr anderen, weit die Fluktuation der Arbeitskräfte hierdurch

abgemildert werden konnte.ll0 Unter verkehrspolitischen Gesichtspunkten war der

Wiederaufbau der Wohnungen von großer Bedeutung, da der Beschädigungsgrad

der Stadtkerne am höchsten war."t Dies flihrte zu einer Abwanderung der

Bevölkerung vom Kerngebiet zu den Außenbezirken der Stadte und verursachte

durch die weitere Strecke zwischen Wohnung und Arbeitsstätte erhöhten

Berufsverkehr.ll2 In Anbetracht dieses Umstands lässt sich auch der erhöhte

Einsatz der Nahverkehrsmittel erklären. Je weiter die Außenbezitke von den

Stadtkernen und somit Stadtzechen entfernt lagen, desto schwieriger wurde die

Überbrückung der Distanzen mit dem Fahrrad. Aus diesem Grund ist

,05 STEINTBERG, Heinz Günter: Das Ruhrgebiet im 19. und 20. Jahrhundert, S. l15ff
106 Die Bevölkerung des Ruhrgebietes sank von 4.350.000 Einwohnern im Jahr 1939 auf

schätzungsweise 3.000.000 im Jahr 1945. Siehe: ZAHN, Erich: Sozialer Wohnungsbau im

Rukgebiit. Abhängigkeit der Industrieproduktion vom Wohnungsbau. In: Institut für Raum-

forschung-Bonn (Hrsg.): Ordnung und Planung. im Ruhr-Raum. Tatsachen und Aufgaben,

Dortmund 1951, S.91-94, S.91.
107 KLEIBER, Wilhelm: Der Bergarbeiterberufsverkeh, S. 23.

'08 KLEIBER, Wilhelm: Der Bergarbeiterberufsverkehr, S. 32.

'0e STEITTBERG, Wilhelm (Hrsg.): Wohnstätten an Rhein und Ruhr, S. 25.
t'0 ZAFINI, Erich: Sozialer Wohnungsbau im Ruhrgebiet. In: BLÜCHER, Franz (Hrsg.): Ordnung

und Planung im Ruhr-Raum, S. 91.
1r' KNIppING, Heinrich: Stadtplanung im Ruhrgebiet. In: BLÜCHER, Franz (Hrsg.): Ordnung

und Planung im Ruhr-Raum. Tatsachen und Aufgaben, Dortmund 1951, Dortmund 1951, S.

95-99, S. 96.
r12 KLEIBER, Wilhelm: Der Bergarbeiterberufsverkehr, S. 32. 
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anzunehmen, dass vor allem in den Großstädten in dieser Zeit das Fahrrad durch

die öffentlichen Verkehrsmittel substituiert wurde. Zugleich bedeutet dieser

Sachverhalt, dass nach einem Wiederaufbau der Wohnungen damit zu rechnen

war, dass sich der Radverkehr wieder erhöht. Hinsichtlich der von Kleiber

aufgeführten Gründe für den Umfang und die Richtung des Berufsverkehrs ist

hervorzuheben, dass es sich um strukturspezifische Gründe handelt, die das

gesamte Ruhrgebiet betrafen. Somit ist zu elwarten, dass ein ähnliches Bild in

anderen Städten des Ruhrgebiets vorgefunden werden konnte. In kleineren

Bergbaugemeinden ist aufgrund der Ausführungen z:ur Gemeinde Heesen und des

kleineren Stadtgebiets sogar zu erwarten, dass der Radverkehr weitaus höher war,

da selbst bei einer Abwanderung der Bevölkerung in die Außenbezirke die

Distanzen für das Fahrrad geeignet waren.

Es ist also festzuhalten, dass die strukturellen Verhältnisse nach dem Krieg denen

der Vorkriegsjahre glichen immer noch der Großteil der Erwerbstätigen im

Ruhrgebiet der Gruppe der Arbeiterschaft zuzuordnen war, flir die das Fahrrad das

wichtigste Verkehrsmittel darstellte. Aus diesen Gründen und den zuvot

erwähnten Indizien wäre zu erwarten, dass der Radverkehr und die Planung von

Radwegen in die Wiederaufbauplanung aufgenommen und der Ausbau des vom

Siedlungsverband geplanten Radwegenetzes fortgeführt worden wäre.

3.2 Das Verschweigen

Zu Beginn der fünfziger Jahre scheint es zunächst, als wtirde die Bedeutung des

Radverkehrs erkannt worden sein und an die Entwicklung und Argumentations-

struktur der 30er Jahre anzuknüpfen. So prangert Eberhard Radicke 1952 in

seinem Werk ,,Radfahrwege in Städtebau und Verkehrsplanung", ebenso wie

seine Vorgänger der 30er Jahre ,an, dass der Anlage und dem Ausbau von

Radwögen in der städtebaulichen Planung, insbesondere der Verkehrsplanung,

nicht die notwendige.Auftnerksamkeit gewidmet wird.113 Er hebt hervor, dass die

Anlage von Radfahrwegen ausschließlieh den werktätigen Menschen diene, da der

Fahrradverkehr einen wesentlichen Teil des Berufsverkehrs darstellte, aber auch

fi.ir die Erreichung der Erholungsgebiete das ideale Verkehrsmittel sei. Zudem sei

es aufgrund der unzureichenden Verkehrsverhältnisse nicht möglich, all diese Rad

rr3 RADICKE, Eberhard: Radfahrwege in Städtebau
Verlages Technik. Band 47), Berlin 1952, S. 17.

und Verkehrsplanung (Schriftenreihe des
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fahrenden Arbeiter mit Omnibussen zu transportieren. Vielmehr hebt er hervor,

dass das Fahrrad ergänzend zu diesen als Zubringer ztJrr. Verkehr verwendet

114
weroen Kann.

Auch das einsetzende ,,Wirtschaftswunder" sieht er nicht als Vorzeichen für einen

Rückgang des Radverkehrs. Er beschreibt, dass durch die gesellschaftliche

Entwicklung ein ständiger Anstieg des allgemeinen Wohlstandes zt erwatten sei.

Dieser allgemeine Wohlstand würde zwar zrrm Anstieg des allgemeinen Verkehrs

führen, aber vor allem auch zu einem Anstieg der Fahrradnutzung. Er appelliert

aus diesem Grund daran, dass alle Verkehrsmittel in den städtebaulichen und

architektonischen Ideen ihren Ausdruck finden müssen, denn schließlich hätten

alle Verkehrsteilnehmer - gleich ob Fußgänger, Radfahrer oder Autofahrer -

gleiches Recht, die Straße zu benutzen.lrs

Auch im Ruhrgebiet schien die Radwegeplanung zunächst zu neuer Blüte zu

gelangen. In dem umfangreichen Bericht ,,Planung und Ordnung im Raum", der

sich als erster Nachkriegsbericht mit samtlichen Raumordnungsproblemen des

Ruhrgebiets beschäftigt, findet sich ein kurzer Abschnitt über den Radwegebau.

Heinrich Friemann flihrt in seinem Aufsatz ,,Verkehrsfragen im rheinisch-

westfiilischen Industriegebiet" auf, dass ein ,,besonderer Hinweis [...] bezüglich

des Radwegenetzes gegeben" werden muss. Er verweist darauf, dass ,,die

steigende Zahl der Fahrräder und die zunehmende Geftihrdung der Radfahrer auf

den Verkehrsstraßen [..] die Anlage besonderer Radwege dringend erforderlich"

mache.r16 Als Grundlage führt er die vom SVR durchgeführte Verkehrszählung

auf, die in den Jahren 1930 und 1935 Verkehrssteigerungen bis nt 350%o ergaben-

Die Tatsache, dass ,er die 15 Jahre alten Zahlen auch im Jahre 1951 noch für

relevant erachtet, lässt erahnen, dass zu diesem Zeitpunkt der Verfasser immer

noch einen hohen Fahrradverkehr beobachtete. Definitiv kann aus diesen Angaben

jedoch lediglich geschlossen werden,,dass für weitere Raumplanungsmaßnahmen

in Bezug auf den Radwegebau neue Erhebungen nötig waren. Er beendet den

Abschnitt mit dem Hinweis, dass derSiedlungsverband Ruhrkohlenbezirk bereits

'14 RADICKE, Eberhard: Radfahrwege in Städtebau und Verkehrsplanung, S. 16f.

"5 RADICKE, Eberhard: Radfahrwege in Städtebau und Verkehrsplanung, S. 16.

"6 FRIEMA-I.trN, Heinrich: Verkehrsfragen im rheinisch-westfülischen Industriegebiet.

BLüCHER, Fratlz (Hrsg.): Ordnung und Planung im Ruhr-Raum. In: Institut

Raumforschung'Bonn (Hrsg.): Ordnung und Planung im Ruhr-Raum, S. 86'

In:
für
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vor dem Krieg den Ausbau von Radwegen intensiv förderte und dies auch seit

19 49,,mit sehr beschränkten Mitteln" wiederaufnahm. 
I i 7

Die von Friemann beschrieben Dringlichkeit wird auch in den 1952 erschienenen

,,Richtlinien fi.ir die Planung von Radwegen" hervorgehoben. Vor allem in

Hauptverkehrsstraßen sei die Anlage bei genügend Platz,,dringend notwendig".

Weiterhin wird gefordert, dass die Radwegeplanung bei der Neuanlage von Stadt-

und Landstraßen mitberücksichtigl werden solle und in größeren Siedlungs-

gebieten selbstständige Radwege ztr empfehlen seien. Falls aufgrund von

Raummangel keine Radwege angelegt werden könnten, sollen diese auf

Parallelstraßen verwiesen werden oder durch andere Maßnahmen, wie das

Auffangen des Radverkehrs durch Anordnung von Parkständen oder Unterstell-

möglichkeiten, die Straßenzüge entlasten.ttt A1, Grundlage für die Planung von

Radwegen wurde empfohlen, umfassende Radverkehrs-Zählungen durchzuführen,

um die lntensität auf den einzelnen Strecken bestimmen zu können und daraus

Handlungsalternativen abzuleiten.l'e Eben dieses Datenmaterial wurde im Zuge

einer ganzjahrigen Straßenverkehrszählung in den Jahren tg52l53 generiert, deren

Ergebnisse vom SVR in einem Atlanten ,,Gesamtverkehrsplanung für den

Ruhrkohlenbezirk II" zusammengestellt wurden.

3.2.1 Verkehrszählungen 1952-1960

Da keine zeitgenössische Literatur existiert, die sich explizit mit dem

Radverkehrsaufkommen im Ruhrgebiet auseinandersetzt, werden im Folgenden

Verkehrszählungen der Jahre 1952-1960 unter dem Gesichtspunkt des Rad-

verkehrs untersucht. In anderen Werken, die sich mit der Verkehrs- und

Raumplanung beschäftigen, wird der Radverkehr meist vollkommen ausgeblendet

oder nur am Rande erwähnt. Dass hieraus nicht zu schließen ist, dass es keinen

oder nur einen sehr geringen Radverkehr in dieser Periode gegeben hat, wird

bereits an den Ergebnissen der ,,Gesamtverkehrsplanung für den

Ruhrkohlenbezirk II" deutlich.

'17 FRIEMAI.IN, Heinrich: Verkehrsfragen im rheinisch-westfülischen Industriegebiet. In: Institut

für Raumforschung-Bonn (Hrsg.): Ordnung und Planung im Ruhr-Raum, S' 86'
rt8 FGSV - Forschungsgesellschaft für das Strassenwesen (Hrsg.): Hinweise ftir die Behandlung

des Radverkehrs, Köln 1979, S. 3.
1le Forschungsgesellschaft frir das Strassenwesen e. V. Arbeitsausschuss Radwegebau (Hrsg.):

Richtlinien für die Planung von Radwegen. Fassung 1952, Köln 1952, S. 3f. 
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In diesem Atlas wird anhand ausgewählter Straßen gezeigt, dass sich das

Radverkehrsaufkommen in den Jahren von 1930 bis 1952 verdoppelt hat:

Tab. 1: Fahrradverkehr im Ruhrgebiet 193011952 aufausgewählten Straßen

Stadt, Straße
Fahrrad

te30 I

verkehr
1952

Duisburg, Düsseldorfer Str. (B 8) 2654 7723

Hamm, Wilhelmstr. (L.I. O. 736) 4652 7t49

Landkreis Recklinghausen
Dorsten, Kanalbrücke (8.224)

3170 8865

Landkreise Dinslaken
Dinslaken, Hünxer Str. (L. II. O)

364s 7063

Vgl.: SVR: GVP für den Ruhrkohlenbezirk II. Verkehrszählung 1952, S- 29.

Zudem ist aus der zugehörigen Tafel zum Radverkehrl2o ersichtlich, dass der

Fahrradverkehr den Kraftfahrzeugverkehr zum Teil erheblich überschritt, doch

wird dieser Tatsache im Textteil keine Beachtung geschenkt. Auff?illig ist auch,

dass der Textteil sich zu dem aus dem Jahr 1938 sowohl im Umfang als auch in

der Betitelung unterscheidet. Während 1938 der Titel ,,Zechenberufsverkehr"

gewählt wurde, wird 1951 die Überschrift ,,Fahrradverkehr" gewählt. Dass hier

ein Verschweigen des Radverkehrs und damit einhergehend sogar ein Verdrängen

des Radverkehrs aus dem kollektiven Gedächtnis begann soll im Folgenden

aufgeflihrt werden. Anhand ausgewählter Verkehrszählungen wird gezeigt, dass

die Bedeutung des Radverkehrs vom Siedlungsverband nicht erwähnt und durch

die Wahl neuer Begrifflichkeiten eine für den SVR zweckdienliche Interpretation

ermöglicht wurde.

3.2.L.1 Verkehrszählung 1952

Auskunft über die Verkehrszählung des Jahres 1952 gibt der vom SVR

herausgegebene Atlas ,,Generalverkehrsplanung für den Ruhrkohlenbezirk"

(1956), ein Aufsatz von Joachim Gadegastr2l mit dem Titel ,,Verkehrsprobleme

im Ruhrgebiet'l (1959)"' ,md eine nicht veröffentlichte ,,Denkschrift über den

Ausbau der Radwege im Lande Nordrhein.Westfalen(' (1954) des Ministeriums

für Wirtschaft und Verkehr. Auffallend ist, dass sich diese drei Berichte in Bezug

auf den Radverkehr erheblich unterscheiden.

"o siehe Anhang 3.
t2l Joachim Gadegast war mit der Auswertung dieser und weitere Verkehrszählungen im Namen

des SVR betraut, auf die im weiteren Verlauf der Arbeit noch Bezug genommen wird.
122 Auf diesen Aufsatz wird im weiteren Verlauf mehrfach eingegangen werden, da er in verschie-

denen Unterkapiteln aufalle von 1952-1959 durchgeführten Verkehrszählungen eingeht.



Die Ausfi.ihrungen zum Radverkehr im Atlas von i956 unterscheiden sich, wie

bereits erwähnt, zu dem des Jahres 1938 nicht nur im Umfang, sondern auch in

der Betitelung. Obwohl aufgefi.ihrt wird, dass eine starke Belastung durch den

Radverkehr an lndustriezentren besonders auffallend sei und ,,Die Spitze im

Fahrradverkehr [...] morgens um 7 Uhr und nachmittags zwischen 17 und 18

Uhr" liege, wird weder im Titel noch im gesamten Atlanten ein Zusammenhang

mit dem Berußverkehr hergestellt.l23 Dies ist insofern von Bedeutung, als durch

die Herauslösung des Radverkehrs aus dem Begriff des Berufsverkehrs seine

Bedeutung fi.ir den allgemeinen Verkehr und somit auch für die Notwendigkeit

städtebaulicher Maßnahmen nieht mehr ersichtlich wird. Hierin ist auch der

Grund zrl sehen, dass das 1938 geplante und von Friemann erwähnte

Radwegenetz weder im Atlas selbst noch in anderen Schriften erwähnt wird. Es

wird kein Handlungsbedarf in Bezug auf den Ausbau von Radwegen gesehen und

diesem auch keine Bedeutung als verkehrsentlastendes oder unfallverhinderndes

Mittel beigemessen. Stattdessen wird unter dem Begriff des Berufsverkehrs

primär der öffentliche Verkehr betrachtet.

In den Ausführungen vom Joachim Gadegast ztt der Verkehrszählung des Jahres

1952 wird der Fahrradverkehr sogar gänzlich außer Acht gelassen. Er führt aus,

dass die statistische Zählung lediglich Auskunft über die Anzahl der Kraft-

fahrzeuge, getrennt nach Pl«v, Lkw und Krad, und über die gewichtsmäßige

Belastung in Tonnen geben sollte und nimmt auch lediglich auf diese Faktoren

Bezvg.r2a Dass der Grund für diese nicht Erwähnung des Radverkehrs nicht in der

Tatsache begründet liegt, dass dem Radverkehr praktisch keine große Bedeutung

mehr zukam, wird zum einen aus der erwähnten Tafel im Atlas und zum anderen

aus der ,,Denkschrift über den Ausbau der Radwege im Land Nordrhein

Westfalen" des Ministeriums für Wirtschaft und Verkehr deutlich.

Das Ministerium weist ausdrücklich auf die Notwendigkeit des Ausbaus von

Radwegen hin. Zu Beginn derDenkschrift wird zusammenfassend aufgeführt:

"' Unte. diesem Begriff wir lediglich eine Gegenüberstellung von Gesamt- und Berufsverkehr
aufgeführt und explizit lediglich in Bezug auf die Nahverkehrsbetriebe (Dortmunder

Stadtwerke AG, der Essener Verkehrs AG und,den Betrieben der Stadt Mülheim) genannt.

Siehe: SVR - Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk (Hrsg.): Gesamtverkehrsplanung für den

Ruhrkohlenbezirk II. Verkehrszählu ng 19 52, Essen ca. 1 95 6, S. 29.
r2o GADEGAST, Joachim: Vörkehrsprobleme im Ruhrgebiet. In: BRÜNING, Kurt: Verkehrs-

probleme in Ballungsräumen (Forschungs- und Sitzungsberichte der Akademie für Raum-
forschung und Landesplanung Band XII, Raumund Verkehr 4), Horn 1959, S. 59-100, S. 62.
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,,Die ganzjährige Verkehrszählung des Jahres 1952153 hat [ ] auf den Landstraßen erne

gewattige Steigerung des Radfahrverkehrs aufgezeigt. Weiter hat die Entwicklung des

Verkehrs zu einer erheblichen Steigerung der Geschwindigkeiten der Kraftfahrzeuge auf den

Strassen geführt. Obwohl die Radfahrer zu einem Millionenheer angewachsen sind, müssen

sie sich den Fahrweg mit den Kraftfahrem teilen."r25

Die Geftihrdung dieses ,,Millionenheeres" liegt darin begründet, dass durch die

verschiedenen Geschwindigkeiten (die Kraftfahrer mit 7Okm/Std. und die

Radfahrer nur mit 16 kn/Std.) die Radfahrer auf den meistens viel zu schmalen

Straßen von den Kraftfahrern an den Seitenrad gedrängt würden. Zudem schlage

ihnen der Fahrtwind der Kraftfahrer in den Rücken, der zusätzlich eine

Unfallgefahr darstelle. Aus diesem Grund wird gefordert, den Fahrrädem separate

Fahrstreifen zur Verfügung zu stellen. Diese seien zwingend erforderlich, "zvmal

der Kraft- und Radfahrverkehr weiter anwachsen werde".l26

Aufgrund der Kostenintensität und ,,der heutigen angespannten finanziellen

Lage"r27 wird vorgeschlagen, innerhalb der nächsten fünf Jahre nur an den

Bundesstraßen und Landstraßen I. Ordnung ,,mindestens" einseitige Radwege

auszubauen, die die höchste Dringlichkeitsstufe aufweisen.l" Dara,rs ergäbe sich,

dass vom Bund für Radwege an Bundesstraßet 23.109-300 DM und vom Land

Nordrhein Westfalen an den Landstraßen I. Ordnung 21,.155.580 DM in den

folgenden fünf Jahren aufzubringen wären. Auf Grundlage dieser Berechnung

wird empfohlen, dass im Rechnungsjahr 1955 im Bundeshaushalt 4.700.000 DM

und im Landeshaushalt 4.300.000,,zweckgebundene Raten" alifgenommen

werden sollen.129

Da zt erkennen ist, dass die Hervorhebung der Bedeutung des Radverkehrs von

der Denkschrift des Ministeriums (195a) über den Atlas des SVR (1956) bis bin

zum Aufsatz von Joachim Gadegast (1959) kontinuierlich abnahm; ist zunächst zu

verrnuten, dass der Radverkehr von 1954 bis 1959 derart abgenommen hat, dass

eine Hervorhebung desselben nicht mehr als nötig erachtet wurde. Doch zeigen

folgende Beispiele, dass dies.nicht,der Fal1,war.

r25 MWV - Ministerium für Wirtschaft und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen: Denkschrift
über den Ausbau der Radwege im Lande Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf 1954. In:

Landesarchiv NRW - Abteilung Rheinland D III a 1370, S. 1.
126 MWV NRW: Denkschrift über den Ausbau der Radwege im Lande'NRW, S. 3.
r27 MWV NRW: Denkschrift über den Ausbau der,Radwege im Lande NRW, S. 8.
128 Die wird bei Bundes- und Landstraßen gesehen ,,die bei der Strassenverkehrszählung 1952153

mit 1000 und mehr Kraftfahrzeugen und 500'und mehr Fahrrädern oder 2000 und mehr

Kraftfahrzeugen und 250 bis 500 Fahnädem in 24. Std. Jahresmitte belastet waren" Siehe:

MWV NRW: Denkschrift über den Ausbau der Radwege im l-ande NRW, S' 9.
12e MWlr NRW: Denkschrift über.den Ausbau der Radwege imLande NRW, S. 8.
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3.2.1.2 Verkehrszählung an Plankreuzen L954

Ein weiteres Beispiel flir ein Verschweigen des Fahrradverkehrs ist durch eine am

01.07.1954 vom SVR durchgeführte Verkehrszählung an Plankreuzungen

ersichtlich. Ziel dieser Untersuchung war es, die Belastung des Verkehrs an

Plankreuzun gen z\ ermitteln und daraus herzuleiten, welche geeigneten Mittel zu

deren Beseitigung vollzogen werden müssen.130 Auskunft über die Ergebnisse

dieser Zählungliefert der bereits erwähnte Artikel von Joachim Gadegast'

Dass Gadegast den Fahrradverkehr in diesen Ausfi.ihrungen gänzlich

verschwiegen hätte, kann nicht behauptet werden. Er flihrt auf, dass an manchen

Plankreuzungen die Zahl der aufgehaltenen Fußgänger und Radfahrer die Zahl der

aufgehaltenen Fahrzeuge bzw. die in den Fahrzeugen befindlichen Fahrgäste bei

weitem überschritten. Als Beispiel fühft er eine Plankreuzung an der

Münsterstraße in Castrop-Rauxel auf, wo 6.730 Fußgänger und Radfahrer und

dementgegen nur 1.128 Fabrzeuge aufgehalten wurden. Er beschreibt, dass durch

die Errichtung von Fuß- und Radwegunterführungen die Zahl der aufgehaltenen

personen von 8.339 auf L.669 herabgesetzt werden könnten. Ahnliche

Verhältnisse seien an den Plankreuzungen im Zuge des Zechenweges in Wanne-

Eickel und der Bahnhofsstraße in Bottrop beobachtet worden.l3l Doch trotz dieser

Erwähnung handelt es sich um eine für den Radverkehr nachteilige Interpretation.

Zw einen erfolgt hier eine weitere begriffliche Abgrenzung, indem der

Radverkehr aus dem Begriff des Fahrzeugverkehrs herauslöst wird, zum anderen

wird seine Bedeutung für den allgemeinen Verkehr nicht deutlich genug

hervorgehoben.

Die Deklarierung des Fahrrades als Nicht-Fahrzeug wird besonders bei Gadegasts

Beschreibung der am meisten belasteten Straßen deutlich. Er führt auf, dass die

Neumühler Straße in Duisburg mit.13285 Fahrzeugen in 24 Stunden die am

stärksten belastete Straße, in deren Verlauf eine Flankreuzung'vorhanden ist, war.

Als nächste folgen die Kölner Straße in Hagen mit 11.133, die Weseler Straße in

Duisburg mit 10.874 und die König-Wilhelm Straße in Gelsenkirchen mit 10.263

Fahrzeugen in 24 Stunden.l32 Werden die detaillierten Zahlen der Verkehrs-

zählung herangezog en, zeigl sich bezüglich der genannten Straßen folgendes Bild:

t30 GADEGAST, Joachim: Verkehrsprobleme im Ruhrgebiet, S. 86f.

'31 Ebd.
132 GADEGAST, Joachim: Verkehrsprobleme imRuhrgebiet, S- 88ff.
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Straße (Art)
Bahnstrecke
ß.P.1)

Kräder Pkw
Omni-
busse

Lkw Straßen
-tlahnen

Fuhr-
werke

Fuß-
gänger

Rad-
fahrer

Duisburger-
Neumühler Str.
(Ruhrort-
Osterfeld-N. südl.

3.345 4.942 203 4.368 409 18 1.643 4.974

l6,8lo/o 24,83yo 1,02o/o 2t,95yo 2,06yo 0,09vo 9,260/0 24,99oÄ

Kölner Str.
(Hagen-
Altenfoerde

t.463 4.700 t64 4.401 382 23 10.7 57 1.858

6,160Ä 19,79o/" 0,69yo 18,53%o l,610Ä 0,l0vo 45,30o/" 7,82yo

Weseler Str.
(Aug. Tyssen-
Hütte)

2.570 4.t26 115 3.701 353 9 t4.9r9 7.880

7,63ya 12,25yo 0,34o/o 10,99y" 1,05oÄ 0,03yo 44,3tYo 23,40oÄ

König-Wilhelm
Str.
(Emschertalbahn)

1.534 4.390 t7s 3.750 393 21 6.047 s.056

7,t$yo 20,55o/o 0,82aÄ 17,55V" 1,84oÄ 0,l0vo 28,30y" 23,660/"

^lab.2: Angaben aus der Verkehrszählung an Plankreuzungen für ausgewählte Straßen

Siehe: SVR - Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk (Hrsg.): Verkehrszählung an Plankreuzungen

zwischen Straßen und Eisenbahn im Ruhrkohlenbezirk. 1.7.1954, Essen 1955, S. 5ff.

Es ist zu erkennen, dass das Fahrrad als einziges Beförderungsmittel nicht zu den

Fahrzeugen gezählt wurde, da die oben aufgeführten Zahlen sich aus der Summe

der Krafträder, Pkws, Omnibusse, Lkws, Straßenbahnen und Fuhrwerke ergeben.

Die Radfahrer wurden mit den Fußgängern gleichgestellt und sornit nicht in die

Rechnung miteinbezogen. Dass unter den Begriff des Fahrzeuges nicht der

Kraftfahrzeugverkehr gemeint sein kann, ist daraus ersichtlich, dass in die

Addition auch die Straßenbahn und die Fuhrwerke miteinbezogen wurden. Durch

diese begriffliche Zuordnung erfolgt auch an dieser Stelle ein Herauslösen des

Fahrradverkehrs aus dem allgemeinen Verkehr. Zudem wird durch diese

Separierung die Bedeutung des Fahrrades verschwiegen. Denn dass das Fahrrad

mit Ausnahme der Kölner-Straße bei den aufgeführten Beispielen das

meistgenutzte Verkehrsmittel war, wird nicht mehr ersichtlich.

Des Weiteren wird bei einer detaillierten Auswertung des durch die

Verkehrszählung an Plankreuzungen erhobenen Datenmaterials deutlich, dass

1955 nicht ilr auf den wenigen von Gadegast aufgeführten Straßen, sondern

vielmehr im,gesamten Ruhrgebiet ein hoher Fahrradverkehr herrschte. Werden die

absoluten Werte der jeweiligen Zählpunkten innerhalb einer Stadt in relative

überführt und aufsummiert, zeiglsich folgendes Bildr33:

'33 Die Auswertung des Datenmaterials hat gezeigt, dass die Radverkehrsanteile in der näheren

Umgebung der Zechen einen höheren Wert aufiveisen, was auch in der zusammenfassenden

Grafik am Beispiel von Bergbaugemeinden wie Bottrop, Gladbesk oder Wanne-Eickel zu
erkennen ist. An dieser Stelle wäre jedoch eine weitere Analyse der stadtspezifischen

Gegebenheiten von Interesse, in der beispielsweise hinterfragt würde, ob sich ein hoher
Radverkehrsanteil auf die Generalverkehrsplam.rng dieser Städte ausgewirkt hat, ob an den

Zählpunkten, die einen außerordentlich hohen Radverkehrsanteil hatten (der Höchstwert liegt
mit 69,790Ä an der Karl Straße in der Nähe der Zeche Zweckel in Gladbeck) Radwege errichtet
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Abb. 4: Graphische Auswertung der Verkehrszählung an Plankreuzungen 1954

rKrädEr aPkw : Ordbusre

! $mßmbatfle r Fuk*skc r Füßgängfi

Siehe: SVR: Verkehrszählung an Plankreuzungen zwischen Straßen und Eisenbahn tm
Ruhrkohlenbezirk, S. 5ff.

Es ist deutlich zu erkennen, dass in fast allen durch die Verkehrszählung erfassten

Städten ein reger Radverkehr herrschte und sich dieser nicht nur auf einige

Straßen beziehen konnte. Dieser Umstand wird anhand Gadegasts Auf-

zeichnungen weitgehend verschwiegen.

3.2.1.3 Berufsverkehrszählung 1955 I 1960

Auch die 1955 vom SVR durchgeftihrte Berufszählung zeigt eine für den

Fahrradverkehr nachteilige Entwicklung der Begrifflichkeiten. Bei dieser wurden

Erhebungsbögen an alle Industriebetriebe mit über 500 Beschäftigten versandt,

wodurch rund 610.000 Menschen erfasst wurden. Diese Erhebung wurde 1960

durch eine Stichprobenerhebung von 146.000 Menschen ergänzt. Diese Zahlen

entsprechen 59oÄbzw. l4Yo aller lndustriebeschäftigten des Ruhrgebietes, so dass

die gewonnen Zahlen als repräsentativ gelten. Wie bei der Erhebung von Dr.

Wilhelm Kleiber wurde nach der Belegschaftsstärke, nach dem Wohnort der

Belegschaft und nach der Art des hauptsächlich benutzten Verkehrsmittels im

Berufsverkehr gefragt. 1 3a

wurden, in welchen Maße der Ausbau des öffentlichen Straßenverkehrsnetzes Einfluss auf den

Radwegeanteil nahm und ob sich die soziale Zusammensetzung innerhalb der Städte auch im
Anteil der Rad- und Autofahrer wiederspiegelt. Im Rahmen dieser Arbeit und in Anbetracht
ihres begrenzten Umfangs können diese Aspekte an dieser Stelle nicht ausflihrlich untersucht

werden, sollen aber als Denkanstöße festgehalten werden.

''o GADEGAST, Joachim: Der Gesamtverkehrsplanung für das Ruhrgebiet, S. 5.
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Gadegast untersuchte im Auftrag des SVR diese Ergebnisse und widmete ihnen

drei Ausätze, die in den Jahren 1957, 1959 und 1960 erschienen. Dabei ist zu

erwähnen, dass aufgrund des umfangreichen Materials die Werte einer

Wirtschaftsabteilung jeweils getrennt betrachtet wurden, so dass sich die Angaben

bis 1959 auf Pendler von Werken der eisen- und metallverarbeitenden und

-erzeugenden lndustrie b-ezogen und anschließend um sämtliche Berufsgruppen

erweitert wurden. Interessant an Gadegast Aufsätzen ist, dass obwohl dasselbe

Ereignis von demselben Autor beschrieben wurde, sich die Ausführungen in

Bezug auf'den Radverkehr stark unterscheiden.

Die Analysegrundlage für Gadegasts Auswertungen liefert in den ersten beiden

Artikeln folgende Tabelle:

Tab.3: Von Pendlern benutzte Yerkehrsmittel

Beftir-
derungs-

f?il1e

Fußgänger
Fahrrad
(einschl.
Moped)

Pkw und
Krad

Omnibus
Straßen-

bahn
Bundes-

bahn

99.086 41.392 22.668 6.515 5.959 19.051 3.501

r00% 4l,\yo 22,8oÄ 6,60Ä 6,tyo 19,zyo 3,5yo

Siehe: GADEGAST, Joachim: Verkehrsprobleme im Ruhrgebiet, S' 92'

Es ist deutlich zu erkennen, dass das Fahrrad (einschließlich Moped)l3s immer

noch das meistgenutzte Befürderungsmittel war. In Bezug auf die Reiselänge der

jeweiligen Verkehrsmittel ergab sich des Weiteren, dass 90% der Fußgänger sich

in einem Radius zwischen 0-2,5 km bewegen, 72,5yo der Radfahrer eine

Entfernung zwischen 1,5-3,5 km und rund 82,5Yo der Benutzer der öffentlichen

Verkehrsmittel eine Entfernung zwischen 2-6 kmzurücklegten. Die Ursachen, die

für diese Verteilung der Reiselängen gesehon wurden, ergaben sich auch hier

wieder aus den strukturellen Gegebenheiten im Ruhrgebiet. Es wird ausgeführt,

dass die nah beim Werk wohnenden Arbeiter ihre Arbeitsstätte größtenteils zu

Fuß oder mit dem 'Fahrtad ,bzw. Moped erreichen und erst bei größeren

Fahrweiten die öffentlichen Verkehrsmittel oder den Pkw nutzen.l36

Obwohl also beide Aufsätze auf denselben Ergebnissen beruhen, ist die Betrach-

tung und anschließende, Empfehlung in Bezug auf den Radverkehr unter-

schiedlich. ln seinem ersten Aufsatz wertet Gadesgast die Ergebnisse nüchtem aus

und geht in seiner Schlussbetrachtung auf die beiden am häufigsten genutzten

t3t Bei einem Moped handelt es sich um ein Fahrrad rnit Hilfsmotor.

"u GADEGAST, Joachim: Die Bedeutung des öffentlichen Verkehrs bei

im Ruhrgebiet. In: Stadtverkehr. Nr. 2 (1957),5. 142-144, S. i42ff'
der Pendlerwanderung
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Verkehrsmittel ein, auf das Fahrrad und die Nahverkehrsmittel. Obwohl er, wle

bereits der Titel des Aufsatzes vermuten lässt, die Entwicklung der öffentlichen

Verkehrsmittel und den Ausbau ihres Streckennetz als besonders wichtige

Aufgabe erachtet, führt er in Bezug auf den Radverkehr aus, dass sich die

,,Folgerung für die Anlage von Radwegen an den Hauptzufahrtstraßen zum Werk [ergibt]. Aus

der Tatsache, daß 22,8Yo aller Pendler mit dem Fahrrad ihre Arbeitsstätte erreic_hen, ergebe sich

für die Werke die Notwendigkeit, ausreichende Unterstellplätze zu schaffen,"l37

In dem Artikel von 1959 hingegen folgt seine Auswertung im Fließtexte anderen

Kriterien. Während er 1954 die Verteilung der Beft)rderungsf?ille auf die

einzelnen Verkehrsmittel ausfi.ihrt, summiert er 1959 die individuellen und die

öffentlichen Verkehrsmittel auf. Daraus ergibt sich ein prozentueller Anteil von

29,40Ä für die individuellen und 28,8yo flir die öffentlichen Verkehrsmittel. Aus

diesen Werten schließt er: ,,Im Ruhrgebiet teilen sich also, wenigstens was die

Arbeitnehmer der Eisen- und Metallindustrie anbelangt, beide Verkehrsarten die

Befürderungsfülle."l38 Hervorzuheben ist an dieser Stelle, dass es sich um

denselben Artikel handelt, in dem Gadegast das Fahrrad in dem Kapitel ,,Die

Eisenbahnen" als Nicht-Fahrzeug deklariert. Die Tatsache, dass er in einem

Kapitel den Fahrradverkehr dem Fußgänger- und im anderen dem motorisierten

Verkehr zuordnet, lässt darauf schließen, dass hier eine zweckdienliche

Interpretation bzw. Zuordnung des Fahrradverkehrs erfolEe. Grundlegend ist zu

erkennen, dass Gadegast bzw. der SVR als wesentlichen Bestandteil seiner Arbeit

den Ausbau des öffentlichen Verkehrswesens gesehen und die Notwendigkeit

desselben stets mit einer steigenden Motorisierung begründet hat. Das Problem,

an dieser Argumentation ist, dass die Zahlen ein anderes Bild zeichnen. Immer

noch beherrschte der Fußgänger- und Radverkehr das Straßenbild. Gadegast lässt

diese beiden Befürderungsarten bei der Betrachtung außen vor, wenn er die

Belastung des Straßenverkehrs hervorheben will. Dadurch wird der Eindruck

erweckt, dass die Straßen am meisten durch den motorisierten und öffentlichen

Verkehr belastet wurden. Auf diese Weise wird ein prinnärer Handlungsbedarf

betreffend der Regulierung des motorisierten und öffentliehen Verkehrs

abgeleitet. Dieses Konstrukt erscheint allerdings bei der Auswertung der

Pendlerwanderung nicht zweckdienlich. Hätte Gadegast den Fahrradverkehr

erneut bei der Betrachtung außen vor gelassen und einen Vergleich zwischen

GADEGAST, Joachim: Die Bedeutung des öffentlichen Verkehrs bei der Pendlerwanderung

imRuhrgebiet, S. 144.

GADEGAST, Joachim: Verkehrsprobleme im Ruhrgebiet, S' 92. 
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motorisiertem Individualverkehr und den öffentlichen Verkehrsmittel gezogen,

ständen lediglich 6,6%o individuellem 28,80Ä öffentlichem Verkehr gegenüber,

wodurch ein abgeleiteter Handlungsbedarf aufgrund einer ansteigenden

Motorisierung unbegründet erschienen wäre. Durch diese Form der Darstellung

geht der Fahrradverkehr im Begriff des individuellen Verkehrs unter, so dass auch

in der Abschlussbetrachtung keine Handlungsnotwendigkeit ftir den Bau von

Radwegen mehr ausgesprochen, sondern lediglich die Bereitstellung von

Unterstellmöglichkeiten erwähnt wird. 13e

Der letzte in Rahmen der Berußverkehrszählung zu erwähnende Artikel von

Gadegast ist der 1960 erstellte Sonderdruck ftir den Generalverkehrsplan für das

Ruhrgebiet, der die Gesamtauswertung der Berufsverkehrszählung enthält.

Interessant ist, dass in diesem Aufsatz der Fahrradverkehr im Fließtext gar nicht

mehr erwähnt wird, obwohl in den zwei zugehörigen Grafiken immer noch eine

große Bedeutung des Fahrradverkehrs zu erkennen ist. In der ersten Graphik

wurden die Beförderungsftille und die Beförderungsleistungen auf die

Verkehrsmittel verteilt und die Veränderung von 1950 zu 1960 vergleichend

gegenübergeste1lt.

Abb. 5: Beförderungsfälle und Beförderungsleistungen 1955/1960
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Vgl.: GADEGAST, Joachim: Der Generalverkehrsplan für das Ruhrgebiet, S. 5

I

,,Das erste Säulenpaar jedes

Verkehrsmittels zeigt die
Ergebnisse des Jahres 1955,
das zweite Säulenpaar
diejenigen des Jahres 1960.
Die jeweils erste (schwarze)
Säule gibt den Anteil des
jeweiligen Verkehrsmittels
an den Befürderungsfüllen,
die zweite (gestrichelte)
Säule den Anteil an der
Befcirderungsleistung
(Personen-km) an."
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''e GADEGAST, Joachim: Verkehrsprobleme im Ruhrgebiet, S. 92.
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Anhand dieser Grafik ist zu erkennen, dass der Berufs-Fahrradverkehr von 1950

bis 1960 leicht gestiegen ist und unter den individuellen Fahrzeugen mit Abstand

den höchsten Wert aufweist. Trotz dieser Tatsache ist es der private Pkw, der

unter den individuellen Verkehrsmitteln hervorgehoben wird und somit auch hier

die Argumentationslinie der steigenden Motorisierung in den Mittelpunkt rückt.

Gadegast betont, dass sich die Beförderungsf?ille desselben von 4,6oÄ auf 9,lYo

verdoppelt haben. Zwar vergleicht er auch in diesem Artikel die individuellen und

öffentlichen Verkehrsmittel, legt allerdings den Schwerpunkt der Betrachtung

nicht auf die Beförderungsfiille, sondern auf die geleisteten Personenkilometer.

Indem Gadegast aufführt, dass diese im Bereich der öffentlichen Verkehrsmittel

höher sind als die der individuellen, versucht er die Tatsache zu telativieren, dass

die Beförderungsftille weitaus geringer sind. Der hohe Wert der geleisteten

Personenkilometer lässt allerdings nicht, wie Gadegast es darstellt, auf eine große

Bedeutung der öffentlichen Verkehrsmittel schließen, zumindest nicht im Bereich

des Berufsverkehrs. Der Wert der Personenkilometer errechnet sich nämlich aus

dem Produkt aus der Zahl der beförderten Personen und der von ihnen

zurückgelegten Entfemungen. Diese kann an der zweiten Grafik des Artikels

abgelesen werden.

Abb. 6: Verkehrsmittel und Reiselänge 1955/1960

,,Hierzu wurden llir jedes

Verkehrsmittel die Beforderung-
sftille: 7000Ä gesetzt und die aufdie
einzelnen Entfernungs-intervalle
entfallenden Prozent-sätze errechnet.

Um die Übersichtlichkeit zu gewähr-

leisten, wurde in Abb. 2 nur die

Ergebnisse ftir einige ausgewählte
Verkehrsmittel aufgetragen.

Hiemach legten im Jahre 1955 fast

80% aller Fußgänger eine

Entfernung zwischen 0 und 2 km
zurück. Für 1960 beträgt der

entsprechende Wert 7loÄ. Größere

Unterschiede beim Vergleich beider
Jahre sind nicht zu verzeichnen."

Vgt.: GADEGAST, Joachim: Der Generalverkehrsplan für das Ruhrgebiet, S' 5'

Es ist zu erkennen, dass die öffentlichen Verkehrsmittel vor allem bei größeren

Entfernungen eine Rolle spielen und somit der Wert der Personenkilometer

aufgrund der höheren Distanz steigt. Wie allerdings sowohl die vorherigen

Ausführungen als auch die Zahl der Beförderungsftille und der zugehörigen
42

*
r
a
5

{
x
:t0

?

t
a

0

§
0

t

ü
a



Reiselängen der einzelnen Verkehrsmittel zeigen, kennzeichnete sich der

Berufsverkehr im Ruhrgebiet durch kurze Wege zwischen Wohn- und Arbeits-

stätte. Aus diesem Grund wäre der Fokus der Betrachtung auf die Verkehrsmittel

ntlegen,die eben diesen Bereich abdecken. Demzufolge ist auch an dieser Stelle

zu erkennen, dass die Intention des SVR wesentlich darin lag, die Bedeutung der

öffentlichen Verkehrsmittel zu steigern ,und dadurch in der Konsequenz die

Bedeutung des Fahrradverkehrs zu relativieren-

3.2.1.4 Vom Verschweigen zum Verdrängen

Dass durch die beschriebenen begrifflichen verändenrngen und die zweck-

dienliche Interpretation des Fahrradverkehrs ein Verschweigen, ja sogar ein

Verdrängen des Radverkehrs aus der Wahrnehmung des SVR begann, wird

anhand der l9?tL erschienenen Jubiläumsschrift des SVR deutlich- In dieser ist

bezüglich des Fahrradverkehrs und der Notwendigkeit des Baues von Radwegen

zu lesen:

,,Trotzseiner nicht sonderlich gfoßen Bedeutung muß der Bau von Radwegen im Ruhrgebiet

hier erwähnt werden. Schon in den 20er Jahren, verstärkt aber in den 30er Jahren wurde dieses

problem vom SVR behandelt und in Außätzen und Vorträgen eingehend erörtert. Damals sah

man in der Bereitstellung möglichst vieler und auch weitreichender Radfahrwege das beste

Mittel zur tr'örderung a-es Eiholungsverkehrs. Man konnte sich dabei auf Äußerungen des

Generalinspekfors fürtas deutsche Straßenwese/, Dr. Todt, beziehen und darauf hinweisen'

daß das Reich für die Schaffirng von Radwegen auf den Reichsstraßen und die Provinz flir

Radwege auf den Landstraßen i. Ordrrrog Mittel zur Verfügung stellten' Nur innerhalb der

bebauten Ortschaften sollte die Herstellung von Radwegen zu Lasten der Gemeinden gehen'

Der SVR hatte schon 1928 ein Radwegerietz für den engeren Industriebezirk aufgestellt' Es

wurden in den folgenden Jahren dei Verkehrsentwicklung entsprechend geändert und

insgesamt auf 1200 km Länge bemessen. [.. ']

Diese Fragen waren in ihrem ganzen Umfang infotge des ausbrechenden 2' Weltkrieges

nicht mehi,einer praktischen Lösung zuzufüüren,,u-nd die riesige Motorisierungswelle in

den 50er Jahren ließ das Problem der Erholungsverkehrs vornehmlich unter dem Aspekt des

Radwegebaus, nicht mehr lösbar erschien."laf

Es ist deutlich zu erkennen, dass sich die Ausflihrungen zum Bau von Radwegen

primär .auf 'die Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg beziehen und dennoch die

Gegeberur*eiten nicht korrekt darstellen. Wie die Ausführungen in Kapitel 2'3

deutlich zeigefL, wurde der Radverkehr in den 20er und'30er Jahren des 20'

Jahrhunderts'nicht unter dem Gesichtspunkt des Erholungs-, sondern des Berufs-

verkehrs betrachtet. Dass das Fahrrad mit Abstand das meistgenutzte

Beforderungsrnittel dieser Zeit war, wird nicht .erwähnt. Vielmehr wird seine

Bedeutung für den Berufsverkehr gänzlich verschwiegen und der Fahrradverkehr

140 S\R' Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk 1920-1970, S. 69'
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durch die Zuordnung zum Erholungsverkehr zum Verkehrsmittel des Freizeit-

bereichs erklärt. An dieser Stelle ist zu erkennen, dass sich das gängige Vorurteil

etabliert hatte, nachdem das Fahrrad überwiegend zrL Freizeitzwecken am

Wochenende genutzt wird und daher kein Verkehrsmittel sei, das flir den

altaglichen Stadtverkehr Bedeutung hat. Die Realität sah, wie auch Heiner

Monheim feststellt, deutlich anders aus. Das Fahrrad wurde werktags am

häufigsten genutzt. Die sonntägliche Fahrradnutzung war nur halb so groß wie die

werktätige.lal Auch der kurze Verweis auf die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg

scheint in Anbetracht der hier vollzogenen Untersuchung nicht nachvollziehbar.

Abgesehen davoi, dass auch an dieser Stelle der Fahrradverkehr lediglich dem

Erholungsverkehr zugeordnet wird, stellt sich die Frage, welche ,,riesige

Motorisierungswelle" gemeint ist. Die Verkehrszählungen zeiglen zurnindest in

Bentg auf den Berufsverkehq dass im Ruhrgebiet bis 1960 in diesem Bereich

immer noch det' Fußgänger- und Fahrradverkehr das Verkehrsbild dominierten.la2

Es stellt sich also die Frage, welche Faktoren dazu geflihrt haben, dass das

Fahrrad aus dem Wahrnehmungsbereich des SVR getreten ist. Zunächst soll

jedoch geprüft werden, ob das angedeutete Verdrängen des Radverkehrs aus der

Wahrnehmung auch dazu gefi.ihrt hat, dass der Radwegausbau staguierte. Denn

nicht allein der SVR war für den Radwegeausbau zuständig. Es soll hier auch der

Frage nachgegangen werden, wie da{ Land Nordrhein-Westfalen die

Notwendigkeit des Radwegeausbaus beurteilt hat. Auskunft über den

Radwegebau in den 50er Jahren liefert die Arbeit der Gruppe Radwegbau.

14' MONHE1M, Heiner: Stadtverkehr mit dem Fahrrad. Ausgangslage und Perspektiven, Bonn

1980, S. 7.
to' Die Auswertung der Pendlerdaten (Anhang 4) zeig!, dass bei der Betrachtung des

übergemeindlichen Verkehrs auch im Jahr 1961 ein hoher Radverkehrsanteil zu beobachten ist.

Im Vergleich zu der Verkehrszählung an Plankreuzungen aus dem Jahr 1954 ist zu erkennen,

dass tendenziell dieselben Verhältnisse aufzufinden sind. So ist zu erkennen, dass in den

nördlichen, aber auch in den ländlichen Gebieten des Ruhrgebiets der Radverkehrsanteil höher

ist als in den südlichen. Demzufolge ist auch hier immer noch eine erhebliche Nord-Süd-

Problematik zu erkennen. Des Weitern ist zu erkennen, dass in den Bergbaugemeinden, wie

Bottrop, Gladbeck und Wanne-Eickel der Fahrradanteil höher ist als in Städten wie Essen oder

Bochum, was ftir die primäre Nutzung des Fairtades in der Arbeiterschaft spricht-

Hervorgehoben werden soll, dass aus niedrigen Radverkehrsanteilen nicht geschlossen werden

kann, dass diese Zahlen flir das gesamte Stadtgebiet gelten,,da es sich hierbei ausschließlich

um eine Analyse der Pendleiwanderung handelt, d.h. um eine Betrachtung des

zwischengemeindlichen Verkehrs, Demzufolge ist der innerstädtische Verkehr gesondert zu

untersuchen, um eine valide Aussage bezüglich einer geringen Nutzung machen zu können;

Somit lassen die Zahlen der Pendlerwanderung in diesem Fall eine Tendenz erkennen. Siehe

Angaben in: IT.NRW - Statistisches Landesamt Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): Beiträge zur

Statistik des Landes Nordrhein-Westfalen. Heft l1b. Sonderzählung 1961. Die

Pendlerwanderer in Nordrhein-Westfalen. Landesteil Westfalen. Ergebnisse der Volks- und

Berufszählung am 6. Juni 1961, Düsseldorf 1964.



3.2.2 Gruppe Radwegebau

Die Gruppe Radwegebau war eine Abteilung der Arbeitsgemeinschaft fi.ir

Verkehrssicherheit mit damaligem Sitz im Wuppertal. Diese Gruppe erhielt vom

Bundesverkehrsministerium den folgend lautenden Auftrag:

,,Das Bundesverkehrsministerium hat mit Datum vom 30.6.53 die Gruppe Radwegebau

beauftragt, die Propaganda für den Bau und die Verbesserung von Radwegen im ganzen

Bundesgebiet im einheitlichen Sinne zu bearbeiten. Dazu gehört die Zusammenfassung aller

Planungen, die geeignet sind, die Verkehrsunf?ille im Bundesgebiet herabzumindern und die

Dringlichkeit des Radwegebaues gegenüber den Regierungen des Bundes und der Länder zu

vertreten. Von diesen Stellen aus müssen Mittet für Radwegebau im verstärkten Maße

bereitgestellt werden."l43

Zur Erreichung dieses Ziels besuchte die Gruppe Radwegebau, ähnlich wie schon

in den 30er Jahren der Verein Deutscher Fahrrad-Industrieller, die Mitglieder des

Bundesparlaments, der Länderparlamente und der Verkehrs- und Finanz-

ausschüsse des Bundestags sowie die der Länder. Ihr Ziel war es zu bewirken,

dass sowo\tr der Bund, als auch jedes Land ausreichend ;,zweckgebundene Mittel"

für den Radwegpbau bereitstellte.too Ihre Arbeitsergebnisse stellte die Gruppe

Radwegebau in fünf Denkschriften zusammen, die in den Jahren 1956 bis 1960

erschienen. Anhand dieser Denkschriften wird im Folgenden untersucht, welche

staatlichen und länderspezifischen Anstrengrrngen unternofilmen wurden, um den

Radwegebau zu fürdern.

Bei der separaten Auswertung der Denkschriften zeicbnet sich zunächst ein recht

positives Bild hinsichtlich der staatlichen Anstrengungen zur Förderung des

Radwegebaus. Vor allem die erste Denkschrift, die sich intensiv mit den Zielen

und erwarteten Zugeständnissen beschäftigt, strotzt gerudez,u von Optimismus.

Dort wird aufgeftihrt, dass 15 Abgeordnete des Bundestages einen

,,interfraktionellen Antrag" gestellt haben, der vorsah, dass an allen Bundesfern-,

Bundes- und Umgehungstraßen sowie an Ortsdurchfahren eine Genehrnigung zum

Neu-, Um- und Ausbau nur,dann erteilt werden sollte, wenn diese mit Radwegen

schon ,in der Planung versehen. worden sind. Die Länder, Kreise, Städte und

Gemeinden wurden,dringend ersucht; ebenfalls derartige zweckgebundene Mittel

für den Radwegebau zur Verfi.igung zu stellen. Zudem ist zu lesen, dass der

Bundesminister für Verkehr in einem Schreiben an die Gruppe Radwegebau

versprach, dass ,,in der Planung .für den Zehnjahresplan zum Ausbau der

Bundesstraßen der Notwendigkeit des Radwegebaus in weitgehendem Maße

to' GRUPPE RADWEGEBAU in der Arbeitsgemeinschaft für Verkehrssicherheit: l. Denkschrift-

Radwegebau schafft für alle Fahrbahnnutzer erhöhte Verkehrssicherheit, Wuppertal 1956, S. 4.
to4 Ebd.
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Rechnung getragen werden wird"l45. Gemäß diesem Plan sollten die Radwege an

Bundesstraßen soweit ausgebaut werden, dass 1957 I5oÄtrnd 1967 sogar 37,45oÄ

der Bundesstraßen mit Radwegen versehen v,rären.lau Stitrme.r, die betonten, dass

das Anwachsen des Mopedverkehrs den Radverkehr verkleinern wird, so dass der

Bau von Radwegen ,,sich für die Zukunft erübrigen würde und die Bewilligung

von Mitteln unnötig wäre", konnten angeblich überzeugt werden.

,,Wir wiesen darauf hin, daß alle Radfahrer, die nicht das 16. Lebensjahr vollendet haben, auch

kein Moped fahren dürfen. Ferner werden größere Kreise von Radfahrern sich nicht an den

Gebrauch eines Mopeds gewöhnen, weil sie der jetzigen Technik nicht unvoreingenommen
genug gegenüberstehen. Wieder andere Radfahrer werden aus gesundheitlichen, sportlichen

und finanziellen Interessen heraus nur beim Fahrrad verbleiben. Wir schätzen, daß auch in der

Zukunft 10 bis 12 Millionen Radfahrer auf unseren Straßen verbleiben werden. Mit diesen

Argumenten gelang es uns, alle Zweifler am Radwegebau zu bekehren."laT

Zudem ist in der dritten Denkschrift zu lesen, dass am 27. JuIi 1957 einstimmig

das ,,Gesetz über den Ausbauplan für die Bundesfernstraßen" beschlossen wurde,

das auch den Neubau vol 5.542 km Rad- bzw. Mopedwegen'enthielt.la8 Darüber

hinaus forderte die Gruppe Radwegebau, im Straßenbau-Finanzierungsgesetz

solle der Zusatz_6ingefügt werden, dass 10% der Finanzmittel für den Bau von

Rad- und Mopedwegen verwendet werden müssten.lae Zudem werden in

sämtlichen Denkschriften jährlich Millionenbeträge aufgeführt, die in den

Haushalten der Länder ftir die Errichtung von Radwegen vorgesehen waren und

im Fall Nordrhein-Westfalens alle höhgr waren als die 1954 in der Denkschrift

geforderten.l50

Bei einer genaueren Betrachtung wird jedoch deutlich,dass diese optimistischen

und siegesreichen Klänge nicht die Realitat widerspiegelten. So wurde der

erwähnte interfraktionelle Antrag im Bundestag nicht weiter verfolgt, die

Bereitstellung zweckgebundener Mittel für den Radwegebau nicht genehmigtl5l,

die erwtinschte lO% Klausel kam nicht zur Anwendungl52 und auch die

,O' GRUPPE RADWEGEBAUG: 1. DenKschrift, S. 5.
146 GRTIPPERADWEGEBAUG: I. DenKschrift, S. 15.

'47 GRUPPE RADWEGEBAUG: l. Den}schrift;s.4.
'o' GRUPPE RADWEGEBAU in der Arbeitsgemeinschaft frir Verkehrssicherheit: 3. Denkschrift-

Die Entmischung des Fahrbahnverkehrs ftirdert eine erhöhte Verkehrssicherheit, Entmischung

durch den Bau von Rad- und Mopedwegen, Wuppertal 1958, S. 28.
,0, GRUPPE RADWEGEBAUG: 3. DenKschrift, S. 29.
,to GRUppE RADWEGEBAU: 1. Denkschrift: 9,6 Millionen DM (S. 6); 2. Denkschrift: 11,2

Millionen DM (S.23); 3. Denkschrift: 11 Millionen DM (S.43); 4. Denkschrift:4 305 625,-Di§d
(S.49); 5. Denkschrift: 4 305 625 DM (S.50).

"' GRUPPE RADV/EGEBAU in der Arbeitsgemeinschaft für Verkehrssicherheil 2. Denkschrift.

Die Entmischung der Fahrbahn durch den Rad- und Mopedwegebau ftirdert eine erhöhte

Verkehrssicherheit, Wuppertal 1957, S. 17.
1s2 GRUPPE RADWEGEBAUG in der Arbeitsgemeinschaft für Verkehrssicherheit: 5.

Denkschrift. Die Entmischung des Fahrbahnverkehrs führt zu erhöhter Verkehrssicherheit.

Entmischung durch den Bau von Rad- und Mopedwegen, Wuppertal 1960; S. 33.
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aufgeflihrten 5.542 km, die im Ztge des Ausbaus der Bundesfernstraßen errichtet

werden sollten, werden weder im Gesetzl53 noch in anderen Schriften, die sich mit

diesem Gesetzt beschäftigen, erwähnt. In Bezug auf letzteres ist sogar zu

erkennen, dass, mit Ausnahme von Niedersachen und Bayern, sich die Länge der

Radwege an Bundesstraßen sogar verringerte. In Nordrhein Westfalen sank die

Zahlvon 1958 bis 1959 sogar um rund 30oÄvon 1.1,21,7 km auf 765,1km ab.

Demzufolge ist davon auszugehen, dass im Zttge des Ausbaus der

Bundesfernstraßen Radwege ab- und nicht aufgebaut wurden.

Abb. 7: Radwege an Bundesstraßen 1957-1960

Siehe: GRUPPE RADWEGEBAU: 1. Denkschrift: S. 15; 2. Denkschrift: S. 9; 3. Denkschrift: S.

20;4. Denkschrift: S. 18; 5. Denkschrift: 13.

Zudem lassen diese Angaben bereits darauf schließen, dass die aufgeführten

Millionenbeträge zwar bewilligt, allerdings nicht für den Radwegebau eingesetzt

wurden. Dies war insofern möglich, als es sich hierbei nicht um zweckgebundene

Mittel handelte, diese somit lediglich als eine Art Empfehlung oder Wollen zu

betrachten sind. Werden die Angaben aus den Denkschriften in Zusammenhang

gebracht, ist zu erkennen, dass in keinem Jahr die geplanten Ausbauwerte den

tatsächlichen Weften des Folgejahres entsprechen und zwischen 1958 und 1959

sogar ein Abbau von Radwegen auf allen klassifizierten Straßen stattfand.

153 Gesetzt über den Ausbauplan für die Bundesfemstraßen. Nr.45. 16.08.1957, S. 1189. In:
Bundesministerium fi.ir Justiz (Hrsg.): Bundesgesetzblatt Online.
http:äwww.bgbl.deiXaveritext.xav?bleBundesanzeiger_BGBl&start:%2F%2F*[%o4}attr'idoÄ3D
%27 b gbll 57 11 | 89 .p dP/o27 I &wc: 1 &skin:WC (1 0 .0 6.20 12)
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Denkschrift 2 3 4 5

Stand 31.03.1957 31.03.1958 31.03.1959 3 1 .03. 1960

vor-
handen

geplant
vor-

handen
geplant

vor-
handen

geplant
vor-

handen
geplant

Bundesstraßen 1.060,0 1.115,0 r.t27,7 I . 180,0 765,1 868,6 861,1 986,9

Landstraßen I.
347,0 412,0 384,3 44L,3 377,8 498,3 526,7 711,4

Landstraßen II.
Ordnung

42,0 47,0 46,9 50,6 35,0 70,1 43,2 59,3

Zusammen 1.449,0 1.57 4,0 1.558,9 1.671,9 1.177,9 t.437,0 1.431,0 1.757,6

Tab. 4: Vorhandener und geplanter Radwegeausbau in NRW 1957-1960

Siehe: GRUPPE RADWEGEBAU: 1. Denkschrift: S. 6; 2. Denkschrift: S. 23; 3. Denkschrif,t: S.

43; 4. Denkschrift: S. 49; 5. Denkschrift: S. 46.

ln den Denkschriften erfolgt jedoch keine Gegenüberstellung der geplanten und

vorhandenen Zahlen; eine kritische Auseinandersetzung fehlt. In Anbetracht der

aufgeführten Zahlen ist zudem anzumerken, dass die Bemühungen der Gruppe

Radwegebau keinen besonders großen Erfolg zeiglerl. Mögliche Grände hierfi.ir

können durch den Vergleich mit dem Verein Deutscher Fahrrad-Industrieller

abgeleitet werd€f,, die mit derselben Intention in den 30er Jahren des 20.

Jahrhunderts erfolgreicher waren. Ein Problem besteht darin, dass die

Argumentation der Gruppe Radwegebau für die Errichtung von Radwegen im

Gegensatz zu der Argumentation des Vereins Deutscher Fahrrad-Industrieller in

den 30er Jahren sich nicht auf statiptische Zahlen sttitzt. Hieraus resultiert

zunächst, dass die Argumentation sehr allgemein bleibt und, wie das obige Zitat

zeig1., sich in weiten Teilen darauf beschränkt, die Bedeutung des Fahrrades vor

allem flir Kinder und Jugendliche hervorzuheben. Der l«trze Hinweis, dass

Menschen auch aufgrund gesundheitlicher, sportlicher und finanzieller Interessen

das Fahrrad nutzen, verdeutlicht nicht die:große Bedeutung; die das Fahrrad frir

den Berufsverkehr bereits einnahrn; ein Punkt, der aus den statistisehen

Erhebungen,' zumindest,für das Ruhrgebiet, klar ersichtlich war. Außerdem ist

durch diese allgemeine Argumentationsstruktur kein'regionaler Bezug möglich,

der länderspezifisch Handlungsalter,nativen 'aufweist. Bei einer .separaten

Betrachtung des Ruhrgebietes fiillt beispielswe,ise,auf,.dass, obwohl sowohl der

Bund als auch das Land Nordrhein-Westfalen den,Radwegebau nicht intensiv

forderten, eine Förderung in den meisten Städten des,Rührgebiets, offenbar als

notwendig erkannt wurde und auf komnlrnaler Ebene'auch.stattfand.
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Abb. 8: Offentliche Radwege im Ruhrgebiet

Siehe: SCHACHT, Statistisches Handbuch des Radfahrverkehrs, S. 95ff; GRUPPE

RADWEGEBAU: 3. Denkschrift: S. 23f; 4. Denkschrift: S. 28f; 5. Denkschrift:5.27f.

Eine genaue Analyse der Förderprogramme kann aufgrund des Umfangs in dieser

Arbeit nicht behandelt werden. Es soll an dieser Stelle lediglich darauf hinwiesen

werden, dass hier eine Diskrepalz zwischen der Tätigkeit des Bundes und des

Landes Nordrhein-Westfalen, aber auch des SVR und der Städte zu erkennen ist.

Diese Diskrepanz lässt darauf schließen, dass die Städte des Ruhrgebietes sehr

wohl einen Handlungsbedarf fi.ir den Ausbau von Radwegen sahen und diese

Einschätzung lediglich von regionalen und überregionalen lnstanzen nicht

aufgegriffen wurde.

In Bezug auf die Auswertung von Unfallstatistiken, die vor allem im den letzten

beiden Denkschriften großen Raum einnehmen, ist zrl erkennen, dass

länderspezifische Unfallstatistiken zwar aufgeftihrt, allerdings nicht

länderspezifisch analysiert werden. Die gesamte Argumentationsstruktur bleibt

letztlich inkonkret, wodurch die Dringlichkeit für die Anlage von Radwegen nicht

klar genug hervorsticht. Lediglich in der zweiten Denkschrift wird eine

anschauliche Beziehung zumindest betreffend den Nutzen von Radwegen für die

allgemeine Verkehrssicherheit hergestellt, indem die Unfallzahlen auf Straßen

ohne Radwegen und Straßen mit Radwegen gegenübergestellt werden.
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Abb. 9: Verkehrsunfälle an Straßen
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Siehe: GRUPPE RADWEGEBAU: 3. Denksckift, S. 10f.

Diese Grafiken zeigen deutlich, dass durch die Anlage von Radwegen die

Unfallzahlen deutlich minimiert werden konnten und zudem vor allem in Bereich

der geschlossenen Ortschaften ein Handlungsbedarf nahe lag. Diese

Argumentationslinie wurde in den folgenden Denkschriften allerdings nicht

fortgeführt. Als letzter Aspekt ist auszuflihren, dass der Verein Deutscher

Fahrrad-Industrieller eine geschicktere Öffentlichkeitsarbeit als die Gruppe

Radwegebau betrieb, indem er sich zwar atch an Landesorgane richtete, vor allem

aber die Presse miteinbezog und durch die Errichtung regionaler Vereins-

niederlassungen lokale Adressaten besser und intensiver erreichen konnte.

Der Grund für das unterschiedliche Vorgehen zwischen dem Verein Deutscher

Fahrrad-Industrieller und der Gruppe Radwegebau ist in der verschiedenen

Intentions- und Interessenlage zu sehen. Beide Verfolgten zwar das Ziel, den

Radwegbau aus Gründen der Verkehrssicherheit zu fördern, allerdings kann

dieses Ziel in Bezug auf den Verein Deutscher Fahrrad-Industrieller als Form von

Lobby-Arbeit und insofern als Mittel zu wirtschaftlich orientierten Zwecken

gesehen werden. Durch sicherere Straßenverhältnisse konnte die Zahl der

Fahrradfahrer und somit der Abverkauf von Fahrrädern gesteigert werden. Hier

standen also wirlschaftliche lnteressen im Vordergrund. Diese Form der

Interessenvertretung gab es nach dem Zweiten Weltkrieg für die Fahrradindustrie

nicht mehr. Hinter der Gruppe Radwegebau stand keine starke Interessengruppe.

Ihrer Arbeit lag vielmehr ein Auftrag des Bundesverkehrsministeriums zugrunde.

Dies vermag zumindest teilweise zrL erklären, warum keine kritischere
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Auseinandersetzung mit dem Datenmaterial erfolgte. Denn eine derartige hätte die

Mängel bei der Förderung des Radwegebaus atfzeigen und somit den Auftrag-

geber in ein negatives Licht rücken können. Das Interesse hinter der Gruppe

Radwegebau bestand also nicht ausschließlich in einer Propagierung des Ausbaus

von Fahrradwegen; vielmehr mag auch der Gedanke eine Rolle gespielt haben, die

Bestrebungen des Bundesverkehrsministeriums nicht durch zu kritische Analyse

in einem allzu schlechten Licht erscheinen zu lassbn.

Abschließend ist festzuhalten, ddss auch ein weiter wesentlicher Aspekt die

Aktivitaten des Vereins Deutscher Fahrrad-Industrieller von denen der Gruppe

Radwegebau unterscheidet, nämlich der Zeitgeist. Inwieweit der Zeitgeist Einfluss

auf die Entwicklung des Fahrradverkehrs und den Radwegebaq genornmen hat,

wird im zweiten Teil des folgenden Kapitels untersucht. Zunächst soll jedoch

gezeig.werden, dass der SVR ein erhebliches Interesse besaß, den öffentlichen

Nahverkehr und seine Förderungswürdigkeit in den Vordergrund zu stellen.

/

3.3 Beziehun g Nahverkehrsbetriebe

Dass der SVR den Fokus.auf die Förderung des Ausbaus des öffentlichen Netzes

legte und das statistische Datenmaterial im S)ilne dieses Zweckes auslegte, wurde

bereits anhand der Ausführungen zu den Verkehrszählungen der Jahre 1952-1960

deutlich. Dieser Sachverhalt grtindet auf einer engen ZuBammenarbeit zwischen

dem SVR und den Nahverkehrsbetrieben, die bereits 1949 einsetzte. Um die

Interessen der verschiedenen öffentlichen Nahverkehrsgesellschaften aufeinander

abzustinrmen und eine Repräsentanz, derselben zü schaffen, wurde die

Gemeinschaft der Nahverkehrsbetriebe Ruhr-Wupper-Niederrhein e. V. (GNR)

gegründet, der 19 Betriebe anschlossen. waren. Der SVR war sowohl im

Verwaltungsrat als auch im Betriebsrat dieser Gesellschaft vertreten und pflegte

naeh eigenen Angaben eine ,,besonders enge.rzusammenarbeit".l5o kn Z;uge dieser

Zusamrnenarbeit und nach von ,der, Bundesbahndirektion in Essen und der

Gemeinschaft fi.ir Nahverkehrsbetriebe sowie vom SVR vereinbartem Programm

wurden beispielsweise als erste gemeinsame Handlungen die Zählungen des

Jahres 1952 durchgeführt und ausgewertet.ls5 Hieraus wird nachvollziehbar,

"o SVR: Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk 1920 -197 0, S. 7 l.
rs5 MüLLER, Enno: Der öffentliche Verkehr im Ruhrgebiet. Ein Tatsachen und Erlebnisbericht

aus 50 Jahren 1912 bis 1962, Essen 1965,5.24.
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wieso den Nahverkehrsbetrieben ein derart großer Raum im Atlas des SVR

eingeräumt wurde und warum der SVR den Nahverkehrsbetrieben in seiner Arbeit

eine so gewichtige Rolle beigemessen hat. Z:udem wird deutlich, dass sich hier

eine Interessengruppe gebildet hat, die durch die Zusammenarbeit mit dem SVR

einen starken Bündnispartner für ihre Belange fand. Das Problem der

Nahverkehrsbetriebe nach dem Zweiten Weltkrieg war, dass die Verkehrs-

einrichtungen in den Städten des Ruhrgebietes im großen Ausmaß zerstört oder

beschädigt waren. So war bei- einigen Verkehrsbetrieben der Bestand an

betriebsfühigen Fahrzeugen bis auf ll3 dezimiert. Werkstätten waren zerstört und

Gleisanlagen verwüstet.r56 Hinzu kam das bekannte, sich schließlich bis weit in

die 70er Jahre, ziehende Problem, dass die Nord-Süd-Verbindungen im

Ruhrgebiet nicht in ausreichendem Maße ausgebaut waren und somit den

Pendlerverkehr nicht gänzlich erfassen konnten.lsT Diese Defizite in der

Verkehrsstruktur schien der größte Widersacher der öffentlichen Nahverkehrs-

betriebe auffangen zu können, das Privat-Automobil. Dieser Sachverhalt wird

besonders deutlicf in den 1965 erschienen Ausfiihrungen von Enno Müller zum

öffentlichen Verkehr im Ruhrgebiet. Müller prangert an, dass lange Zeit hindurch

bei der Wiederaufbauplanung und den Baumaßnahmen der Stadte eine

Bevorzugung des privaten Autoverkehrs qu beobachten gewesen sei. Dieses

Verhalten sei allerdings nicht zweckdienlich gewesen, da ein Insasse eines

Privatautos im Verhältnis zu dem Nutzer eines Nahverkehrsmittels durch-

schnittlich das l5fache an Straßenfläche für eine Fahrt in Anspruch nahm. Die

Planung von teuren Schnellstraßen hatte und wtirde Müllers Ansicht nach zu

keiner Entlastung des Straßenverkehrs führen. Müller führt auf ausländische

Erfahrungen hätten gezeigl, dass ein weiterer Ausbau des Straßennetzes nicht zu

einer Verflüssigung des Verkehrs in den Innenstädten, sondern vielmehr zu einer

verstärkten Ballung an den Brennpunkten'führe. Hinzu käme das Problem der

Abstellmöglichkeiten fi.ir nicht benutzte Kraftfahrzeuge, das kaum lösbar

erschiene. Durch das Abstellen von Kraftfahrzeugen in Geschäfts- und

Verkehrsstraßen würde sowohl der fließenden private Verkehr als auch der

öffentliche Nahverkehr beeinträchtigt.t" Es wird ersichtlich, warum der SVR in

seinen Ausführungen stets den motorisierten Verkehr hervorhob und einen

"u MÜLLER, Enno: Der öffentliche Verkehr im Ruhrgebiet, S. 14.
r57 LTMLAUF, Josef: Landesplanung im Ruhrgebiet. In: BLÜCHER, Franz (Hrsg.): Ordnung und

Planung im Ruhr-Raum. Tatsachen und Aufgaben, Dortmund 1951, S. 22'40;5.24ff.
158 MÜLLER, Enno: Der öffentliche Verkehr im Ruhrgebiet, S. 15. 
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Vergleich mit den öffentlichen Nahverkehrsbetrieben anstrebte. Es liegt nahe,

dass das Automobil als Konkurrent und Hemmnis des öffentlichen Nahverkehrs

angesehen wurde. Dennoch stellen sich zwei Fragen: Warum erfolgte bei der

Wiederaufbauplanung und den Baumaßnahmen der Stadte eine Bevorzugung des

privaten Autoverkehrs, wenn die statistischen Zahlen belegten, dass das

Automobil bis 1960 nicht das primäre Befürderungsmittel des Berufsverkehrs

ge\ilesen war und es sich bei dieser Form des Verkehrs um denjenigen handelt, der

die Straßen am intensivsten belastete? Und wie ist es dazu gekommen, dass,

obwohl ein intensiver Ausbau des Straßennetzes erfolgte, Müller 1965 von

verkehrsbehindernden Zuständen spricht, die durch den motorisierten Verkehr

verursacht wurden? Zur Beantwortung dieser Fragen soll zunächst anhand von

statistischenZahlenuntersucht werden, wie sich die Motorisierung im Ruhrgebiet

vollzog.

3.4 Die Motorisierung

3.4.L Motorisierung im Ruhrgebiet

In der Jubiläumsschrift zum 50jährigen Bestehen des SVR wird ausgeftihrt, die

unvorstellbare Entwicklung des individuelläntVerkehrsmittels Auto habe einen

umfassenden Ausbau des Straßennetzes und die Anlegung von Autobahnen und

autoähnlichen Straßen nötig gemacht; dieser Prozess sei auch 1970 noch nicht

abgeschlosserr.tte Diese Aussage bestätigt, dass durch das Anwachsen des

individuellen Automobilverkehrs der Zwang zu einem umfassenden Ausbau des

Straßenwesens entstanden war.

Ein Blick auf den Bestand von Kraftfahrzeugen im Ruhrgebiet zeigl altrerdings,

dass erst ab 1955 und dann verstärkt,ab ,lg5g ein starker Anstieg des individuellen

Autoverkehrs zu beobachten war. Vor dem Zweiten Weltkrieg ist zu erkennery

dass die bereits zu dieser Zeit aufgeführte'Motorisierung zumindest nicht auf das

Ruhrgebiet zutraf.

"' SVR: Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk 1920-1970, S. 6i:
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Abb. 10: Kraftfahrzeuge im Ruhrgebiet (SVR)

Siehe: SVR: Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk 1920-1970, S. 62f .

Vor allem in den Nachkriegsjahren überstieg der Bestand an Lastkraftwagen den

der Personenkraftwagen. Somit ist anzunehmen, dass sich der Begriff der

ansteigenden Motorisierung zunächst auf die Lastkraftwagennutzung bezog und

erst durch den spätere Anstieg der Personenkraftwagenzahl hierauf übertragen und

sodann zum Synonym für den individuellen Autoverkehr wurde. Obwohl anhand

der Grafik zu erkennen ist, dass der Lastkraftwagenbestand nach 1955 einen

relativ konstanten Werl einnahm, bedeutet dieses nicht, dass er für das Ruhrgebiet

unproblematisch war. Denn bezogen auf die Fläche gab es im Ruhrgebiet von

1955 bis 1968 vier Mal mehr Lkw als in der Bundesrepublik und mehr als doppelt

so viele wie im Land Nordrhein-Westfalen.160 Zudemwird in der Jubiläumsschrift

des SVR bezüglich des Güterverkehrs geäußert, dass sich zwei Drittel des

gesamten Güterverkehrs in der Nahzone abspielte, von denen der weit

überwiegende Teil die Städte- und Gemeindestraßen und die Landstraßen, die in

die Nachbarschaft der Städte führten, belastete. Das Problem sei, dass dieser

erhöhte Güterverkehr zwar den Verkehrsfluss maßgeblich behindere, die Städte

und Gemeinden aber von diesem Verkehr lebten und er somit für diese

unentbehrlich sei. Selbst wenn es möglich wäre, einen nennenswerten Teil dieser

Transporte auf die Schiene oder die Wasserstraßen zu verlagern, müsste der Vor-

'u' SVR: Siedlungsverband Rulrkohlenbezirk lg2}-1970, 5. 63.
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und Nachtransport mit Lastkraftwagen erfolgen, d.h. die städtischen und

nachbarlichen Verbindungsstraßen erführen keineswegs eine Entlast ng.' u'

In Bezug auf den Pkw-Bestand vollzog sich zwar eine Steigerung, allerdings ist

am unten aufgeflihrten Vergleich der Bestandzahlen Nordrhein-Westfalens mit

denen des Ruhrgebiet zu erkennen, dass sich im Ruhrgebiet lediglich halb so viele

Autos befanden wie im restlichen Nordrhein-Westfalen, obwohl die

Bevölkerungsdichte im Ruhrgebiet weitaus höher war als in den übrigen

Landesteilen. So betrug die Bevölkerungsdichte des Ruhrgebiets im Durchschnitt

993 Einwohner je qkm und stieg in Teilen der Kernzone bis auf rund 4000

Einwohner je qkm an. Die Bevölkerungsdichte in Nordrhein-Westfalen betrug

dahingegen im November 1950 im Durchschnitt 387 und im Bundesgebiet 194

Einwohner je qkm.162

Abb. l1: Entwicklung der Kfz-Bestandszahlen in NRW und im Ruhrgebiet

SVR- S iedlungsverband Ruhrkohlenb ezirk 1920 - I 97 0, S. 62f .

Aus diesem Grund blieb das Ruhrgebiet bezogen auf den gesamten Kfz-Bestand

und die Einwohnerzahl hinter dem Durchschnitt Nordrhein-Westfalens und hinter

dem Durchschnitt der Bundesrepublik zurück. Lediglich bezogen auf die Fläche

lag das Ruhrgebiet über dem Durchschnitt der Vergleichsräume.163 Demzufolge

ist das Problem des Ruhrgebietes eher im Flächenbedarf als in einer

'u' SVR: Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk lg2o-lg7 0, S. 62.

'u' UMLAUF, Josef Landesplanung im Ruhrgebiet,5.22.
'u' SVR: Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk 1920-1970, S. 64.
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unvorstellbaren Entwicklung des Pkw-Bestandes zu verorten. Diese Problematik

wurde in den 50er Jahren jedoch nicht bzw. nicht differenziert diskutiert. Erst im

Verlauf der 60er Jahre, wie an späterer Stelle der Arteit noch beschrieben wird,

entwickelte sich ein sachangemessener Diskurs. Die angeführtet Zahlen zeigen

zwar, dass der Pkw-Bestand ab 1955 verstärkt anstieg, beantworten aber nicht die

Frage nach der Ursache. h diesem Zusammenhang soll nun auf eine

Berufsverkehrszählung des Jahres 1955 eingegangen werden, die von der

,,Wohnungsgesellschaft für Kohle prd Stahl" durchgeführt wurd. Das

Heranziehen dieser Zählung birgt den Vorteil, dass sie sich mit dem

Umbruchsjahr 1955 und 1956 beschäftigt und zudem einen Vergleich der

benutzten Verkehrsmittel erm«;glicht.

Bei den Betrachtungen zurn Thema Motorisierung bei den Arbeitern drängt sich

zunächst der Schluss auf, dass 1956 die Motorisierung auch in den

Bergarbeitersiedlungen angekommen war. Es wird beschrieben, dass der Bedarf

an Garagen anstieg, ;o dass bei Neuplanungen von Werkssiedlungen teilweise bei

bis zu 40 von 100 Wohnungen Garagen und Einstellplätze vorgesehen werden

müssten. Gerade der Schaffung von Einstetlplätzen müsste angesichts der starken

Zunahme an Wagen besondere Beachtung zu Teil werden, wenn später nicht die

Straßen durch den ruhenden Verkehr verstogft werden sollten. In der Hütten-

zeitung des Bochumer Vereins ist das Folgende4u lesen:

,,Gegenüber täglich 260 Personenwagen im Jahre 1955 wurden jetzt [1956] 579 gezirJr,lt. Die
Zahl der Motorräder, Roller und Mopeds stieg von 1.371 im Jahre 1955 auf 1865 im Jahre

1956. Im gleichen Zeitratm fiel die Zahl dq Radfahrer um etwa 400. Bezogen auf die

Gesamtbelegschaft bedeutet das, daß etwa jedes siebte Belegschaftsmitglied beim Bochumer
Verein mit einem eigenen Kraftfahrzeug von und zur Arbeit frhrt."l64

Auch das zweite Beispiel folgt diesem Trend. So wird 1957 in der

Werkszeitschrift der, Augl.rst-Thyssen-Hütte berichtet, ein Drittel und mehr der

Belegschaft besäße ein eigenes Motorfahrzeug.

,,Das sind die Zahlen, die über die Motorisierung unserer Belegschaft Mitte August 1957

festgestellt wurden: 449 Personenw4gen, l73l Roller und Motorräder, 1834 Mcipeds werden
von Belegschaftsmitgliedern unserer Hütte benutzt. [...] 41 v. H. aller Mitarbeiter der August
Thyssen.Hütte sind heute motorisiert. Es ist ermittelt worden, daß,,die Motorisierung bei den

Lohnempf?ingern mit 45 v. H. erheblich stärker ist und,.mehr als doppelt so hoch wie bei den

Angestellten, von denen 22 v. H. über ein Fahrzeug verfügen. Bei .Arbeitern entfiillt ein
Fahrzeug avf 2,2, bei den Angestellten dagegen erst auf 4,7 Personen. - Diese nicht nur bei
diesem Hüttenwerk festgestellte Enfwicklung erfordert die Errichtung immer weiterer Garagen

und Einstellplätze und wird in Zukunft noch schwierige Fragen aufiverfen.

Bei der Rheinische Wohnungsstätte AG entfiillt durchschnittlich auf jede vierte bis fünfte
Mietwohnung ein Kraftfahrzeug. In der Bundesrepublik ist jeder achte Bürger motorisiert."

'uo STEINBERG Wilhelm (Hrsg.): Wohnstätten an Rhein und Ruhr, S. 133.

'u' STEINTBERG, Wilhelm (Hrsg.): Wohnstätten an Rhein und Ruhr, S. 134.
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Hervorzuheben ist an dieser Stel1e, dass in beiden Beispielen unter dem Begriff

der Motorisierung noch sämtliche Kraftfahrzetge gemeint sind, d.h. sowohl

Personenkraftwagen als auch Motorräder, Roller und Mopeds. Demzufolge ist

unter dem Begriff der Motorisierung hier nicht primär der individuelle

Autobestand gemeint ist. Dennoch wurde hier ein Bild gezeichnet, dass in

Anbetracht der Zähhng des Jahres 1955 erstaunt, denn durch diese wurde gerade

atfgezeigl, dass immer noch der größte Teil der Berufstätigen im Ruhrgebiet den

Weg zur Arbeit zu Fuß oder mit dem Fahrrad zurücklegten. Kann es tatsächlich

sein, dass sich binnen eines Jahres die Verhältnisse so stark verändert hatten

dahingehend, dass nun ein Großteil der Werktätigen ihren Weg zur Arbeit mit

einem motorisierten Verkelrsmittel erreichte? Diese Frage ist eindeutig nt

verneinen. Denn in demselben Bericht findet sieh der Verweis, dass der Grad der

individuellen Motorisierung des Berufsverkehrs im Jahre 1956 noch nicht das

Ausmaß erreicht hätte, das vielfach vermutet würde. Diese Aussage gründet auf

einer Untersuchung, der Verkehrsmittelwahl der Bewohner von Miet- und

Eigentumswohnungen. Diese zeiE immer noch das bereits bekannte Bild der

strukturellen Abhängigkeit der Verkehrsmittelwahl. Die Lage des überwiegenden

Teiles der Mietwohnungen zu den Arbeitsstätten der Bewohner war nämlich

immer noch überaus günstig. Über 90 Yo aller,Harptmieter benötigen weniger als

30 Minuten für den Weg zur Arbeitsstätte Un{ rur 2,6 oÄ mehr als 45 Minuten-

Infolge der günstigen Lage der Wohnungen bewältigen fast 60 oÄ det Hauptmieter

den Weg zur Arbeitsstätte zu Fuß und über 20 %o mit dem Fahrrad. Die Lage der

Eigenheime und Kleinsiedlungen war im Verhältnis zLL dem Standort der

Arbeitsstätten sogar noch gänstiger als die der,Mietwohnungen. In 94,6 Yo aller

Fälle benötigen die Eigentümer und Kleinsiedler weniger ats 30 Minuten für den

Weg zur Arbeitsstätte. Aufgrund der günstigenLage der Wohnungen bewältigte

etwa die Hälfte aller Eigentümer den Weg:.zur Arbeitsstätte zu Fuß. Unter den

benutzten Verkehrsmitteln tiberwog immer noch das Fahrrad mit 2I,l Prozent,

gefolgt von der Straßenbahn und dem Auto, die zusammen 13,0 Prozent der

Werktätigen befürderten.'u6 Demrufolge war der Grad der Motorisierung bei den

Eigentürnern etwas höher als bei den Mietern, allerdings in beiden Fällen nicht so

hoch, dass,sich zwangsläufig ein unmittelbarer Zugzwang aufgrund des enorm

166 StgINgERG Wilhelm (Hrsg.): Wohnstätten an Rhein und Ruhr, 5.327.
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steigenden Autobestandes ergab. Anschaulich wird dieses Verhältnis an zwei

Grafiken, die den soeben beschriebenen Sachverhalt visualisieren.

Abb. 12: Benötigte Zeit zlur Artreitsstätte/Verkehrsmittelwahl der Bergarbeiter 1956
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Vgl.: STEINBERG, Wilhelm (Hrsg.): Wohnstätten an Rhein und Ruhr, S. 326f.

In Bezug auf die angebliche starke Motorisierung wird zudem explizit darauf

hingewiesen, der für den Wohnungsbau überaus wichtige Umstand, dass der Teil

der Bevölkenmg, der mit einem Motorfahrzeug ausgestattet ist ohne dieses für

den eigentlichen Berufsverkelx nt rfiitzefi, ständig wachse, nicht übersehen

werden dürfe.167 Demzufolge ist davon auszugehen, dass sich fi.ir die Arbeiter die

Verwendung des Automobils für den Weg zur Arbeit mehrheitlich nicht lohnte.

Außerdem zeigt dieses Beispiel, dass eine Diskrepanz zwischen der Propagierung

der ansteigenden Motorisierung und den tatsächlichen Gegebenheiten vorlag. Es

wurden im Fall der Werkzeitschriften bewusst Fälle aufgegriffen, die auf einen

Benötigte Zcit..' Minuten
Benötigle Zeit...Minuton

167 STEINBERG, Wilhelm (Hrsg.): Wohnstätten an Rhein und Ruhr, Düsseldorf 1958, S. 134.
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starken Zuwachs des motorisierten Verkehres hinwiesen. Wäre als Beispiel flir die

Stadt Bochum nicht der Bochumer Verein, sondern die Zeche Hannover-Hannibal

herangezogen worden, wäre das Argument eines starken Anstiegs der

Motorisierung nicht gegeben gewesen.

Abb. 13: Verkehrsaufkommen an der Dorstener Straße (Zeche Hannover-Hannibal)

Siehe: SVR: Verkehrszählung an Plankreuzungen zwischen Straßen und Eisenbahn im
Ruhrkohlenbezirk, S. 1.

Es zeigt sich somit auch an diesem Beispiel, dass wohl eine zweckdienliche

Interpretation der Fakten zugunsten der Motorisierung erfolgte. Gesttitzt wird

diese These auch durch die Wortwahl, derzufolge der Grad der individuellen

Motorisierung noch nicht das Ausmaß erreicht hätte, ,,das vielfach vermutet

wurde". Hieraus ergibt sich eindeutig, dass es sich bei den Ausführungen zu einer

steigenden Motorisierung nach Einschätzung des Autors um eine Vermutung und

nicht um eine faktenbasierte Annahme handelte. Es soll nicht versucht werden zu

wiederlegen, dass eine steigende Motorisierung de facto stattgefunden hat. Diese

ist anhand der Zahlen, vor allem fi.ir die 60er Jahre, eindeutig belegt. Vielmehr

stellt sich die Frage, ob tatsächlich der Anstieg des motorisierten Verkehrs den

Ausbau des Straßennetzes und die Fokussierung auf den individuellen

motorisierten Verkehr notwendig gemacht hat, oder ob nicht vielmehr in

umgekehrter Richtung die Propagierung des Eindruckes einer steigenden

Motorisierung den Ausbau förderte und somit den Anstieg des Bestands von

Kraft- und vor allem Personenkraftwagen erst vorbereitete. Zur Beantwortung

dieser Frage ist es notwendig, den Zeitgeist zu erfassen und somit den Blick auf

maßgebliche Entwicklungen in der Bundesrepublik zu richten.
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3.4.2 Motorisierung in der Bundesrepublik

\ch§nf Jalr_e "u"h§,"er9{-t =_._y:I§115y:_:! 91&.Auch die Pkw-

Bestände von 1,75 Millionen i955 und 4,5 Millionen 1960 zeigen, dass der Besitz

eines Personenkraftwagens damals noch das Privileg einer kleinen Minderheit

war. Ein Sprung in dieser Entwicklung setzte erst Anfang der sechziger Jahre ein.

Während zwischen 1950 und 1955 sowie zwischen 1955 und 1960 trotz eines

großen ,,Autobedarfs" der Bestand an Pkw nur um 1,2 bzw. 2,7 Millionen

Einheiten zunahm, schnellte diese Zahl im darauffolgenden Jahrfünft (1960-65)

auf fast frinf Millionen. Hervorzuheben ist, dass dieses bis dahin höchste Niveau

des absoluten Zawachses an registrierten Pkw und Kombi auch in den darauf-

folgenden zehn Jaltren nicht mehr erreicht wurde. Erst in den Jahren 1975 bis

1980 wurde die Rekordzahl von Anfang der sechziger Jahre nochmals erreicht

bzw. überboten.l68

Es ist also zu erkennen, dass weder im Ruhrgebiet noch in der Bundesrepublik die

Motorisierung den StraQenausbau vorangetrieben hat. Burkhard Horn äußert, die

Rasanz und die Selbstverständlichkeit, mit der das Auto Mittelpunkt der

städtischen Verkehrsplanung wurde, sei auf den ersten Blick nicht

nachvollziehbar. Dasselbe gelte auch für die gesellschaftliche Übereinstimmung

bei der Planung und Umsetzung autoorientierter Verkehrskonzepte. Als wichtigste

Ursachen fi.ir den ,,siegeszug des Autos" benennt Horn den

o ,,hohe Symbolgehalt, mit dem das Auto von Anfang an auch hinsichtlich seiner

stadtraumprägirra"r, Rolle besetzt war (und damit verbunden weitgehend

gesellschaftliche Übereinstimmung)
. das große ,,Vorbild" Amerika, das eine zwangsläufige Entwicklung hin zrfi

Autogesellschaft vorzuzeichnen schien [und]
o die frühe Bildung einer Lobby für die Interessen des Autoverkebr§."16e

Auf diese A.spekte soll im Folgenden eingegangen werden-

'ut WOI-F, Winfried: Eisenbahn und Autowahn. Personen- und Gütertransport auf Schiene und

Straße, Geschichte, Bllaru,Perspektive, Zrtrich 1992, S. 188.
r6e HORN, Burkhard: Der Motor dittl".t. Einblicke in die Zusammenhänge von Verkek und

Städtebau in Deutschland seit Beginn der Automobilisierung (Gesamthochschule Kassel GhK-

Arbeitsbericht des Fachbereichs Stadtplanung und Landesplanung-Heft 102.), Kassel 1992, S.

lof' 
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3.5 Der Siegeszug des Automobils

3.5.1 Der Drahtesel und sein Imageproblem

Das Auto war ein Symbol fi.ir Freiheit, Fortschritt und Individualität.r7o Sein

Besitzer wurde gefühlt Herr über Raum, Zeit urrd über Fahrplan und Strecke' er

wurde zum ,,König Individuum".l7l Diese Idealisierung machte auch vor dem

Städtebau nicht halt. Bereits vor dem Zweiten Weltkrieg wurde propagiert, dass

die Stadtstraßen der Zukunft. dem Auto die Entfaltung seiner möglichen

Geschwindigkeiten gestatten müssten. Die Straße sei kein ,,Kuhweg" mehr,

sondern eine,,Verkehrsmaschi fle" -17 
2

,,Der mechanische wagen ist nun einmal da, und welchen verfolgungen immer man-ihn auch

aussetzen sollte, wird man ihn doch nie mehr umbringen können, weil er einer logischen

Folgerung des wissenschaftlichen Fortschritts und den Bedürfnissen unserer Zeit entspricht'

sich gegen ihn auflehlen zu wollen, ist ebenso töricht, wie gegen die zeit, das Alter, die Arbeit

des menschlichen Gehirns, die ewige Bewegung, gegen alle Kräfte der Natur, dierauf uns

einwirken, und welche unsere schlechte Laune niemals zu ändem kat]n, zu kämpfen'"''"

Zu erkennen ist, dass die Argumentationsstruktur für das Auto eine gewisse

Ähnlichkei t zu der des Fahrrades aufiveist. Hervorgehoben wird die Unab-

hängigkeit von zeit und Fahrplan, die auch in dem Gedicht "Radlers 
seligkeit"

zum Ausdruck kam. Auch hier wird die Entwicklung des Automobils und sein

Fortbestand als eine logische Folge, demzufolge ebenfalls im Sinne einer

technikimmanenten linearen Genealogie, gesehen. Eine weitere Parallele ist' dass

das Automobil zunächst ebenfalls ein verkehrsmittel der Reichen wurde, das der

breiten öffentlichkeit erst durch die Massenfertigung z:ugär,glich wurde. Im

Unterschied zum Fahrrad, dessen Propagierung wählen der nationalsozialistischen

Zeit zumErliegen kam, wurde das Automobil jedoch in viel stärkerem Maße zum

Sinnbild einer ganzen Nation, das Wohlstand für alle bringen sollte' So war auch

Adolf Hitler der erste deutsche Reichskanzler, der die jährliche Internationale

Automobilausstellung in Berlin besuchte. Am 11.02-1933, keine zwei Wochen

nach seiner Ernennung,. hielt er :die Eröffuungsrede'

,,Der Kraftwagen ist neben dem Flugzeug zum genialsten Verkehrsmittel des Menschen

geworden. Es kann der stolz des deutsohen-volkes Jein zu wissen, daß es an der Entwicklung

und am Ausbau dieses großartigen Instruments mit den größten Anteil genommen hat' ["']
wenn man früher die Lebenshöhe von völkern oft nach der Kil0meterzahl von

Eisenbahnschienen zu messen versuchte, dann wird man in der Zukunft die Kilometerzahl der

für den Kraftverkehr geeigneten Straßen anzulegen haben'"174

r7o HORN, Burkhard: Der Motor diktiert, S. 11.
rzr gAaH§ Woffigang: Die Liebe zum Automobil. Ein Rückblick in die Geschichte unserer

Wtinsche, Hamburg 1984, S. 16 ff.
r72 HORN, Burkhard: Der Motor diktiert, S. 11'

'?3 Baudry de Saunier, L: Grundbegriffe des Automobilismus, S'

Der Motor diktiert, S. 1i.

'74 SACHS, Wolfgang: Die Liebe zum Automobil, S. 64f'

19 zftiert in HORN, Burkhard:
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Die Tatsache, dass kein einziger Volkswagen eines privaten Besitzers je über die

Straßen des Dritten Reiches gerollt ist und der Krieg Elend und Not brachte,

führte nicht dazu, dass der Wunsch nach einem Automobil abnahm.lTs Im

Gegenteil, das Auto blieb, diesmal vor dem Hintergrund des großen

kapitatistischen Vorbilds der USA, ein Sinnbild fi.ir bessere Tage, ein Symbol des

erhofften Wohlstands.l76 Diese ideologische Verbundenheit zum Automobil

veranschaulicht der Soziologe Dr. Wolfgang Sachs anhand zahlreicher Beispiele

in seinem Buch ,,Die Liebe zum Automobil". Er verweist explizit darauf, dass der

Erwerb eines Autos auch immer eine psychologische Komponente besitzt.rTT Er

spiegelt den Wunsch der Menschen nach Erfolg, Wohlstand und Macht wider und

diente in den Nachkriegsjahren auch als ein Mittel der Vergangenheits-

bewältigung. Nach den Jahren des Krieges, des Wiederaufbaus und der damit

verbundenen Entbehrungen setzte der Wunsch nach Konsum ein.178 Anschaulich

wird dieser Umstand durch eine Bildunterschrift zu einem Werbebild des Ford

Taunus zu Beginn der 50er Jahre:

,,Wir haben es geschafft: Das Auto steht vor der TtiLr. Alle Nachbarn liegen im Fenster und

können sehen, wie wir ftir eine kleine Wochenendfahrt rüsten. Jawohl, wir leisten uns etwas,

wir wollen etwas haben vom Lebeq daftir arbeiten wir schließlich alle beide, mein Mann im

Werk und ich als Sekretärin wieder in meiner alten Firma."179

Diese Bildunterschrift besitzt drei Komponenten. Erstens bezieht sich das ,,Wir

haben es geschafft" auf eine persönliche Komponente. Zweitens bezieht es sich

auch auf Dritte: Das Auto ist Prestigeobjekt, das den persönlichen und

wirtschaftlichen Status nach außen hin demonstriert. Drittens liegt die Zielgtappe

bei der werkschaffenden Bevölkerung. Es wird eine Art Arbeitsethos impliziert,

t7t Die auch nach dem Krieg herrschende Verbundenheit zum Volkswagen wird unter Anderem

anhand seines Marktanteils deutlich. So betrug dieser Ende 1948 64,6yo und auch nach der

verstärkten Marktpräsenz der Unternehmen Ford und Opel besaß er 1964 mit 31,2 %o den

größten Marktanteil. Siehe: NELSON, Walter Harry: Die Volkswagen-Story. Biographie eines

Autos, München 1965, S. 171ff.

"u SACHS, Wolfgang: Die Liebe zum Automobil, S. 72ff.

'77 Dies wird sogar auf einer Ttigung des SVR zum Thema ,,Die Verbesserung der

Verkehrsverhältnisse im Ruhrgebieti' ausgeführt. Das Auto sei.aus der damaligen Realität nicht

mehr wegzudenken. Es sei mit der soziologischen, ökonomischen, geistigen und seelischen

Entwickläg der darnaligen Zeit verflochien. Weiterhin heißt es: ,,Über die praktische

Bedeutung - Freizügigkeit, Fähigkeit, große Entfernungen und Fahrpläne der öffentlichen

Verkehrsmittel - hinaus ist es zum Gegenstand des Sozialprestige geworden. In diesem Sinne

ist es an die Stelle der ,,guten Stube" des Bürgers früherer Zeit getreten; diese allerdings wurde

nur in Ausnahmefiillen benutzt. Vielleicht könnten hinter der Neigung der Masse zum Auto

auch kollektive Erinnerungen vermutet werden - an jene Zeiten, in denen der einfache Mann in
den Straßengraben .ffeten mußte, wenn die Equipage mit hohen Herrschaften an ihm

vorbeibrauste; allerlei Gefühle mögen dabei gestaut worden sein; jetzt ist er selbst Herr-"

Siehe: SVR Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk (Hrsg.): Die Verbesserung der

Verkehrsverhältnisse im Ruhrgebiet. Tagung im Haus der Technik Essen am 04. Oktober 1965,

Essen 1965, S. 8.
1'8 SACHS, Wolfgang: Die Liebe zum Automobil, S. 81.

"' SACHS, Wolfgang: Die Liebe zum Automobil, S. 82f.
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nämlich die Annahme, dass sich jeder, der hart arbeitet, ein Automobil kaufen und

somit den lang ersehnten Wohlstand erreichen kann. Das Automobil wird damit

Instrument zur Selbstbestätigung und -vergewisserung etner ganzen Generation,

deren durch die Kriegsniederlage in Frage stehenden Fleiß und Rechtschaffenheit

sich in dem Besitz eines.Pkw ausdrück1. Die große emotionale Bedeutung wird

sehr anschaulich im Kapitel ,,Ein Auto namens Max", in einem Bericht der

Essener Verkehrswacht aus dem Jahr 1961 dargestellt:

,,Es gibt Leute, die ihr Auto ,,Max" oder ,,Schwalbe" oder ,,Rappen" nerulen. Kühlschrank,

Waschautomat, Fernsehgerät und Telefon sind ebenso großartige Erfindungen, aber niemand

ließe sich einfallen, ihnen Namen zu geben. Das Auto ist etwas Besonderes, für das man so

etwas wie Zärttichkeit zu empfinden vermag wie zu einem Haustier- Wenn er es samstags

wäscht und poliert, fühlt sich mancher versucht, ihm wie einem treuen Pferd die Flanke zu

klopfen. Von allen technischen Emmgenschaften ist es nur dem Kraftwagen gelungen, in eine

persönliche Beziehung zu uns zu treten. Er hat unsere Maßstäbe fiar Zeit ünd Raum verändert.

E. u"r*ug das Leben seines Besitzers fülliger, geraffter zu machen. Er ist imstande, die

Erlebnisbreite innerhalb der unveränderbaren Frist unserer irdischen Existenz auszuweiten."

Im Vergleich dazu hatte der Fahrradbesitzer zunehmend das Image des armen

Mannes, des Arbeiters und sogar des Proleten inne.l8l Der Fahrradbesitzer durfte

sich nicht rühmen, es ,,geschafft" nt haben oder gar die Nachbarn eifersüchtig zu

machen. Er wurde zu jemanden, der vielleicht nicht hart genug gearbeitet hatte

und der somit nicht in vollen Umfang am Wohlstand der Nation teilnahm. Dieser

Aspekt ist bedeutend, um zu verstehen, warum, wie Horn feststelle, eine

gesellschaftliche Übereinstimmung bei der Planung und Umsetzung auto-

orientierter Verkehrskonzepte bestand und die Öffentlichkeit offenbar nicht

danach strebte, die Tatsache ins Gedächtnis zu rufen, dass noch immer ein

Großteil der Bevölkenmg das Fahrrad a1s Fortbewegungsmittel nutzte.

All diese Negativaspekte kombiniert mit einem weiteren sind in den

Werkszeitsehriften der Dortmunder-, Hansil-l[d Erin-Bergbau-AG zu erkennen.

Trotz Erwähnungen von täglich rund 9.000 Zweitädet, die sich auf dem

Zechengelände befandenl82, sowie von Vermerken, denen zufolge

Hunderttausende das Zwairad flir ihren täglichen Weg zur Arbeit benutztenls3,

t*o STEINTHAUER, Gerhard: Bis die Martinshörner, schweigen. Essener verkehrsalltag. Erne

Studie im Auftrag der Verkehrswacht Essen e. V. aus Anlass der 10. Wiederkehr ihres

Grtindungstages, Essen 1961, S. 5.

't' HöPPNER, Michael: Stadtverkehr mit dem Fahrrad. Mobilitat ohne Schaden, Berlin 1982,

s.31.
Dortmunder Bergbau -AG. Hansa Bergbau- AG. und Erin-Bergbau-AG. April (Hrsg.): Werks-

Nachrichten. Jahrgang 6. 19 56, Heft2. In: montan.dok BB A 47 / 169, S. 35.
Diese Gefahr wurde zuvor ausführlich durch statistische Zahlen verdeutlicht und sogar darauf

verwiesen, dass ,,Die Verkehrsunftille [..] zur Pest unserer Zeit geworden" seien. Dortmunder

Bergbau -AG. Hansa Bergbau- AG. und Erin-Bergbau-AG. April (Hrsg.): Werks-Nachrichten.

Jahrgang 15. 1965, Heft5. In: montan.dok BB A 4T / 17 8,. S. 1 1 8.
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und oder Beschreibungen, nach denen sich das Fahrrad aufgrund seiner

Anspruchslosigkeit und Zuverlässigkeit bei vielen Arbeitnehmern immer noch

großer Beliebtheit erfreutel8a, wurden die Fahrradfahrer durch die Wortwahl

zunehmend als Randgruppe aufgefi.ihrt. Vor allem in den Artikeln der Jahre 1965-

67 ist zu erkennen, dass .sich nach und nach ein Unverständnis für die Nutzung

des Fahrrades als Verkehrsmittel einschlich. So wird 1965 aufgeführt, dass,

obwohl die Motorisierung bereits weite Kreise der Bevölkerung erfasste, immer

noch hunderttausende Bergbauarbeiter für ihren täglichen Weg zur Arbeit ihren

,,Drahtesel" nutzten.lt' He*orzuheben ist, dass es sich hierbei um den ersten

Artikel handelt, in dem das Fahrrad nicht als solches betitelt wird, sondern der

leicht negativ konnotierte Begriff des ,,Drahtesels" verwendet wird, was durchaus

als Herabwertung gedeutet werden kann. Im Folgejahr wird warnend aufgefi.ihrt,

dass jeder, der täglich sein ,,Tretomobil" flutze, sich bewusst sein müsse, dass.von

seinem sicheren . Zustand das eigene Leben sowie das der anderen

Verkehrsteilnehmer abhänge.186 Im letzten Artikel heißt es gar

,,Radfahren ist eine feine Sache und wird als Ausgleichssport gem angepriesen. Im

Großstadtgewühl freilich, noch dazu während der Hauptverkehrszeit, ist Radfalren
heutzutage nicht mehr empfehlenswert. Aber viele schwören auf ihre alte ,,Tretmühle",
und sie lassen es sich nichinehmen, damit Tag für Tagzur Arbeitsstätte zu fahren."r8?

Die Artikel implizieren also, dass derjenige, der ein Fahrrad nu.tzt noch nicht am

Wohlstand und der Motorisierung teilnimmt, dass anstelle eines Autos namens

,,Max", einer ,,Schwalbe" oder eines ,,Rappsns" lediglich einen ,,Drahtesel", ein

,,TretomobII" bnv. eine ,,Tretmtihle" fiihrt. Zudem kommt der eingangs erwähnte

weitere negative Aspekt, dass das Fahrrad lediglich im Zusammenhang mit

Verkehrssicherheit bzw. Verkehrsunftillen Erwähnung findet. Die hier

aufgeführten Artikel und die darin enthaltene Erwähnung des Fahrrades beziehen

sich alle auf die jährlich veranstaltete Verkehrssicherheitswoche. In keinem

anderen Zusammenhang wird der Radverkehr erwähnt. Diese hier aufgeftihrte

Problematik ist generell zu erkennen, denn die einzigen kontinuierlichen

Erhebungen und somit auch Berichterstattungen bezüglich des Radverkehrs

erfolgten in den Unfallstatistiken. Demzufolge erschien das Fahrrad nicht nur ein

r8a Dortmunder Bergbau -AG. Hansa Bergbau- AG. und Erin-Bergbau-AG. April (Hrsg.): Werks-

Nachrichten. Jahrgang 16. 1966, Heft4. In: montan.dok BBA' 47/178,, S. 1 18.

'8s Dortmunder Bergbau -AG. Hansa Bergbau- AG. und Erin-Bergbau-AG. April (Hrsg.): Werks-

Nachrichten. Jahrgang 15. 1965, HeftS. In: montan.dok BBA, S. 118
186 Dortmunder Bergbau -AG. Hansa Bergbau- AG. und Erin-Bergbau-AG. April (Hrsg.): Werks-

Nachrichten. Jahrgang 16. 1966, Heft4. In: montan.dok BBA47ll78, . S. 118.

'87 Dortmunder Bergbau -AG. Hansa Bergbau- AG. und Erin-Bergbau-AG. April (Hrsg.): Werks-

Nachrichten. Jahrgang 17.1967, Heft4. In: montan.dok B.BA47/178, ' S. 118.
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Verkehrsmittel armer Leute - derjenigen, die es nicht geschafft hatten -, sondern

auch stets ein Sicherheitsrisiko fi.ir Leib und Wohl. Zudem ist zu erkennen, dass

sowohl hier als auch in allen betrachteten Schriften der Aspekt der

Verkehrssicherheit primär als einer Konditionierung der Fahrradfahrer verstanden

wurde. ohne dass auf den Aspekt sichere Verkehrswege durch die Errichtung von

Radwegen eingegangen würde. Der Ausbau von Radwegen erschien wenigen

wichtig in einer Gesellschaft, die mehrheitlich und nahent übereinstimmend naeh

dem Automobil strebte. Es konnte im Rahmen dieser Untersuchung keine

lnitiative von Bürgern gefunden werden, die sich in diesem Zeitram für den

Ausbau von Radwegen stark gemacht hatte. Auch in der Presse wurde dieses

Thema nicht diskutiert. Getrieben vom Wirtschaftswunder der 50er Jahre lautete

die Parole ,,Wohlstand für Alle" - und zwat mil dem Automobil. Wie im

gleichnamigen Buch von Ludwig Erhard (1957) beschrieben erschien dieser durch

eine freie Wirtschaft und den dadurch entstehenden Wettbewerb auch für alle

möglich. Den ärmeren Schichten der Bevö|kerung machte Erhard Mut:

,,In Amerika waren es gewiss auch nicht die Allerärmsten, die zuerst Autos gefahren haben; es

waren andere Schichten. Wir erleben es aber doch immer wieder, das der Luxus von heute,

morgen schon zum breitgeschichteten Bedarf wird und übermorgen allgemeines Verbrauchsgut

ist."l88

Es entstand somit das Bewusstsein, dass der Wohlstand und mit ihm das

Automobil unweigerlich flir jeden kommen würde. Aus diesem Bewusstsein

entwickelte sich der politische und gesellschaftliche Wille, die Straßen diesem

zukünftigen Zustand anzupassen.

Besonders im Ruhrgebiet müssen diese Worte und Hoffnungen großen Anklang

gefunden haben. Denn angesichts seines dynamischen Wachstums und seiner

hoch verdichteten Städtelandschaft wurde,das Ruhrgebiet im Selbstbild häufig mit

markigen Begriffen wie ,,Megapolis'!, ,,Ballungszsn'trum" oder ,,Häusermeer"

betitelt. Innerdeutsch wurde es als ,,IJnstadt", ,,austauschbar" oder ,,konturlos"

bezeichnet.rse Zrr.dem'setzte sich die abschätzige. Vorstellung vorn ,,Kohlenpottl'

durch, in dem zu wohnen und nt arbeiten eine Strafe war, dessen Menschen unter

dem ständigen Druck der rauchgeschwärzten schweren Luft in rußgeschwärzten

Häusern und engen Städten wie in einem Ghettho dahinlebten, ja sogar von einem

r88 ERHARD, Ludwig: Wohlstand für alle. Bearbeitet von Wolfram Langer, Bonn 1964, S. 73.
r8e MITTAG, Jürgen / WÖLK, Ingrid (Hrsg.): Bochum und das Ruhrgebiet, Großstadtbildung im
. 20. Jahrhundert. Eine Veröffentlichung des Instituts frir soziale Bewegungen und des

Stadtarchives Bochum, Essen 2005, S. 9.
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Tummelplatz von Asozialen war die Rede.le0 Doch zugleich empfanden sich die

Menschen im Ruhrgebiet als Motoren des Wirtschaftswunders, die durch ihre

harte Arbeit und Aufopferung Deutschland wieder auf die Beine halfen und das

Wirtschaftswunder erst ermöglichten.tet In dieser konträren Wahmehmung

kombiniert mit der Symbolträchtigkeit des Automobils liegt wahrscheinlich ein

wesentlicher Grund dafür, dass verstärkt in den ,,Arbeiterstädten" der Wunsch

nach einem eigenen Automobil stieg. Bereits am Beispiel der Zählung der

Wohnungsgesellschaften wurde deutlich, dass beabsichtigt war hervorzuheben,

dass eine erhöhte 7,ahl von Arbeitern ein Auto besaß und demzufolge der

--Wdhtstand wuchs. Die Tatsache, dass zahlreiche Arbeiter zwar über ein

Motorfahrzeug verfügten, dieses aber nicht für den Weg zur Arbeit nutzten, deutet

an, dass der Besitz eines Pkw wichtiger war als seine tägliche Nutzung. Somit

stellte das Motorfahrzeug und als Krönung das Automobil in hohem Maße ein

Prestigeobjekt dar. In einem Artikel, der 1962 die Frage untersucht, wie ,,hoch die

Motorisierung" in werde, wird dieser Sachverhalt indirekt deutlich. Dort wird

ausgeführt, bei der Gegenüberstellung der Entwicklung des Pkw-Bestandes in den

größten Stadten des Landes Nordrhein-Westfalen werde deutlich, dass von 1957

bis tg62 gerade die Städte ,,aufho1ten", die aufgrund ihrer Struktur als

,,Arbeiterstädte" gelten. Danach lag Essen mit über 70.000 Pkw 1957 genau wie

1962 an dritter Stelle hinter Köln und Düsseldorf, gefolgt von Dortmund,

Duisburg und Wuppertal. Oberhausen nahm unter 23 nordrhein-westfülischen

Städten 1962 mit 23.000 Pkw die 10. Stelle ein (1957 rangierte es erst an 16-

Stelle) und Mülheim (Ruhr) mit über 20.000 Pkw die 14. Stelle (1957 17.

Position). Beim Vergleich der prozentualen Zuwachsraten über den Zeitraum det

betreffenden fünf Jahre lag Oberhausen mit 184,3yo Zuwachs sogar an 2. Stelle

"o NEULOH, Otto: Sozialpolitische Probleme des Ruhrgebietes In: BLÜCHER, Franz (Hrsg.):

Ordnung und Planung im Ruhr-Raum. Tatsachen und Aufgaben, Dortmund 1951, S. 107-116,

S. 107t
le' Gooh ftihrt in diesem Zusammenhang aus, dass die gewissermaßen erzwungene

Wiederherstellung der montanindustriellen Stnrkturen im Ruhrgebiet als ,,Wiederaufbauopfer"

empfunden uurdä und wird. Diese Opferwahmehmung wurde,zu einem Element regionalen

Selbstverständnisses und zentral für die Selbstdeutung der regionalen Entwicklung im

Ruhrgebiet, Die Etablierung und Verfestigung dieser Rolle entstand zum einen durch die

Tatsaihe, dass ein Großteil äer Menschen im Ruhrgebiet jemanden in der Familie hatte oder

kannte, der im Bergbau oder der Montanindustrie tätig war und somit persönliche

Verbindungen dieses Denken verankerten. Zum anderen wurde in den Nachkriegsjahren immer

wieder die Rolle der Montanindustrie beim Wiederaufbauprozess hervorgehoben, wodurch

sich dieses Bild auch in der regionalen politischen Kultur des Ruhrgebietes wiederfand. Siehe:

GOCH, Stefan: Die Selbstwahrnehmung des Ruhrgebiets in der Nachkriegszeit. In:

TENFELDE, Klaus (Hrsg.): Raunrbildung als mentaler Prozess: Schwerindustrielle

Ballungsregionen im Vergleich (Mitteilungsblatt des Instituts ftir soziale Bewegungen. Heft

39),Bochum2008, S.2l-49,5.29ff. 
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hinter Wanne-Eickel, gefolgt von Mülheim (Ruhr) mit 169,9oÄ und Essen erst an

9. Stelle. Auch bei der Gegenüberstellung der Zttwachsraten hinsichtlich der Pkw-

Dichte bezogen auf die Einwohnerzahl waren es die Arbeiterstädte, die vorne

lagen. So nahm Oberhausen die 2. Stelle, Mülheim (Ruhr) die 4. Position ein und

Essen rangiert auf dem 8.Platz.te2

Dieser Sachverhalt ist natürlich nicht allein durch den Prestigeeffekt des Autos zu

erklären, sondern hängt auch mit dem steigenden Einkommen der Bevölkerung

zusammen. Trotz Bergbaukrisele3 stieg dieses kontinuierlich an und ermöglichte

den Menschen gleichsam, mehr Geld zu Verkehrszwecken auszugeben.

Abb. l4z Durchschnittliche monatliche Einnahmen und Verkehrsausgaben von
Arbeitnehmern in NRW 1950-1956

Siehe: IT.NRW - Statistisches Landesamt Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): Beiträge zur Statistik des
Landes Nordrhein-Westfalen. Heft 199. Einkommen und Verbrauch in nordrhein-westfülischen
Haushaltungen 1950-1964. Ergebnisse der Statistik von Wirtschaftsrechnungen, Düsseldorf 1965,
s. 3ff.

THÜS, B.: Wie hoch wird die Motorisierungswelle? In: Der Industrie und Handelskammer ftir
die Stadtkreise Essen, Mülheim (Ruhr) und Oberhausen. Zu Essen, 16. Jahrgang (1962), Nr.
24,5.637-638, S. 638.
Auf die Bergbaukrise wird im Rahmen dieser Arbeit nicht weiter eigegangen, da nicht

nachzuweisen war, dass diese einen nennenswerten Einfluss auf die Nutzung des Fahrrades
hatte. Allerdings bleibt auszufiihren dass womöglich eine städtespezifische Betrachtung ein
anderes Ergebnis liefern würde. So könnte in Städten, die verstärk unter der Krise litten, die
erhöhte Arbeitslosigkeit zu einer stärkeren Nutzung des Fahrrades geflihrt haben oder die
Verlagerung der Arbeitnehmer in einkommensstarke Berußzweige zu einer verstärkten
Motorisierung geführt haben. Dieser Aspekt bedürfte jedoch einer tiefergehenden
Untersuchung.
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Eine Aufgliederung der Verkehrsausgaben zeigt ztdem, dass von 1952-1956 der

Großteil ftir die Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel verwendet wurde und

seit 1957 allmählich die Ausgaben für ,,Fahrrad, Motorrad und Auto" stiegen, bis

sie ab 1960 die der öffentlichen Verkehrsmittel weit überragten. Da die Ausgaben

für die Nutzung des Fahrrades relativ gering sind, ist davon auszugehen, dass die

Mehraufwendungen im Bereich des motorisierten Verkehrs erfolgt sind. Somit

spiegelt sich an diesen Grafiken der oben beschriebene Sachverhalt wider. Zudem

kann auch anhand dieser Zahlen abgeleitet werden, dass erst mit Beginn der 60er

Jahre von einer rasanten Motorisierung gesprochen werden kann.

Abb. 15: Verkehrsausgaben von Arbeitnehmern in NRW 1952-1964 nach
Verwendungszweck

lnteressant an dieser Grafik ist, dass im Jahr 1957 die Verkehrsausgaben des

motorisierten Verkehrs sprunghaft anstiegen, obwohl der Einkommenszuwachs

relativ konstant stieg. Dies könnte mit einer Tatsache zusammenhängen, die in der

Literatur bisher kaum Beachtung gefunden hat: Am 23.12.1955 trat eine neue

Einkommensteuer-Durchflihrungsverordnung (EStDV 1955) in Kraft, die in,,§ 26

Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte" inParagraph 2

aufführte.

t22o 
--;--^13,84

r8 10,11 '-;- l,a a ^^ 1,67

t952 1953 1954 1955 1956 1957

r Öffentli che Verkelusmiuel

1958 1959 1960 1961 1962 1963 1964

:Fahnad, Motorra4 Auto

Siehe: IT.NRW: Einkommen und Verbrauch 1950-1964, S. 3ff.
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,,Zur Abgeltung des Abzugs der Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und

Arbeitsstätte werden jeden Arbeitstag, an dem der Steuerpflichtige ftir diese Fahrten ein eignes

Kraftfahrzeug benutit, die folgenden Pauschbeträge für jeden Kilometer zwischen Wohnung

und Arbeitsstätte festgesetzt:
1. Bei Benutzung eines Kraftwagens 0,50 DM
2. Bei Benutzung eines Motorrades oder Motorollers 0?2 DM
3. Bei Benutzun[ eine Fahrrades mit Motor 0,12 p14'c<rea

Demzufolge stiegen zwar die Verkehrsausgaben. Durch die Möglichkeit, diese

steuerlich geltend zu machen, wurde jedoch die tatsächliche Belastung der

Haushalte durch die Nutzung eines Kraftfahrzeuges weitaus geringer. So kann es

sein, dass der Arbeiter, der bei der Zählung der Wohnungsgesellschaften zwar

über ein Auto verfügte, dieses aber womöglich aus Kostengründen nicht fur den

täglichen Weg zur Arbeit nutzte, nun einen staatlichen Anteiz bekam dieses zu

tun. Dieser Sachverhalt würde den oben aufgeflihrten Umbruch dieser Jahre

erklären.

Zusammenfassend war die Symbolkraft des Autos und das Negativimage des

Fahrrades zwar eifi wesentlicher Faktor, der die Motorisierung vorantrieb und

damit den Radverkehr in der öffentlichen Wahrnehmung zurückdrängte, doch

wurde die Erlangung des erwänschten Prestigeobjekts durch steigende Löhne und

vor allem auch durch die staatliche Untersttitzung der Kraftfahrzeugnutzung

gefürdert. Das Zitat von Ludwig Erhard zeigS jedoch, dass in diesem

Zusammenhang ein weiterer Aspekt eine Rolle spielte: Die Orientierung am

Vorbild der Vereinigten Staaten von Amerika.

3.5.2 Das Vorbild USA

Dass, wie Horn es beschreibt, Deutsche Städte- und Verkehrsplaner am Beispiel

der USA die Zukunft des Verkehrswesens sahen und ftirmlich in die USA

pilgerten, ,,um die Zukunft einmal selber in Augenschein zu nehmen"les, ist

primär dem im vorherigen Kapitel ausführlich beschriebenen Fortschritts- und

Wohlstandstreben geschuldet. Wie erwähnt f,rngierte die USA nach dem Zweiten

Weltkrieg. als eine ,Art kapitalistisches Vorbild und stand sinnbildlich für bessere

Tage und den erhofften Wohlstand.le6 Die stetige Bezugnahme auf die USA

macht deutlich, dass die Verkehrsplanung gleichwie Öffentlichkeit und Politik

'eo Einkommensteuer-Durchftihrungsverordnung (EStDV 1955). Nr. 46. 23.12-1955, S' 756' In:

Bundesministerium für Justiz (Hrsg.): Bundesgesetzblatt Online'

http://www.bgbl.de/)tuver/text.xav?bk:Bundesanzeiger-BGBl&starF%2F%2F*l%4}attr_idoÄ
3D%27 b gblr6 1 i 1 I O9.pdflÄ 27 l&w rr &skin=WC ( 1 0. 06. 20 I 2)

re5 HORN, Burkhard: Der Motor diktiert, S. 12.

"u SACHS, Wolfgang: Die Liebe zum Automobil, S. 72ff.
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wie selbstverständlich davon ausgingen, dass früher oder später in Deutschland

ein ähnlicher Grad der Automobilisierung vorhanden sein würde wie in der USA,

woraus wiederum die Annahme resultierte, der Städtebau hätte sich unweigerlich

hierauf einzustellerr.'e' So ist beispielsweise in einem Artikel vom Beigeordneten

der Stadt Neuss Harry AlTrs, der den Titel ,,Der Straßenverkehr in den Städten"

(1954) träg!, zu lesen:

,,Verursacht wurden all unsere Sorgen durch den Siegeszug des Automobils seit der

Jahrhundertwende. In den Vereinigten Staaten gab es Anfang 1952 auf 3 Einwohner, in
Großbritannien auf 12 Einwohner und in Deutschland auf 20 Einwohner ein Kraftfahrzeug.
Diese Zahlen zeigen, daß die Entwicklung noch nicht beendet ist, sondem daß auch wir in
Europa und insbesondere in der Bundesrepublik mit einer weiteren Verdichtung des Verkehrs

rechnen müssen."l98

Und auch Thüs zieht aus der Tatsache, dass die Bundesrepublik 1962 erst den

Stand der USA vol 1923 erreicht hat, unweigerlich den Schluss, dass in den

nächsten 20-30 Jahren sich der Bestand an PKWs vervierfachen würde.l" W..

und wie dafür gesorgt hat, dass diese Vorstellung in der Bundesrepublik stets

lebendig blieb, wird im Folgenden betrachtet.

3.5.3 Autolobby

Die bisherigen Ausftihrungen haben gezeigl, dass nicht allein die wachsende Zahl

der Autos den Ausbau des Straßennetzes verursachte, sondern der allgemeine

Zeitgeist dahinging, die strukturellen Veränderungen, derer es zu einem

uneingeschränkten Siegeszug des Autos bedurfte, willentlich voranzutreiben.

Burkhard Horn geht sogar so weit zu behaupten, dass weder die Bundesrepublik

noch alle anderen hochindustrialisierten Länder ,,auf das Auto angewiesen"

waren. Neben den bereits ausgeführten Aspekten sieht er als den zerLftalen Punkt

den Umstand, dass sich im Laufe der Jahre eine starke Lobby gebildet hatte, die

die Förderung der Automobilisierung bzw. die Schaffung von entsprechenden

Infrastr.ukturen entsoheidend unterstützte; und dies zu einem Zeitpunkt, als von

einer Massenmotorisierung de facto noch nicht Rede sein konnte. Durch eine

stetige Ausweitung ihres Einfllrssbereiches gelang es dieser Lobby nach dem

Zweiten Weltkrieg, die Automobilbranche und die ihr zugeordneten Wirtschafts-

zweige zum wichtigsten industriellen Sektor zu entwickelten.20O

re7 HORN, Burkhard:.Der Motor diktiert, S. 12.
re8 ARNS, Harry: Der Straßenverkehr in den Städten. In: BANDT, [Leo] (Hrsg.): Probleme des

modernen Straßenverkehrs (Verkehrswissenschaftliche Veröfflentlichungen. Heft 26),

Düsseldorf 1952, S. 20-33,5.20.
ree THÜS, B.: Wie hoch wird die Motorisierungswelle?, S. 637.

'oo WOLF, Winfried: Eisenbahn und Autowahn, S. 190. 
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Bereits 1922 schlossen sich die Straßenbauverwaltungen der einzelnen Länder

bzw. Provinzen zum ,,Deutschen Straßenverband" zusammen. 1924 wurde die

,,studiengesellschaft fi.ir Automobilstraßenbau" (STUFA) gegründet, die sich

schnell zur wichtigsten (Lobby-) Organisation der Verfechter von Motorisierung

und Straßenbau entwickelte.2ol Die STUFA legte einen Schwerpunkt ihrer Arbeit

auf die Entwicklung von Richtlinien für autogerechte Stadtstraßen.202 In § 2 ihrer

Satzung ist die Zielrichtung ihrer Arbeit klar definiert:

,,Zweck der Studiengesellschaft für Automobilstraßenbau ist, alle Kräfte, die wissenschaftlich,
technisch und wirtschaftlich am Automobilstraßenwesen interessiert sind, zu einheitlicher
Forschungsarbeit auf dem Gebiet des Automobilstraßenbaus zusammenfassen und die
praktische Anlage und Ausführung solcher Straßen zu fiirdern."2o3

Die Bedeutung der STUFA ist bereits an ihrer Gründungsversammlung zrl

erkennen, bei der alle wichtigen Vertreter von Industrie und Staat vertreten waren.

In der Jubiläumsschrift von 1974 ist zu lesen:

,,So stellte sich denn die Gründungsversammlung vom 21. Oktober 1924 in Berlin als eine im
besten Sinne des Wortes gemischte Gesellschaft dar. Es gab so gut wie keinen Verband, keine
Institution, keine öffentliche Stelle, kein Wirtschaftsbereich, die oder der in Verbindung mit
der Straße zu bringen und nicht bei dieser Gründungsversammlung vertreten war. Die
Anwesenheitsliste verzeichnete Abgeordnete hoher und höchster Behörden, die Vertreter der

Hochschulen, der Materialprüfungsanstalten, der Städte, Provinzen, Kreise und Gemeinden,

Vertreter von Industrie und Gewerbe, des Reichswirtschaftsministeriums, des

Reichsfinanzministeriums, des Reichspostministeriums, des Reichswirtschaftsministeriums,
des Reichsfinanzministeriums, des Regierungspräsidenten ztf Magdeburg, des

Stadtministerir.rms zu Braunschweig, des Deutschen Verbandes frir die Materialprüfungen der

Technih des Vereins Deutscher Ingenieure, des Normannenausschusses der Technik, der
Deutschen Gesellschaft für Bauingenieurswesen, des Deutschen Ausschusses für Eisenbeton,

der Preußischen Landesanstalt für Wasser-, Boden- und Lufthygiene, um nur die wichtigsten
zu nennen."2o4

Der direkte Einfluss dieser Gründung auf die Verkehrsplaner und Ingenieure lässt

sich anhand der Fachzeitschrift ,,Verkehrstechnik" ablesen. Bis 1924 befasste sie

sich fast ausschließlich mit den Problemen dsr öffentlichen Verkehrssysteme,

wandte sich dann aber geradezu schlagartig den Fragen des Autoverkehrs und

seiner Wege zu. Dabei war die Motorisierung zu diesem Zeitpunkt noch sehr

gering".2o5

'0' HORN, Burkhard: Der Motor diktiert, S. 13. An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass die
Autolobby sich nicht nur aufdie STUFA bezog, sondem dass andere Interessenverbände wie
der ADAC oder auch Unternehmen wie Shell eine Propagiemng zlrgunsten des Autoverkehrs
vedolgten. In Anbetraeht des enormen Umfangs der Zeugnisse dieser'Lobbyarbeit ist es nicht
möglich, sämtliche Aspekte in dieser Arbeit zu diskutieren. Die Fokussierung auf die STUFA
erfolgt, aufgrund der Tatsache, dass sie als wissenschaftliche Vereinigung, verbunden mit dem
Umstand, dass zahlreiche Vertreter aus Wissenschaft und Forschung in ihr vertreten waren,

maßgeblichen Einfluss auf die Verkehrsplanung genommen hat und eben in der
autoorientierten Verkehrsplanung ein Grund ftir die Verdrängung des Fahrrades zu sehen ist.

'o' HORN, Burkhard: Der Motor diktiert, S. 17.

'o' BÖHM, Ehrrfried et a1.: 50 Jahre Forschungsgesellschaft für das Straßenwesen 1924-1974,
Bielefeld 1974,5.20.

204 BÖHM, Ehrtfried et a1.: 50 Jahre Forschungsgesellschaft für das Straßenwesen, S. 19.

'ot HORN, Burkhard: Der Motor diktiert, S. 17. 
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Auch nach dem Zweiten Weltkrieg verlor die STUFA nicht an Bedeutung. Sie

wurde zwar alrt 10.10.1945 vom Alliierten Kontrollrat aufgelöst, doch bereits im

Herbst 1946 stellten ehemalige Mitglieder bei der englischen Besatzungs-

verwaltung einen Gründungsantrag, so dass bereits am 13.05.1947 23 Vertreter

von Bauwirtschaft, Baustoffindustrie, Wissenschaft, Städtetag, Siedlungsverband

Ruhrkohlenbezirk und Straßenbauverwaltung zür erneuten Gründungs-

versarnmlung in Bielefeld trafen.206 Der § 2 über die Forschungsgesellschaft

wurde abgeändert und rückte nun den wissenschaftliehen Anspruch in den

Vordergrund:

,,Der Verein dient der wissenschaftlichen und technischen Forschung im Straßenwesen. Er

vermittelt die Erkenntnis der Forschung den Straßenbauern und bereitet regelmäßig

Ausstellungen über den Stand der Entwicklung von Straßenbauverfahren und Maschinen vor.

Der Verein hat keine erwerbsmäßige, sondem n=ur gemeinnützige Interess er^."207

Die Forschungsgesellschaft gewann schnell wieder an Einfluss und Ansehen und

erlangte ihre vorherige Bedeutung für den Ausbau der Straßensystems wieder. So

war beispielsweise 1950 der Bundesverkehrsminister regelmäßiger Gast bei den

Hauptversammlungen. Die Richtlinienarbeit wurde wieder aufgenommen und

beim Wiederaufbau der Stadtstraßen nahm die STUFA eine zentrale Rolle ein.208

Erster Leiter der Arbeitsgruppe ,,Planung, Straßengestaltung und Verkehr" war

der Braunschweiger Baudirektor Döscher, der 1953 vom Essener Stadtbaudirektor

Oehm abgelöst wurde.2oe Durch die geschickte Anderung der Satzung, in der nun

der wissenschaftliche Charakter hervorgehoben wurde, und die Tatsache, dass

viele Vertreter der Politik und Forschung zu ihren Mitgliedern zählten, gelang es

der STUFA, maßgeblich Einfluss auf die Verkehrsplanung und -politik zu

nehmen.

HORN, Burkhard:.Der Motor diktiert, S. 41.
BÖHM, Ehrtfried et al.: 50 Jahre Forschungsgesellschaft für das Straßenwesen, S. 27 .

HORN, Bwkhard:.Der Motor diktiert, S. 41.
Ebd.
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3.6 Die Verkehrspolitik

Urn ein Gespür für die Denkweise der Vertreter der STUFA zu bekommen, soll

im Folgenden zunächst auf einen Artikel des oben aufgeflihrten Stadtbaudirektors

Oehm eingegangen werden, um im Anschluss einen Blick auf die gesamte

Verkehrsplanung zu eröffnen. Oehm beginnt seinen Artikel aus dem Jahr 1954

mit folgendem Hinweis:

,,Bei der nicht mehr zu übersehenden Bedeutung und Priorität des Straßenverkehrs für die

Stadtentwicklung ist es eine unverantwortliche Mißachtung der Notwendigkeiten des Tages

und noch mehr der BedüLrfnisse der auf uns Folgenden Generationen, wenn sich die

Raumgestaltung nicht den Verkehrsbedürfirissen anpaßt bzw. dieser-^Forderung notfalls

unterordnet. Und das ganz einfach deshalb, weil sie 
"t 

täh, oft tun kann."2ro

Oehm hebt hervor, dass heute mehr denn je die Straßen die maßgeblichen

Wirtschaftsträger nicht nur in den Ländern, sondern in noch viel größerem und

speziellerem Maße in den Städten sind. Ihre Leistungsfiihigkeit ist dadurch

mitentscheidend für den Lebensstandard der Menschen und den Wohlstand der

Nation. Er verbindet somit den Zeitgeist, der sich im Wunsch nach Wohlstand

zusammenfassen lässt, mit der Notwendigkeit des Straßenausbaus. Im

Umkehrschluss bedeutet dies: Ohne einen Ausbau des Straßenwesens könnte der

Wohlstand des deutschen Volkes nicht steigen, wodurch der Straßen- und

Raumplanung eine sehr große Bedeutung beigemessen wird. Dieses Verständnis

deckt sich mit weiteren Schriften.2l' So führt Jürgen Rollol der sich mit den

"o OEHM, E.: Planung und Bau moderner Stadtstraßen. In: Strasse und Autobahn. Jahrgang 5.

Heft 2. 1954, S. 3 1-36, S. 32.
21' Als Beispiel ftir eine derartige Interpretation sind zu n€nnen: ARBEITSAUSSCHUSS

KRAFTVERKEHRSWIRTSCHAFT (Hrsg.) Der Verkehrswegeplan: Ein Vorschlag des

Arbeitsausschusses Kraftverkehrswirtschaft, Frankfurt am Main/Bonn 1954.; BINDER,

Gottfried (Iksg.): Raumordnung und Wirtschaftspolitik. Referate und Diskussionsbeiträge der

öffentlichen Vortrags- und Diskussionsveranstaltung zum gleichen Thema am 8. Mai 1957 im

Gürzenich zu Köln (Schriften des Deutschen Verbandes für Wohnungswesen, Städtebau und

Raumplanung. Heft 27), Köln 1957; ALBRECHT, Jürgen: Beziehungen zwischen

Straßenverkehr und Wirtschaftsstruktur. Teil I (Forschungsberichte des Landes Nordrhein-

Westfalen. Heft 1125), Köln und Opladen 1963; ALBRECHT, Jürgen: Beziehungen zwischen

Straßenverkehr und Wirtschaftsstmktur. Teil II (Forschungsberichte des Landes Nordrhein-

Westfalen. Heft 1126), Köln und Opladen 1964; DIHT - Deutscher Industrie- und Handelstag

(Hrsg.): Stadtverkehr. Pulsschlag der Wirtschaft. Ergebnisse einer Untersuchung des DIHT

ionr Schriftenreihe. Heft 84), Bonn 1963 ARNoLD, B[runo]: Ökonomische

Verkehrsforschung und Verkehrspolitik in der Bundesrepublik Deutschland aus Sicht des

Bundesverkehrsministeriums (Schriftenreihe der Deutschen Verkehrswissenschaften

Gesellschaft e.V. Reihe D), Kö1n 1969. Diese Berichte wurden ausgewählt, um zu zeigen, dass

die Verflechtung zwischen Raumordnung.und Wirtschaftspolitik von der Mitte der 50er bis

zum Ende der 60er Jahre ein weit verbreitetes Thema war. Vor allem beim ersten aufgeführten

Werk ist zu erkeruren, dass eine klare Propagierung zugunsten des motorisierten Verkehrs zu

erkennen ist, die aus der im vorherigen Kapitel resultierenden Lobbyarbeit entstand. So waren

im Arbeitsausschuss Kraftverkehrswirtschaft u.a. der ADAC, der AvD oder VDA vertreten.

Das oben aufgeführter Sachverhalt auch der Verkehrspolitik der Bundesrepublik Deutschland

entsprach, ist zudem nachzulesen in: Bundesminister fiir Verkehr (Hrsg.): Die Verkehrspolitik
l5



Aufgaben der Bundesraumordnung beschäftigt, an, die Aufgabe derselben sei die

Koordinierung der Planungen der Bundesressorts und die Abstimmung der

Bundesplanung mit den regionalen Vorhaben der Länder. Zudem müsse sie die

Entwicklung einer raumpolitischen Konzeption und die Ausarbeitung eines

Entwicklungsprogrammes ermöglichen, wobei das oberste Ziel dieses

Entwicklungsprogramms sein müsse,

,,durch Ausschöpfung aller räumlichen Voraussetzungen und Gegebenheiten eine Steigerung

des wirtschaftlichen Leistungsvermögens, also eine Erhöhung der Produktivität, eine möglichst

große Krisenfestigkeit, bessere und ges]cherte Existenzmöglichkeiten und damit eine Hebung

äes Lebensstandards herbeizuführ erf'.212

Oehm beschreibt gar, dass die Nichtbeachtung der Priorität des Straßenverkehrs

bei der ständigen Ausweitung des individuellen Kfz-Verkehrs zu Erscheinungen

wie der restlosen Verstopfung der Innenstädte, dem Rückgang der Geschäfts-

umsätze, dem Fallen der Grundstückswerte, der Aussiedlung der Geschäfte auf

die Randgebiete mit allen für die Stadte oft schwerwiegenden Konsequenzen

flihre.2l3 Hervorzuheben ist, dass es sich hierbei um einen Artikel aus dem Jahr

1954 handelt. Dies ist insofern von Bedeutung, als die hier von Oehm

aufgeführten Probleme noch nicht in der breiten Öffentlichkeit diskutiert wurden

und zu diesem Zeitpunkt noch nicht von einer Massenmotorisierung gesprochen

werden kann. Die Probleme, die durch eine steigende Motorisierung entstehen

können, waren also bereits bekannt, bevor sie in Deutschland tatsächlich auftraten

bzr,v. als öffentliches Problem wahrgenommen und diskutiert wurden. Dies zeigt

auch ein Beitrag der verkehrswissenschaftlichen Veröffentlichungen aus dem Jahr

1952, in denen bereits auf zahlreiche Probleme eigegangen wird, die intensiv erst

knapp zehn Jahre später diskutiert werden. Es wird von der Belästigung der

Bevölkerung durch Lärm und Auspuff,gase gesprochen, von damit einher-

gehenden gesundheitlichen und psychologischen Schäden, von steigenden

Unfallhäufigkeiten2la und zuktinftig wachsender Verstopfung der Straßen,

hervorgerufen auch durch eine sich verstärkende Parkraumnot2ls Allerdings ist

die Konsequ enz, die aus diesen zu erwartenden Problemen gezogen wird, nicht

in der Bundesrepublik Deutschland 1949-1965. Ein Bericht des Bundesministers flir Verkehr

(Schriftenreihe des Bundesministers für Verkehr. Band29), Hbf 1965.

"' ROLOFF, Jtirgen: Aufgaben der Bundesraumordnung (Schriften des Deutschen Verbandes fliLr

Wohnungswesen, Städtebau und Raumplanung), Köln 1957, S. 16.
213 OEHM, E.: Planung und Bau modemer Stadtstraßen, S. 32.

'14 BERKENKOPF, Paul: Die Stellung des Straßenverkehrs in der modernen Verkehrswirtschaft.

In: BANDT, [Leo] (]Irsg.): Probleme des modernen Straßenverkehrs (Verkehrswissen-

schaftliche Veröffentlichungen. Heft 26), Düsseldorf 1952, S. 11-19, S. 13.

'15 SILL, Otto: Die Parl«aumnot und ihre Auswirkungen. In: BANDT, [Leo] (Hrsg.): Probleme

des modernen Straßenverkehrs (Verkehrswissenschaftliche Veröffentlichungen. Heft 26),

Düsseldorflgs2, S.93-114, S.93. 
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eine Regulierung der zü erwaftenden Massenmotorisierung, Sondern die

Forderung nach hohen Investitionen zür Ausbesserung der vorhandenen Straßen

sowie dem Bau neuer Straßen216 und Parkmöglichkeiten"'. Di" allgemeine

Überzeugung, dass durch diesen Ausbau den zu erwartenden Problemen

entgegengewirkt werden kann, drückte sich darin aus, dass in der Folge sowohl

vom Bund als auch von den Ländern Milliardenbeträge in den Ausbau des

Straßenwesens investiert wurden. Hervorgerufen wurde die Überzeugung durch

die Verwissenschaftlichung der Verkehrsplanung, die auch in dem aufgeführten

Artikel von Oehm deutlich wird.2l8 So schildert Oehm, dass durch mathematische

Methoden und daran anschließende Verkehrsdiagnosen für die verschiedenen

Straßenverkehrsmittel ein Verkehrswert ermittelt werden könne, der sich aus den

drei Komponenten ,,Sicherheit, Leistungsf?ihigkeit und Wirtschaftlichkeit"

zusammensetzt. Zu tiefst überzeugt flihrt er aus, dass durch die mit

,,schöpferische[r] Kraft, [. . . ] mit technisch-wissenschaftlicher Vorbildung und mit

Auto-, Verkehrs- und Bauverstand begabtfen] [Verkehrsingenieure], unter

Beachtung der angegebenen drei Komponenten, die optimale Verkehrslösung"

erarbeitet werden.2le Hervorzuheben ist, dass Oehm explizit darauf hinweist, dass

ein rein theoretischer Blick verhindert werden soll, indem er fordert, dass jeder

Verkehrsingenieur und Straßenbauer zumindest einen Lkw und Pkw fahren

können muss, damit der Ingenieur die Sorgen des Kfz-Fahrers am eigenen Leib

kennen und wärdigen lernte. Oehm fordert jedoch zugleich, dass den Ingenieuren

das Rad- und Motorradfahren selbstverständlich sein sollte und sie auch den

Verkehr als Fahrer eines Straßenbahnzuges studiert haben so11en.220 Werden die

Investitionsbeträge betrachtet, so wird jedoch der Vorrang der Pkw- und Lkw-

Nutzung sehr deutlich. So wurde in den sechziger und siebziger Jahre das

Straßennetz um jeweils rund 50.000 Kilometer verlängert, wobei die größte

Steigerung bei den Autobahnen stattfand. Ihre Netzlänge wuchs in den sechziger

Jahren um 1.500 km und in den.siebziger Jahren gar um 3.000 km. Gleichzeitig

wurde das Schienennetzum insgesamt I2,5 Prozent, d.h. 4400km reduziert.z2r Bei

dem Blick auf die Genneinden zeigt sich ein ähnliches Bild, das Heiner Monheim

wie folgt zusammenfasst:

216 Bp.RKF.NKOPF, Paul: Die Stellung des Straßenverkehrs in der modernen Verkehrswirtschaft,

s. 13.

"' SILL, Otto: Die Parkraumnot und ihre Auswirkungen, S. 103.

"t OEHM, E.: PlanungundBau moderner.stadtstraßen, S. 33.
t" OEHM, E.: Planung und Bau moderner Stadtstraßen, S. 33.
,r, Ebd.
221 WOLF, Winfried: Eisenbahn und Autowahn, S. 164.
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,,Mit der rollenden Autolawine waren die Städte an alle Ecken und Enden überfordert. Die

Planung reagierte mit einer Welle des Straßenbaus und der Flächenvermehrung für das Auto'

Dafür mußten anders genutzte Flächen geopfert werden, denn in den Städten war die Fläche

immer schon ein knappes Gut. Das Netz der Stadtstraßen wurde immer länger und dichter.

83.000 Kilometer neue Gemeindestraßen wurden seit 1960 gebaut. Und die Straßen wurden

immer breiter. Der Anteil der Gemeindestraßen mit über sechs Metem Fahrbahnbreite wuchs

um 60 Prozent, der Anteil der Gemeindestraßen mit sieben bis zwölf Metern Fahrbahnbreite

um 41 Prozent. Die Zahl der Parkplätze und Parkhäuser in den Innenstädten nahm ebenfalls

schnell zu. In den 60er und 70er Jahren hatte die Erweiterung der Parkmöglichkeiten

Hochkonjunktur. Der größte Teil der kommunalen Investitionen wurde jetzt auf den Ausbau

der Straßen und Parkflächen konzentriert. Zl Beginn der Massenmotorisierung von 1955 bis

1959 investierten die Gemeinden in der Bundesrepubllk 6,47 Milliarden Mark ln den

Straßenbau. In den hektischen Boomjahren von 1975 bis 1979 waren es mit 34,44 Milliarden

Mark genau sechsmal soviel. Hinzu kommt noch der Ausbau der zahlreichen von Bund und

Ländem finanzierten Ortsdwchfahren, für die ebenfalls Milliardensummen ausgegeben

wurden. Die Bauinvestitionen fur den kommunalen öffentlichen Nahverkehr (ohne

Bundesbahn) betrugen dagegen in den Jahren von 1960 bis 1983 mit 20,68 Milliarden Mark

rur 9,7 Prozent der kommunalen Straßenbauinvestitionen. Das Mißverhältnis sagt alles über

die kommunalen Verkehrsprioritäten jener Jahre arts."222

Der Radverkehr hingegen wurde in der Verkehrsplanung der 50er bis 70er Jahre

weitestgehend ausgespart. Es wurde stets darauf verwiesen, dass es kaum

Radfahrer mehr gäbe. Ztdem galt das Fahrrad als kein ernstzunehmendes

Verkehrsmittel, sondern wurde auf seines Sport- und Freizeitrolle reduziert.

lnvestitionen in den Radwegebau waren die Ausnahme. Es wurden sogar aus den

Vorkriegsjahren und den 50er Jahren vorhandene Radwege 1egal sowie lllegal ztt

Parkstreifen zweckentfremdet. Der verbleibende Restbestand wurde dagegen

kaum gepflegt und unterhalten.223 Doch das Verdrängen der Radfahrer hatte noch

in anderen Fällen System. So wurde afi vielen Hauptverkehrsstraßen der

Fahrradverkehr verboten, Radständer wurden demontiert, die Kreuzungen wurden

n€unsten des Autoverkehrs ständig erweitert und umgebaut, wobei dem

Fahrradverkehr keine Fläche zugewiesen wurde.22a Der Fahrradverkehr wurde

zum Stiefkind der Verkehrsplanung. Die Überzeugung, dass eine wissenschaftlich

orientierte Verkehrspolitik den Bedrohungen der Motorisierung entgegenwirken

konnte, war unter den damaligen Straßenplanern ein ebenso verbreiteter Konsens

wie der gesellschaftliche Konsens, der die Motorisierung als eine notwendige

Folge,des Wohlstandes betrachtete. Aus diesem Grund konzentrierte sich die

Straßenplanung immer mehr auf eine autogerechte Dimensionierung und

Gestaltung der Fahrbahnen, die für dichten und schnellen Autoverkehr aus- und

angelegt wurden.225 Dass diese Überzeugung und das daraus abgeleitete Vorgehen

222

223

225

MONHEIM, Heiner / MONHEIM-DANDORFE& Rita: Straßen für alle. Analysen und

Konzepte zum Stadtverkehr der Zukunft, Hamburg 1990, S. 21'

MONHEIM, Heiner / MONHEIM-DANDORFER, Rita: Straßen für alle, S. 44.

Ebd.
MONEIM, Heiner: Stadtverkehr mit dem Fahrrad, S. 13.
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nicht unbedingt zweckdienlich war, legt eine Betrachtung der Folgen der

Motorisierung nahe.

3.7 Folgen der Motorisierung

In den 60er und zunehmend in den 70er Jahren zeigte sich, dass eben jener

Ztxtatd, der durch einen stetigen Ausbau des Straßennetzes verhindert werden

sollte, eingetreten war. Die Stadte waren verstopft, es gab zu wenige Park-

möglichkeiten, dem stetig wachsenden Flächenbedarf fielen Grünanlagen zum

Opfer, die Umfallhäufigkeit stieg und es entstand eine fortschreitende

Verschmutzung der Atemluft.22u Die Motorisierung wurde von einer Wohltat zur

Plage. Die ,,autogerechte Stadt"227 war gescheitefi.228

Da sich die Verkehrsprobleme zunehmend auf die Innenstädte konzentrierten,

führte dies zu einer Abwanderung der Mehrverdiener in die grünen Außenbezirke.

Dies frihrte allerdings wiederum dazu, dass das Straßennetz weiter ausgebaut

werden musste, um zu gewährleisten, dass die nun in den Randbezirken lebenden

Menschen zu ihren Arbeitsstätten in den Stadtkernen gelangten und somit die

Verkehrsprobleme zunehmend stiegen.22e Vor allem im Ruhrgebiet entstand nach

Angaben des SVR eine ,,Verkehrsnot besonderer fu1<c.230 Wie zuvor sah der SVR

die Lösung des Problems im Ausbau des öffentlichen Verkehrsnetzes. In der

226 voGEL, Hans-Joachim: Auto - Thesen. In: STROHM, Holger (Hrsg.): stadt- und

Verkehrsprobleme. Zur HABITAT-Konferenz der UNO. Rheine Politische Okologie.

Materialien zu Umwelt und Gesellschaft §r. 5). Hamburg 1976, S. l6-18, S. 16.

"' Der Begriff der,,autogerechten Stadt" leitet sich durch das gleichnamige Werk des Architekten

und Stadtplaners Hans Bernhard Reichows aus dem Jahr 1959 ab. Die Fahrradbefürworter

verwendeten diese Bezeichnung oft, um zu verdeutlichen, dass die Bestrebungen der

Verkehrsplanung zugunsten einer autoorientierten Planung gescheitert sind oder um

hervorzuheben, dass das Fahrrad aufgrund dieser Autoorientierung keine Berücksichtigung

gefunden hat. Da dieses Werk allerdings in keiner der untersuchten Quellen der 60er Jahre

Erwähnung findet und zudem zum Ende der 50er Jahre der autoorientierte Zeitgeist bereits

etabliert war, ist fragwürdig, inwiefern explizit dieses Werk die Planungsprozesse tatsächlich

beeinflusst hat und ob es nicht viehnehr ein .weiteres Beispiel für einen autoorientierten

Zeitgeist ist, wobei lediglich die versinnbildlichte Bezeichnung einer Epoche weite

Verbreitung gefunden hat.'Denn hervorzuheben ist, dass ,Reichsow ein eigenes Kapitel zur

Rolle der,,Fußgänger und Radfahrer in der autogerechten stadt" verfasste, in dem er explizit

auf deren Belange und die Notwendigkeit zur Errichtung von separierten.Rad- und Fußwegen,

vor aliem vor dem Hintergrund der Unfallprävention, hinweist. Demzufolge hätte eine

tatsächliche Umsetzung seiner Konzeption auch diesen Aspekt berücksichtigen müssen.

REICHOV/, Hans-Bemhard: Die autogerechte Stadt. Ein Weg aus dem Verkehrs-Chaos.

Ravensburg,1959, S. 33ff
"t DIHT - Deutscher Industrie. und Handelstag (Hrsg.): Stadwerkehr. Pulsschlag der Wirtschaft.

Ergebnisse einer Untersuchung des DIHT (DIHT Schriftenreihe. Heft 84) , Bonn 1963, S. 15.
22e THIMER, Erich: Die Zukunft des öffentlichen Nahverkehrs im Ruhrgebiet. Vortrag im Hause

des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk am 27.04.1966 (Schriften des Siedlungsverbandes

Ruhrkohlenbezirk 1), Essen 1966, S. 2.

"o SVR: Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk 1920-197 0, S. 64.
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Jubiläumsschrift heißt es, dass der SVR seine Intention durch die Ergebnisse einer

1958 gehaltenen Tagung in Znrich zum Thema ,,Ztkunft des Stadtverkehrs",

bestätigt sah. Bei dieser Tagung wurde festgehallten, dass bei einem Kfz-Bestand

von 200 Pkw je Einwohner der Punkt erreicht sei, an dem, um den Verkehr in

Fiuß zu halten, Maßnahmen ergriffen werden müssten, um zu erreichen, dass

mindestens zwei Drittel der Fahrgäste durch die öffentlichen Verkehrsmittel

befördert wi.irden. Da im Ruhrgebiet diese Schwelle längst erreicht wäre, folgerte

der SVR, der Ausbau des öffentlichen Nahverkeks wäre die einzig vernünftige

Lösung, blieb somit seinem Kurs treu.23l Allerdings hatten auch die

Verkehrsbetriebe mit der Motorisierufignt kämpfen. Zum einen entzog ihnen der

individuelle Verkehr Fahrgäste und gef?ihrdete somit ihre wirtschaftliche

Grundlage, zum anderen erschwerte der hohe individuelle Verkehr den

pünktlichen, schnellen und sicheren öffentlichen Nahverkehrstransport. Dies

wiederum führte zu einer weiteren Abwanderung der Fahrgäste und setzte somit

einen regelrechten ,,Teufelskreis" in Gang.232 Dies"r Zyklus hat nach dem

Regierungsbaumeister a. D. und Vorstandsmitglied der Essener Verkehrs-AG

Erich Thiemer zu einer Strukturkrise der öffentlichen Nahverkehrsbetriebe

geführt. Die Ursache dieses Problems sah Thiemer in dem Umstand, dass beim

Wiederaufbau die Verkehrsanlagen und die Verkehrsbedingungen der Zettren in

keinem Fall so geplant worden seien, wie es geboten gewesen wäre, nämlich die

Verkehrsarten zu ordnen in einen Personen-Massenverkehr, einen Individual-

verkehr und einen Güterverkehr.233 Vielmehr müsste diese ,,Trennung der

Verkehrsarten" nun mtfüsam im Rahmen der zukünftigen Städtesanierung mit viel

Geldaufinrand nachgeholt werden. Dieses Geld hätten die Nahverkehrsbetriebe

nicht.z3a Zudem spricht Thiemer von einer Diskriminierung des öffentlichen

Nahverkehrs durch den Gesetzgeber, der unter dem Druck der Geschäftswelt den

Individualverkehr--begtipstigte,.und fordert eine gereehte Mitberücksichtigung des

öffentlichen Verkehrs.23s Eine derartige, Ber,üoksichtigung schien jedoch in

greifbarer Nähe. So verabschiedete die Bundesregierung 1961 ein Gesetzt, das

Lösungen für die durch die Motorisierung entstandenen Problematiken liefern

sollte.

SVR: Siedlungsverband Ruhrkohlenb ezirk 1920'1970, S' 65.

Mü1LBR, Enno: Der öffentliche Verkehr im Ruhrgebiet, S. 8; DIHT: Stadtverkehr. Pulsschlag

derWirtschaft, S.31.
THIMER, Erich: Die Zukunft des öffentlichen Nahverkehrs im Ruhrgebiet, S. 2.

THIMER, Erich: Die Zukunft des öffentlichen Nahverkehrs im Ruhrgebiet, S. 3.

THIMER, Erich: Die Zukunft des öffentlichen Nahverkehrs im Ruhrgebiet, S. 4.
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3.8 Gemeinde Gesetz

Am 01. August 1961 wurde das ,,Gesetziber eine Untersuchung von Maßnahmen

zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden" verabschiedet mit

folgendem Inhalt:

,,Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:
§1

(l) Zur Prüfung, welche Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der

Gemeinden unter dem Gesichtspunkt einer gesunden Raumordnung und eines

neuzeitlichen Städtebaues erforderlich sind, ist eine Untersuchung durchzuftihren. Dabei

ist vor allem die Notwendigkeit zu berücksichtigen, die Ballungsgebiete zu entlasten und

ein leistungsfiihiges Neü der Straßen von Bund, Ländern, Gemeinden und

Gemeindeverbänden zu schaffen.

(2) Die Untersuchung hat sich insbesondere auf folgende Fragen zu erstrecken und den

voraussichtlichen Kostenaufiuand einzubeziehen:

l.Wie können die Verkehrsplanungen der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände)

aufeinander abgestimmt und dem Ausbauplan für die Bundesfernstraßen unter

Berücksichtigung der voraussichtlichen Verkehrsentwicklung bis 1975 angepaßt

werden?

2.Wie können der Massenverkehr mit öffentlichen Verkehrsmitteln und der

Individualverkehr unter gleichzeitiger Berücksichtigung des Fußgänger- und

Radfahrverkehrs so aufeinander abgestimmt werden, daß ein flüssiger und

wirtschaftlicher Gesamtverkehr sichergestellt ist?

3.Wie können die Schwierigkeiten bei der U4terbringung des ruhenden Verkehrs behoben

werden? Wie kann die private Initiative zur Errichtung von Anlagen fi.ir den ruhenden

Verkehr geftirdert werden? Kann der Bau von Tiefgaragen mit Aufgaben des zivilen

Bevölkerungsschutzes verbunden werden?

4.In welchem Umfang können die innerstädtischen Verkehrswege durch die Erschließung

weiterer Verkehrsebenen entlastet werden? Inwieweit kar»r auch hier der Bau von

unterirdischen Anlagen mit Aufgaben des zivilen Bevölkerungsschutzes verbunden

werden?
§2

Die Bundesregierung führt die Untersuchung durch. Sie bildet hierzu eine Sachverständigen-

kommission."236

Das Gesetz zeigt deutlich, dass die Motorisierung eine Behinderung des

Verkehrssystems verursachte. Es sollten geeignete Maßnahmen ergriffen werden,

um dieses zu entlasten und die Folgeersoheinungen dff Motorisierung wie das

parkraurnproblem zu beheben. In Bezug auf den Radverkehr ist hervorzuheben,

dass das Gesetz in Paragraph 1.2.2 explizit regelt, dass auch der Radverkehr bei

Entlastungskonzepten mitberücksichtigt werden sollte-

236 Gesetz über eine Untersuchung von Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse

der Gemeinden. Nr.59.04.08.1961, Seite 1109. In: Bundesministerium fiir Justiz (Hrsg'):

Bundesgesetzblatt Online'

http://www.bgbl.de/Xaver/text.xav?bk=Bundesanzeiger-BGBl&starF%2F%2F*[%4}attr_idoÄ
3D%27bgblt61i1109.pdfllo27f&wc:r&skin:WC (15.06.2012). 
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Obwohl die Sachverständigenkommission ihren Bericht erst am25. August 1964

vorlegte, beschäftigte sich der Deutsche Stadtetag 1963 nicht nur mit der

Diskussion des Gesetzes, sondern lieferte bereits Problemlösungsvorschläge.237 In

der zugehörigen Denkschrift zum Deutschen Städtetag wird in einem kurzen, aber

recht eindeutigen Absatz auch auf die Rolle des Radverkehrs für die weitere

Städteplanung eingegangen. Dort wird ausgefiihrt, dass der Radfahrer in manchen

Stadten eine ähnliche Rolle wie der Fußgänger spiele. Als Beispiel flir diese

teilweise ,,überragende Rolle" werden allerdings nur Städte im Ausland,

beispielsweise in Holland oder Skandinavien, genannt. In den meisten größeren

westdeutschen Städten sei das Fahrrad in den letzten Jahren mehr und mehr in den

Hintergrund getreten.

,,Infolgedessen ist die Anlage von reinen Radfahrwegen in Hauptverkehrsstraßen - in Straßen

geringerer Bedeutung erübrigen sich solche Maßnahmen ohnehin - kaum noch zu vertreten.

Mit der Anlage von Radwegen sind im allgemeinen auch Gefahren sowohl für den Radfahrer

wie frir den Fußgänger, aber auch ftir den neben dem Radfahrweg haltenden Kfz-Fahrer
verbunden, wenn nicht mit Querprofil der Straßen zwischen den Radweg und dem Straßenrand

ein Sicherheitsstreifen eingefügt ist." 238

Durch diese geringe Bedeutung des Fahrrades in den Stadten und der verhältnis-

mäßig teuren Maßnahmen wird empfohlen, bei dem Ausbau der innerstädtischen

Hauptverkehrsstraßen von gesonderten Radfahrwegefl gafiz abzusehen. Ztdem

könnte die Kreuzungsproblematik von keinem lichtgesteuerten Ampelsystem

,,zufriedenstellend, d.h. sicher ohne erhebliche Zeitverluste" gelost werden.

,,Anders sieht das Bild natürlich bei Ausfallstraßen oder Ortsverbindungen aus. Hier kann man

neben der reinen Fahrbahn besondere Streifen flir den Fahrradverkehr vorsehen und ihn auch

niveaufrei über oder unter Kreuzungen hindurchftihren. Da bei solchen Straßen des öfteren die

Fußwege fortfallen, kann man sie durch Radwege ersetzten. In jedem Fall empfiehlt es sich

heute, nur noch nach sorgftiltigen Untersuchungen, die, öfilich gesehenen,--zu durchaus

verschiedenen Ergebnisse" tit r"n können, besondere Radfahrwege zu errichten.23e

Wird beachtet, dass von den damals 59 Großstädten der Bundesrepublik elf im

Ruhrgebiet lagen, stellt sich die Frage, inwieweit eine derartige

Verallgemeinerung gerechtfertigt war. Die Zahlen der Berußverkehrszählung

zeigen, dass im Ruhrgebiet 1960 immer noch ein sehr großer Teil der

Bevölkerung das Fahrrad nutzte und demzufolge sich der Radverkehr nicht nur

auf Ausfallstraßen oder Ortsverbindungen beschränkte. Im Gegenteil - die

Stadtzechen, die die hochsten Beschäftigungszahlen aufwiesen, befanden sich,

wie ihr Name bereits verrät, nicht in den entlegeneren Außenbezirken, sondern

waren primär über die Hauptverkehrsstraßen zu erreichen. Das Ungleichgewicht

237 Deutscher Städtetag (Hrsg.): Die Verkehrsprobleme der Städte.

Deutschen Städtetages (Neue Schriften des Deutschen Städtetages Heft
238 Deutscher Städtetag: Die Verkehrsprobleme der Städte, S. 29.
23e Deutscher Städtetag: Die Verkehrsprobleme der Städte, S. 29.

Eine Denkschrift des

10), Köln 1963, S. 9.
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zwischen den Ergebnissen des Deutschen Städtetages und den tatsächlichen

Gegebenheiten verdeutlichen zwei Problematiken, die in Bezug auf den

Radverkehr zu erkennen sind. Erstens wird in der Denkschrift nicht deutlich, ob

und auf welches Zahlenmaterial sich das Ergebnis des Städtetages stützt. Es gab

weder regionale noch bundesweite Erhebungen, die sich ausschließlich mit dem

Radverkehr beschäftigten. Es erscheint also fraglich, inwiefern die Ergebnisse auf

Fakten bzw. ob sie nicht doch eher auf Vermutung basieren. Zweitens wird die

Aussage, dass der Radverkehr mehr und mehr zurückging, nicht reflektiert.

Losgelöst von den Verhältnissen im Ruhrgebiet wäre insbesondere wichtig

gewesen zu klären, was den beobachteten Rückgang des Radverkehr verursacht

hat und ob dieser Rückgang nicht mit dem fehlenden Ausbau des Radwegenetzes

zusammenhing. Diese Fragen rnrurden nicht diskutiert. Weder wurde der

Radverkehr wie im Gesetz vorgeschrieben a1s verkehrsentlastendes Verkehrs-

mittel mitberücksichtigt, noch wurde hinterfragt, ob eine gezielte Steigerung des

Radverkehrs zu einer Entlastung der Straßenverhältnisse hätte führen können.

Dabei ist hervorzuheben, dass Zeitgenossen sehr wohl das Potenzial des Fahrrades

als verkehrsentlastendes Medium erkannt hatten. So beschreibt der Diplom

Ingenieur Hans-Adolf Goth in seiner Untersuchung über den Radverkehr (1960),

dass neben dem Sicherheitsaspekt Radwege auch für einen flüssigeren

Verkehrsfluss sorgten, als Verkehrsmittel zur Erschließung des Stadtrandgebietes

und des Umlandes dienten und im Berufsverkehr genutzt werden könnten.2a0

Der SVR beschäftigte sich mit den Ergebnissen des Berichtes in einer Tagung am

4. Oktober 1965. Im Rahmen dieser Tagung sollten die Erkenntnisse des

Berichtes auch dem Ruhrgebiet ,,mit seinen besonderen Verkehrsproblemen

nutzbar gemacht werden"24l. Doch weder bei der betreffenden Tagung noch in

späteren Schriften, die sich auf diese oder das Gesetz beziehen, findet der

Radverkehr Erwähnung. Der SVR betont lediglich, dass sich ein großer Teil des

Berichtes mit der Behandlung des Problems beschäftigt, wie für einen flüssigen,

sicheren und wirtschaftlichen Gesamtverkehr der Individualverkehr und der

'oo GROTH, Hans-Adolf: Untersuchung über den Radverkehr (Strassenbau und Strassenverkehrs-

technik. Heft 9), Bonn 1960, S. 28f. Diese Aspekte unter gleichzeitiger Aufführung von

Umsetzungsmöglichkeiten führt Groth am Beispiel der Stadt Hamburg detailliert auf.

'o' In dem Tagungsbericht ist zu erkennen, dass sich die Teilnehmer ausschließlich mit dem

öffentlichen und individuellen Verkehr befassten, wobei unter letzterem lediglich der

motorisierte Individualverkehr zu verstehen ist. SVR: Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk

1920-1970, S. 65; SVR - Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk (Hrsg.): Die Verbesserung der

Verkehrsverhältnisse im Ruhrgebiet. Tagung im Haus der Technik Essen am 04. Oktober 1965,

Essen 1965. 
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öffentliche Personenverkehr aufeinander abgestimmt werden könnten. Dabei

fordere die Kommission insbesondere eine zielstrebige Förderung des öffentlichen

Personen-Nahverkehrs.2a2 Diese Aussage lässt zunächst vermuten, die

Sachverständigenkommission sei zu demselben Ergebnis gekommen, das bereits

im Rahmen des Deutschen Städtetags vorausgesagt wurde. Doch ist die

formulierte Forderung des SVR eher Resultat einer ergebnisorientierten

Auswertung des Berichtes. Die Auswertung erfolgte denn in Kooperation mit dem

Wissenschaftlichen Verein für Verkehrswesen (Bezirksvereinigung Rhein-Ruhr

der DVWG) und dem Haus der Technik e.V.. Kurz vor dieser Tagung hatten sich

am 20- September 1965 sechs Nahverkehrsunternehmen des Ruhrgebietes mit

dem Siedlungsverband zrl einer Planungsgesellschaft m.b.H. zusammen-

geschlossen, die ebenfalls an der Tagung teilnahm.2a3 Die These der ergebnis-

orientierten Auswertung wird zudem durch den Bericht selbst gestützt. Bei

näherer Betrachtung wird deutlich, dass die Sachverständigen sehr wohl der

überzeugung waren, dass der Radverkehr bedeutend für eine angestrebte

Entlastung der Städte und Gemeinden sein könnte. Die Aussagen, die sich in dem

Sachverständigenbericht bezüglich des Radverkehrs finden, wurden von der

Gruppe Radwegebau komprimiert in einer 1965 erschienen Denkschrift mit dem

Titel ,,Der Radverkehr aus der Sicht der Verkehrs-Sachverständigen" zusammen-

gefasst.

Zu Beginn hebt der Bericht hervor, im Bereich des Straßenbaus bestände das

Problem, dass die ,,Verwendung von Kraftfahrzeugen im erheblichen Maße dem

Straßenbau vorangeeilt" wäre. 'oo Demzttfolge wären die bestehenden Probleme

nicht nur durch eine defizitäre Verkehrsplanung entstanden, sondern sind

vielmehr eine Folge von tiefgreifenden Strukturveränderungen sowohl in der

modernen Wirtschaft als auch in den Siedlungsformen der Gesellschaft.2at Die

Gefahr, die diese Entwicklung nach Einschätzung der Kommission barg, war,

dass eine ungebundene Entfalhrng des Verkehrs nicht nur zu verkehrsbaulichen

Problemen, sondern vielmehr zu einer Gef?ihrdung des menschlichen Zusammen-

lebens insgesamt fühne. Aus diesem Grund müsste die ,,Erhaltung gesunder

'o' SVR: Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk 1920-1 970, S- 65.

'o' SVR: Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk 1920 -197 0, S. 65.
244 GRUppE RADWEGEBAUG: Der Radverkehr aus der Sicht der Verkehrs-Sachverständigen,

S. 1 1. Siehe hierzu auch Kapitel 3.5.
205 GRUppE RADV/EGEBAU: Der Radverkehr aus der Sicht der Verkehrs-Sachverständigen, S.

11; HOLLATZ, [Josef-Walter] / TAMMS, [Friedrich] (Hrsg.): Die kommunalen Verkeks-
probleme in der Bundesrepublik Deutschland, S. 12. 
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Lebensverhältnisse [...] gegenüber allen Ansprüchen die oberste Richtschnur

bilden." Unter gesunden Lebensverhältnissen im Straßenverkehr versteht die

Kommission, dass die Sicherheit des Individuums nicht dem Wunsch nach

Schnelligkeit und Gewinn zum Opfer fallen dürfte und somit jegliche Maßnahme

im Hinblick auf den höheren gesellschaftlichen Nutzen zu hinterfragen wäre.2a6

Die Hauptproblerne, die sich rum einen durch die Schwierigkeit in der

Verkehrsabwicklung, zum anderen in der Zahl der Verkehrsunftille bemerkbar

machen, liegen zumeist in den Städten und Ballungsgebieten. Aus diesem Grund

appellierten die Sachverständigen, der Ausbau der Verkehrsanlagen sei mit einer

Stadtemeuerung zu verbinderr.'o' Der Fokus müsste dabei gleichermaßen auf alle

Verkehrsteitnehmer gerichtet werden. Dieser Forderung lag bei den

Sachverständigen deutlich die Überzeugung zugrunde, nach der das bestehende

Verkehrsproblem nicht nur auf einem Weg gelöst werden könnte. Vielmehr wäre

ein multikausaler Ansatz, eine effektive und efftziente Kombination der

verschiedenen Verkehrswege, die auf die individuellen Bedürfnisse der

unterschiedlichen Verkehrsarten ausgerichtet ist, anzustreben.'ot So heißt es:

,,»Autogerecht<< ist nicht eine Stadt, die ausschließlich nach den Bedürfieissen des

Kraftfahrzeugverkehrs angelegt ist, sondem eine Stadt, in der die Forderung und

Möglichkeiten des KraftfahrzÄugs in Zusammenhang einer insgesamt gesunden Stadt

eingeordnet sind." 2ae

Die Planung und Erfüllung all dieser Forderungen war nach Auffassung der

Sachverständigenkommission lediglich möglich, wenn alle Verkehrsarten, d-h.

auch die Rad- und Fußgängerwege, in den Generalverkehrsplänen flir die

Verkehrsregionen und Stadte aufgenommen wtirden. Erst dadurch würde

gewähr,leistet, dass ein effektives und effi2ientes Zusammenspiel der

verschiedenen Verkehrsarten gelänge,z50

Eben dieses Zusammenspiel werde verhindert, indem die nx Verbesserung des

Kraftfahrverkehrs dienenden Maßnahmen, meist zum Nachteil der Fußgänger,

246 Ebd.
,0, GRUppE RADWBGEBAU: Der Radverkehr aus der Sicht der Verkehrs-Sachverständigen, S.

11; HOLLATZ, [Josef-Walter] / TAMMS, [Friedrich] (Hrsg.): Die kommunalen

Verkehrsprobleme in der Bundesrepublik Deutschland, S. 14.
,ot GRUppE^ RADWEGEBAU: Der Radverkehr aus der Sicht der Verkehrs-Sachverständigen, S.

i1; Der Radverkehr aus der Sicht der Verkehrs-Sachverständigen, S' 12; HOLLATZ, [Josef-

Walterl / TAMMS, fFriedrich] (Hrsg.): Die kommunalen Verkehrsprobleme in der

Bundesrepublik Deutschland, S. 14ff.
,0, HOLL^|Z, [Josef-Walter] / TAMMS, [Friedrich] (Hrsg.): Die kommunalen

Verkehrsprobleme in der Bundesrepublik Deutschland, S. l4ff
,ro GRUppd RADWEGEBAU: Der Radverkek aus der Sicht der Verkehrs-Sachverständigen, S.

12; HOLLATZ, [Josef-Walter] / TAMMS, [Friedrich] (Hrsg.): Die kommunalen

Verkehrsprobleme in der Bundesrepublik Deutschland, S. 14ff. 
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bevorzugt wurden, obwohl diese zahlenmäßig unter den Verkehrsteilnehmern

überwiegten. Ahnliches gelte für Radfahrer, die in manchen Gegenden noch einen

erheblichen Teil der Verkehrsteilnehmer bilden.25r Als Beispiele für eine hohe

Fahrradnutzung firhrt die Gruppe Radwegebau nachfolgende Stadte auf, unter

denen mit Duisburg auch eine Stadt des Ruhrgebietes vertreten ist.

Tab. 5: Rad- und Kraftfahrzeuganteile ausgewählter Städte 1965

VgI.: GRUPPE RADWEGEBAU:
s. 14.

D* R"d"etkeh aus der Sicht der Verkehrs-Sachverständigen,

Zu kritisieren an dieser Darstellung ist, dass von der Gruppe Radwegebau nicht

kenntlich gemacht wurde, dass es sich hierbei um eine eigene Grafik handelt.

Zudem ist bemerkenswert, dass die hier aufgeführten Zahlen nicht korrekt sein

dürften, zmal die Summe aus Radfahrern und Kraftfahrzeugen immer 100%

ergibt. Dies hieße folgerichtig, dass weder öffentliche Verkehrsmittel noch

Lastkraftwagen oder Fußgänger in den aufgeführten Städten die Straßen

benutzten. Die Zahlen sind demzufolge durchaus kritisch nt betrachten und

zeigenlediglich einen Trend auf.

Die Sachverständigenkommission allerdings zeigte in ihren Ergebnissen auch

konkrete Vorschläge zur Verbesserung der Verkehrssicherheit für Radfahrer auf.

So sollte die Sicherheit der Radfahrer durch einen separaten Fahrstreifen

gewährleistet werden. Dieser müsste dabei breit genug sein, dass der

Fahrradfahrer nicht durch das Öffiren von Türen haltender Kraftfahrzeuge

behindert wtirde.252 Bezüglich der Kreuzugsproblematik, die auf dem deutschen

Städtetag als unlösbar deklariert wurde, schreiben die Sachverständigen:

,,Am meisten verbreitet und bewährt ist die Führung des links abbiegenden Radverkehrs

neben den Fußgängerüberwegen zunächst in Fahrtrichtung, dann quer zu dieser, und zwar

jeweils gleichziitig mit dem Fußgängerverkehr."253

2sr HOLLATZ, [Josef-Walter] / TAMMS, [Friedrich] (Hrsg.): Die kommunalen Verkehrs-

probleme in der Bundesrepublik Deutschland, S. 102; S. 117.
,r, 'CRUppE 

RADWEGEBAU: Der Radverkehr aus der Sicht der Verkehrs-sachverständigen, S.

14; HOLLATZ, [Josef-Walter] / TAMMS, fFriedrich] (Hrsg.): Die kommunalen Verkehrs-

probleme in der Bundesrepublik Deutschland, S. 261 .

,t, ftottetZ, fJosef-Watterl I fefrAVtS, [Friedrich] (Hrsg.): Die kommunalen Verkehrsprobleme

in der Bundesrepublik Deutschland, S. 261. 
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Stadt
(Einwohner)

erfaßte
Fahrzeuge

Radfahrer
o

Kfz
oÄ

Duisburs (504.500) 16.727 20,7 79.3

Oldenburs (129.600) 6s.421 55 45

Wolfsbure (72.500) 75.600 19 81

Baweuth (29.000) 107.705 22 78

Pinnenbere (29.000) 15.758 31 69

Brake a. d. Unterweser
r1s.000)

15.420 56 44



Auch Sicherheitsaspekte betreffend Radfahrer und Fußgänger sowie die Rolle des

Fahrrades als Zubringer zum Verkehr fanden Erwähnung.2sa

Auch von Seiten des Bundesverkehrsminister Seebohm wurde die Bedeutung des

Radverkehrs betont. Anlässlich der Eröffnung der ,,Internationalen Fahrrad- und

Motorrad-Ausstellung L964 in Köln" hob Seebohm die bedeutende Stellung des

Fahrrades nachdrücklich hervor. Seebohm prangerte an, dass bei der öffentlichen

Diskussion über die Probleme des Straßenverkehrs und auch bei der Erörterung

dieser Frage in Fachkreisen der Zweiradverkehr im Verhältnis zum Kraftwagen

,,leider vielfach die Rolle des kleinen Bruders" eingenommen hätte. Nach seiner

Auffassung wäre dies nicht gerechtfertigt. Angesichts der Tatsache, dass 1965 rd-

7,7 Millionen Menschen einen Kraftwagen, 2,2 MiLlionen ein Kraftrad oder

Moped und dementgegen etwa 20 Millionen ein Fahrrad besäßen, wäre das

Fahrrad ,,nach wie vor das Verkeh-rsmittel Nr.l der gfoßen Masse"255. Des

Weiteren flihrt Seebohm auf, dass die Zusammenballung des Verkehrs in den

Siedlungszentren es nicht mehr zulasse, die Zweirädet im allgemeinen

Verkehrsstrom zu bewegen. Daher forderte Seebohm aus Sicherheitsgründen ein

zusammenhängendes Radwegenetz, das die Wohngebietes einerseits und die

Geschäfts- und Industriezentren andererseits miteinander verbindet. Zudem

versicherte Seebohm, er würde sich weiter darum bemühen, den ,,Radwegebau an

den über Land flihrenden Straßen nach Kräften zu fürdem. Hier sind ja, gerade im

Flachland, in den letzten Jahren erfreuliche Erfolge zu verzeichnen."256 Ttotz

dieser positiven Klänge ist auch hier eine Diskrepanz zu erkennen, zumal der

Bundesverkehrsminister zwar die Errichtung eines Radwegenetzes in Geschäfts-

und Industriezentren forderte, sich selbst aber fi.ir den Radwegebau über Land

einsetzte. Dennoch sollen hieran die Absichten Herrn Seebohms in Bezug auf den

254 So ist zu lesen, zur Sicherheit der Fußgänger solle zwischen den Rad- und Gehwegen elne

ausreichende Abgrenzung bestehen. An Haltestellen solle darauf geachtet werden, dass der

Radweg auf der der Fahrbahn abgewandten Seite um die Wartefläche herumführe, um

dergestalt eine Kollision von Fahrgästen und Radfahrern zu verhindern. Des Weiteren solle die

Sicherheit durch weitestgehend separate Radwegunter- und -überflihrungen erhöht werden.

Außerdem wäre es notwendig, angemessene Auffangparkplätze ftir Fahrräder einzurichten

bzw. auszubauen. Hierdurch könne z.B. die Nutzung des Fahrrades für die Fahrt zum Bahnhof

d.h. für den Pendlerverkehr, erhöht werden. Im Hinblick auf die Freizeitnutzung des Fahrtades

sollen auch Radwege an Landstraßen ausgebaut werden. Siehe: GRUPPE RADWEGEBAU:

Der Radverkehr aus der Sicht der Verkehrs-Sachverständigen, S. 16, HOLLATZ, [Josef-
Walterl / TAMMS, [Friedrich] (Hrsg.): Die kommunalen Verkehrsprobleme in der

Bundesrepublik Deutschland, s. 261ff. siehe diesbezüglich auch: s. 120f; s. 266.

"' GRUppB RADWEGEBAU: Der Radverkehr aus der Sicht der Verkehrs-Sachverständigen,

s.9.
256 GRUppE RADWEGEBAU: Der Radverkehr aus der Sicht der Verkehrs-Sachverständigen,

s. 10. 
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Radwegausbau nicht in Frage gestellt werden, zumal das Land Nordrhern-

Westfalen als einziges in seinen Richtlinien den Begriff der zuschussf?ihigen

Kosten weiter gefasst hat als der Bund und in diesen auch die Zuschussf?ihigkeit

von Radwegen festhä1t.257 Denn obwohl die Bundesregierung bei der

Formulierung des Gesetztes explizit auf die Mitberücksichtigung des Radverkehrs

verwies und die Empfehlungen der Saehverständigenkommission den Ausbau des

Radwegnetzes empfahlen, derselbe im ,,Gesetz iber Finanzhilfen des Bundes zur

Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden" der Radwegebau nicht

als förderungsftihig aufgeführt wurde.2s8 Die genauen Gründe flir diesen

Beschluss können hier nicht rekonstruiert, sondern lediglieh im beschriebenen

Zeitgeist vermutet werden. Demzufolge zeigte sich zumindest am Beispiel des

Landes Nordrhein-Westfalen, dass ein Umdenken und eine neue Epoche

begannen, die für den Radverkehr forderlich waren.

HOLLATZ, [Josef-Walter] / TAMMS, [Friedrich] (Hrsg.): Die kommunalen Verkehrs-

probleme in der Bundesrepublik Deutschland, S. 70f.
Gesetz über Finanzhilfen des Bundes zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der

Gemeinden (Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz - GVFG). Nr. 24. 23.03.1971, Seite 239.

In: Bundesministerium für Justiz (Hrsg.): Bundesgesetzblatt Online'

htp://www.bgbl.de/Xaver/text.xav?bk=Bundesanzeiger-BGBl&starF%2F%2F*l%4}attr_id%o
3D%27bgbll741l40t.pdP/o271&wc:t&skin:WC (15.06.2012) 
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4. Renaissance des Fahrrades 1965-1990

Von der Mitte der 60er Jahre setzte eine regelrechte Renaissance des Fahrrades

ein. Durch ein wachsendes Gesundheitsbewusstsein, das durch eine landesweiten

,,Trimm-Dich-Aktion" und die Entwicklung der zuf Mitnahme im Pkw-

Kofferraum geeigneten Klappräder (1964) unterstützt wurde, stieg die Popularität

des Fahrrades.2se Nicht nur altbekannte Aspekte wie der niedrige

Anschaffungspreis, die Langlebigkeit, Wartungsfreiheit und die positive Wirkung

auf die Gesundheit260 wurden wiederendeckt; auch das durch das Fahrrad

entstehende Potential zur Verkehrsberuhigung und damit einhergehend der

Minimierung von.Begleiterscheinungen wie Verkehrsballungen und Straßenlärm

rückten verstärkt ins Bewusstsein der Verkehrsteilnehmer.26l Die Verkehrs-

probleme in den Städten wuchsen zunehmend, so dass der Ruf nach neuen

Verkehrsplamrngsprozessen immer lauter wurde. Dieser Ruf wurde sogar global

gehört, indem die Diskussion sich immer weiter über nationale Grenzen hinweg

erstreckte und 1976 gar ztLm Thema einer UNO Konferenz wurde. Als

,,schockierende Beispiele" wurden die großen Agglomerate von Tokio, Los

Angeles, New York und London genarurt.262

Einen weiteren Impuls für die Renaissance des Fahrrades gab auch die Ölkrise.

Steigende Benzinpreise und Erfahrungen wie die autolosen Sonntage veranlassten

manchen Nichtradler, hin und wieder das Auto stehen zu lassen.263 D"* Fahrrad

'5' SWITAISKI, Bernhard: Verkehrsaufkommen im Fahrradverkehr (Forschungsberichte des

Landes Nordrhein-Westfalen. Nr. 3179. Fachgruppe Wirtschafts- und Sozialwissenschaften.

Herausgegeben vom Ministerium für Wissenschaft und Forschung), Opladen 1984, S. 12; Flat

für Formgebung (Hrsg.): Rat für Formgebung (Hrsg.): Fahrräder und was dazugehört.

Umweltfreundliche Individualfahrzeuge. Bundespreis ,,Gute Form* 1974 [Katalog zur

Ausstellung / Darmstadt], Darmstadt 197 4, S. 4.

'uo Rut friLr Formgebung (Hrsg.): Falrräder,und was dazugehört, S. 5.
,61 HöppNER, Micha-el: Falrradverkehr und Verkehrsberuhigung, S. 41, BRACHER, Tilman:

Konzepte für den Radverkehr, S. 27; HÖPPNER, Michael: Stadtverkehr mit dem Fahrrad,

s.72.
'62 Die gemeinsame Probleme aller Industrienationen seien, dass die Trennung von Wohn- und

Arbeitsstätten ein verkehrserzeugendes Problem darstellen, vor allem weil zu beobachten war,

dass die Menschen aus den überfiillten, von Lärm und Abgasen geprägten Innensfädten ,,ins

Grüne", d.h. in die Außenbezirke, drängten. Des Weiteren wäre die Standortgunst der

Innenstädte durch ,,shopping Centers", die sich in der Peripherie der Städte befanden,

geschmälert. Die zudem die Nutzung des Pkw weiter förderten, da die Infrastruktur der

Off"trtli"h"r, Verkehrsmittel diese Bereiche meist nicht im geforderten Umfang erschlossen

hatten und somit eine Anfahrt lediglich durch den Pkw ermöglicht wurde ROGGE, Sylvia /
5TROHM, Holger: Städteplanung einmal anders. In: STROHM, Holger (Hrsg.): Stadt- und

Verkehrsprobleme. Zur HABITAT-Konferenz der UNO. Rheine Politische Okologie.

Materiahän zu Umwelt und Gesellschaft §r. 5). Hamburg 1976, S. 8-15, S' 8ff'
263 BRIESE, Volker / WITTEKIND, Helmut: Verkehr-Umwelt-Fahrrad. Grundlagen fiir eine

Verkehrspädagogik als ökonomisch-politische Umwelterziehung, Dortmund 1985, S. 71, Rat

für Formgebung (Hrsg.): Fahrräder und was dazugehört, S. 5. 
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fiel in der Wahrnehmung zusehends ein neues positives Attribut zu, indem

vermehrt die Ressourceneffizienz und Umweitfreundlichkeit des Rades

hervorgehoben wurden. Das Fahrrad vermied die Entstehung jener schädlichen

Abgase, die im Zttge der Umweltdebatte diskutieft wurden, die in den 60er

aufkam und in den 70er Jahren zur Blüte gelangte.26a Ausgelöst durch Willy

Brandts Bundestagswahlkampf im Jahr 1961 und seine Forderung vom ,,blauen

Himmel über der Ruhr" war es das Ruhrgebiet, das den Anstoß zu einem

gesellschaftlichen Umdenken lieferte. Der größte Ballungsraum Europas

avancierte zum abschreckenden Beispiel für die Umweltprobleme, die mit der und

durch die lndustrie entstanden. Es stand nicht mehr die ökonomische und

politische Bedeutung der Ruhrregion im Vordergrund; stattdessen wurde sie zum

Sinnbild einer schwerindustriellen Kulturlandschaft mit enormen Mengen an

Rauch, Gasen und Abwässern.265 Vor allem in den 70er Jahren trugen die Massen-

medien zu einer Popularisierung der Risiko- und Gefahrenwahrnehmung in Bezug

auf Umweltthemen bei. Welche Ausprägung und welchen Stellenwert die

gesellschaftliche Wahrnehmung von Umwelt erlangte, stellen Verena Winiwarter

'uo So führt Bracher auf: ,,Seine große Bedeutung erhält das Fahrrad auch durch Altemative zum

umweltbelastenden Kraftfahrzeug. Durch Smogalarm und Waldsterben sind vor allem die

hohen Autoabgase ins Gerede gekommen, Kfz-Emissionen belasten Gesundheit, Luft, Böden

und Grundwasser. Sie werden ftir das Waldsterben und für menschliche Krankheiten wie

Pseudokrupp oder Krebs mit verantwortlich gemacht. Der Anteil des Kraftfahrzeugverkehrs an

der gesamien Luftverschmutzung beträgt z.B. bei Kohlenmonoxid über 60%o,bei Stickoxiden

30 % und bei Kohlenwutr"ritoff [ut 50Yo.* BRACHER, Tilman:..Konzepte für den

Radverkehr, S. 27. Ahnliche Verweise sind ztr finden bei: HÖPPNER" Michael:

Fahrradverkehr und Verkehrsberuhigung, S. 41; BURGHOF, Ansgar / STOLERFOHL,

Barbara: Vorfalyt für das Rad. Konzepte einer umweltgerechten Verkehrspolitik, Bonn 1985,

S. 13; HÖPPNER, Michael: Stadtverkehr mit dem Fahrrad, S. 72. Franz-Josef Brüggemeier

verweist alterdings daraui der Bundestagswahlkampf und die damit einhergehende Forderung

Willy Brandts von 1961 müssten zwar als Wendepunkt in der Umweltpolitik angesehen

*"rd"n, es sei allerdings nicht der Schluss zu ziehen, dass zuvor keine Bestrebungen flir mehr

Umweltbewusstsein erfolgt wären. Vielmehr hat der Unmut der Bevölkerung, vor allem im

Ruhrgebiet, bereits in den 1950er Jahren zugenommen. Dies äußerte sich durch die Bildung

von Eürgerinitiativen, aber auch durch erste Ansätze für eine umweltfreundlichere Politik

innelhalb der Stadtverwaltungen und Ministerien, beim SVR, bei Wissenschaftlern und

Instituten, den Parlamenten, den Medien und selbst in der Industrie. Doch insgesamt haben

diese Bemähungen keine große Resonanz gefunden, so dass der Anschein erweckt wurde, dass

umweltpolitischi Bestrebungen erst in den 60er Jahren einsetzten. Detailliert beschäftigt sich

mit dieser Kontoverse Frank Ürkötter in seinem Aufsatz ,,Umweltbewegung zwischen dem

Ende der nationalsozialistischen Herrschaft und der »ökologischen Wende«". Er richtet dabei

seinen Blick auf die gesamte Bundesrepublik und sämtliche Umweltvereinigungen. Dennoch

wird in dieser Arbeit die oben aufgefrihrte Zäsur gewählt, da zu diesem Zeitpunkt, wie gezeigt

werden wird, ein gesamtgesellschaftliches Bewusstsein für Umweltprobleme entstand und

dieses sich nicht mehr nur auf einzelne regionale Vereinigungen bezog. Siehe:

BRüGGEMEIER, Franz-Josef: Eine trostlose Gegend? Umwelt im Ruhrgebiet 1800-2000. in:

SIEMANN, Wolfram (Hrsg.): Umweltgeschichte. Themen und Perspektiven, München 2003,

s. 87-113, S. 104; ÜRKÖTTER, Frank umweltbewegung zwischen dem Ende der

nationalsozialistischen Herrschaft und der ,,ökologischen Wende". Ein Literaturbericht. In:

Historical Social Research 28 (2003) , S. 270-289.

'65 BRÜGGEMEIER, Franz-Josef: Eine trostlose Gegend? S. 87. 
gg



und Martin Knoll in ihrer Einführung zur Umweltgeschichte am Beispiel des

Hamburger Nachrichtenmagazins ,,Der Spiegel" dar. War es zwischen 1960-L970

noch lediglich die erwähnte Forderung Willy Brandts, die die Titelseite

schmückte, so erschienen zwischen t970-1990 46 ,,Tite1storys", die einen

umweltbezogenes Thema beinhalteten.'uu W"lchen Einfluss die Popularisierung

der Umweltproblematik in den Massenmedien auf die öffentliche Wahrnehmung

ausübte, zeigt sich anhand zweier Studien aus den Jahren 1970 und l97l,in denen

die Menschen zum Umweltschutz befrag! wurden. Bei der ersten Studie gaben

60Yo der Befragten an, bisher über Umweltschutz nichts gehört zu haben.

Lediglich ein Jahr später gaben in einer erneuten Umfrage 90Yo det Befragten an,

mit Umweltschutzthemen bereits konfrontiert worden zü sein, und 1973

bezeichneten fast 65Yo die Einäämmung der Verschmutzung von Luft und Wasser

als eine wichtige Aufgabe.267 Doch wie häufig bei Epochenumbrüchen stellte sich

zu Beginn die Frage, wer die Fehler der Vergangenheit verursacht hatte.

4. 1 Vergangenheitsbewältigung

4.1.1Die Schuldigen

Mitte der 60er Jahre und zunehmend ab den 70er Jahren verstärkte sich die Kritik

an füiheren Planungs- und Raumgestaltungsprozessen. Die durch die

Kriegseinwirkung gegeben Chancen zur Neugestaltung der Verkehrsanlagen

wären nicht genutzt worden, lautete der Vorwurf. Anstatt Straßen nach

Schwerlast-Verkehr, Personenkraftverkehr, Motor- und Fahrrädern sowie

öffentliche Verkehrsmitteln zu trennen, wurden Universalstraßen gebaut, die den

Straßenverkehrsverhältnissen mit ihren unterschiedlichen Verkehrsteilnehmern

nicht gereeht wurden. Aus diesem Grund hätte sich, so der Vorwurf, auch die

bloße Verbreiterung von Geschäfts.straßen mit unbeschränktem Fahrverkehr als

nicht zweckmäßig enviesen.26t Di" Politik hätte sich von Fehleinschätzungen der

zukünftigen Motorisierung, planungsideologischen Leitbildern und dem Wunsch

nach Befriedigung der Ansprüche von ökonomischen Machtgruppen leiten lassen

267

268

WINIWARTER, Verena/KNOLL, Martin: Umweltgeschichte. Eine Einführung, Köln 2007,

279ft.
WINIWARTER, Verena/I(NOLL, Martin: Umweltgeschichte, S. 284.

MÜLLER, Enno : Der öfflentliche Verkehr.im Ruhrgebiet, S. 3 8.
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und den Autoverkehr klar begünstigt.26e Der oft angefi.ihrten Begründung,

Radwege wären der hohen Kosten wegen nicht angelegt worden, wurde

widersprochen. Das Fahrrad hätte in Wirklichkeit nur geringe Ansprüche an die

Verkehrsfläche, wodurch es de facto Straßenbaukosten gering hielte und nicht,

wie oft angeführt, diese verursachte. Diese Tatsache wäre beispielsweise daran

ersichtlich, dass auf dom PLatz eines parkenden Autos 15 Fahrräder abgestellt

werden könnten bzw. der Flächenbedarf fi.ir einen PKW mit 50 km/h 50 qm und

der eines Fahrrades lediglich 5 qm beträg"."0 Demzufolge hätte eine konsequente

Förderung des Radverkehrs das Potenzial besessen, Straßenbaukosten ein-

zusparen, Problemen wie der Parkraumnot entgegenzuwirken und in letzter

Konsequenz den Verkehrsfluss. zu verbessern.

Auch wurde der Blick nach Amerika und die Kritik an der Automobillobby

kritisch aufgegriffen. So beschreibt Holger Strohm, in den USA habe sich die

,,autogerechte Stadt" unlängst als ein ,,verkehrsplanerischer Wahn" entpuppt.

Lediglich Europa wolle diese Tatsache nicht wahrhaben. Je deutlicher sich diese

Analyse abzeicltne, desto stärker würden die entsprechenden Bemühungen von

Werbetextern und Politikern. Ein Durchsetzen dieser Erkenntnis würde

schließlich nach Strohm eine gewaltige Erschütterung der Automobilindustrie und

erhebliche Arbeitslosigkeit hervomrfen. Weder Politiker noch Autohersteller,

Ölfirmen, Straßenbauuntemehmer, Baumaterialproduzenten und -lieferanten,

Automobilisten-Klubs, Finanzinstitute, Tiefbauingenieure etc. würden daher den

Massentransportmitteln den Vorrang überlassen.27r Ia Anbetracht dieser Tatsache

fi.ihrt Strohm an, der Fokus der Betrachtung müsste auf der Frage liegen, welche

Kräfte und Interessen die technische Entwicklung als unvermeidliches Ereignis

propagierten und ob es nicht vielmehr der Bemühung gewisser ,,tonangebender

Wirtschaftsmächte" und weniger den Realitäten geschuldet sei, dass dieser

Eindruck irnmer noch entstände.z12,,Hier sind die Gründe.zu suchen, daß mehr

Autos als je zuvor, hergestellt werden, obgleich diese Politik aus mehreren

Gründen'schon.lange nieht'mehr vertretbar ist."273 Als Gründe fi.ir diese These

z6e Ebd; HöPPNE& Michael: Fahrradverkehr und Verkehrsberuhigung. Ein Beitrag zur

Umweltentlastung der Stadte. Referat zur ersten Gesprächsrunde: ,,Fahrrad und Umwelt!' im

Umweltbundesamt, Berlin,'am9. Mai 1979, Berlin 1980; S.23.
270 HÖPPNER, Michael: 'Fahrradverkehr und Verkehrsberuhigung, S. 41.
,r, sTRoHM, Holger: Altemativen zum Automobil. In: STROHM, Holger (Hrsg.): stadt- und

Verkehrsprobleme. Zur HABITAT-Konferenz der [INO. Rheine Politische Okologie.

Materialien zu Umwelt und Gesellschaft §r. 5). Hamburg 1 976, S. 28-44, S. 28.
272 STROHM, Holger: Altemativen zum Automobil, S. 29.

'7' STROHM, Holger: Alternativen zum Automobil, S. 29f.
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fi.ihr-t Strohm die steigenden Unfallzahlen an, die sich zum einen erhebliches

persönliches Leid und zum anderen einen immensen volkswirtschaftlichen

Schaden verursachen. Weitere Aspekte sind nach Strohm der hohe Verbrauch von

Rohstoffen aller Art und der große Flächenbedatf.zTa

In Bezug auf die Vernachlässigung des Fahrrades wurden vor allem seit den 70er

Jahren die Verkehrsplaner als ,,Schuldige" deklariert. Sie hätten sich von der

Politik, dem Motorisierungstrend, dem hieraus erwachsenen Straßenbauboom und

dem gesellschaftlichen Konsens hinsichtlich des angeblich einzuschlagenden Weg

in die Autogesellschaft bzw. Autostadt beeinflusst lassen. Eine persönliche

Identifikation der überwiegend männlichen, technik- und motorisierungs-

begeisterten Verkehrsplaner hätte zu einer hohen emotionalen Fixierung auf die

autoorientierte ,,Windschutzscheibenperspektive" geflihrt. Die Verkehrsplaner

selbst entstammten nämlich der Mittelschicht und gehörten demzufolge zu dem

Kreis der Menschen, die sich ein Kraftfahrzeug nicht zuletzt als Status- und

Prestigeobjekt mehrheitlich leistete. Sie waren, wie Michael Höppner überspitzt

formulierte, nicht die Fahrrad-, sondern Autonutzer mit entsprechenden

Bedtirfnissen und einem entsprechenden ausgerichteten Problembewusstsein.

Sowohl die Forschung als auch die Lehre wäre nicht ztletzt deshalb auf die

Bewältigung des Motorisierungs- und Straßenbaubooms fixiert gewesen, wodurch

grundsätzliche Kontoversen, das Auseinanderfallen in verschiedene Denkschulen

oder die Orientierung an verschiedenen Zielen praktisch nicht stattgefunden

hätte.27s Etwas konstruktiver formulierten ihre Kritik Heinrich Monheim und

Burghof Ansgar. Beide verweisen darauf, dass vor der Motorisierung'fast alle

Straßen noch einen so geringen Autoverkehr besaßen, dass die Fahrt mit dem

Fahrrad sowohl bequem möglich, als auch sicher war. Demzufolge wurde von

Seiten der Behörde keine Notwendigkeit gesehen, dem Fahrradverkehr separate

Fahrstreifen ntntweisen. Erst als Ende der 50er Jahre die Motorisierung ein

gewisses Maß überschritten hatte, wuchs die Konkurrenz um Verkehrsfläche nt

Lasten des Fahrradverkehrs. Die Konsequenz war, dass sich die Straßenbau-

planung auf eine autogerechte Dimensionieruhg und Gestaltung der Fahrbahn

konzentrierte, so dass ein dichter und schneller Autoverkehr gewährleistet werden

"o STROHM, Holger: Alternativen zum Automobil, S. 29.

"' MONHEIM, Heinrich: Schwierigkeiten und Möglichkeiten einer alternativen

Stadtverkehrspolitik. In: KOSTEDE, Norbert (Hrsg.): Die Zukunft ..der Stadt. Soziale

Bewegungen vor Ort, Hamburg 1983, S. 162-182, S. 162 HÖPPNER, Michael:

Fahrradverkehr und Verkehrsberuhigung, S. 16f; BURGHOF, Ansgar / STOLERIOHL,

Barbara: Vorfahrt frir das Rad, S. 12. 
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konnte. Die Mitbenutzung der Fahrbahn durch das Fahrrad wurde in diesem

Rahmen unattraktiv und geflihrlich. Dies hatte wiederum zwei Probleme zur

Folge: Zum einen avancierte die Radwegeplanung zum Stiefkind der Verkehrs-

planung und musste mit minimalen Geldsummen auskommen. Teilweise seien

auch bestehende Radwege als Verkehrsfläche für das Auto zweckentfremdet

worden. Zum anderen wurde das Radfahren immer geführlicher, so dass der

Anteil der Fahrradnutzer von den 50er zu den 60er Jahren von rund 50oÄ auf 40oÄ

und in den 70er Jahren drastisch auf lediglich l0% sank.276 Die nun entbrannte

Diskussion über vergangene Fehler führte allerdings nicht nur ztt der Erkenntnis,

dass durch die aufgefiihrte ,,Windschutzscheibenperspektive" eine einseitige

Bevorzugung des Automobils erfo,lgte. Vielmehr hatte sich eine systematische

Benachteiligung bestimmterer sozialer Gruppen vollzogen.

4.1.2 Die Benachteiligten

1977 v1ilrde im Auftrag des Bundesministers für Verkehr in der Arbeitsgruppe für

Regionalplanung und dem Institut flir Zukunftsforschung ein Bericht über

,,Verkehrsbedingungen von benachteiligten Bevölkerungsgruppen als Leitgrösse

für eine zielorientierte Stadt- und Verkehrsplanung" erstellt. Das ZieI dieser

Studie war, wie bereits der Titel erahnen lässt,

,,[...] geeigaete Methoden der Erfassung und Bewertung von verkehrsbedingten Benachteili-

g*g"" zu entwickeln, um so {i9 Verkehrsplanung und -politik verstärkt auf das wachsende

Ün gleichgewicht hinzuwe isea" .27 
7

Dabei ist anzuführen, dass dieser Bericht primär einen deskriptiven Charakter

besaß, da die Erfassung der benachteiligungsrelevanten Ursachenfaktoren in der

Forschung bis dahin nur unzureichend erfolgt *ar-27' Dennoch kann das

Ungleichgewicht beispielsweise leicht anhand des Anstiegs der Verkehrsquote

über private Verkehrsmittel von 1964 bis 1972, gegliedert nach Stellung im Beruf,

atfgezeigfwerden. Die unten folgende Tabelle zeigt, dass zwar die Zahl der Pkw-

Besitzer in allen Berufsgruppen gestiegen war, die Unterschiede hinsichtlich des

Anteils allerdings bestehen blieben und somit der Besitz eines Automobils immer

noch mit der sozialen Zugehörigkeit des Besitzers kohärierte.27e

'?6 MONHEIM, Heiner: Fahrrad im Nahverkehr, S. 9.
277 ALBRECHT, Rainer et a1.: Verkehrsbedingungen von benachteiligten Bevölkerungsgruppen

als Leitgrösse ftir eine zielorientierte Stadt- und Verkehrsplanung, Berlin 1977 , S. 11.
278 ALBRECHT, Rainer: Verkehrsbedingungen von benachteiligten Bevölkerungsgruppe, S. 58'
27e ALBRECHT, Rainer: Verkehrsbedingungen von benachteiligten Bevölkerungsgrupp", t. ,0.r,



Tab. 6: Verkehrsquote nach Stellung im Beruf 196411972

Vgl.: ALBRECHT, Rainer: Verkehrsbedingungen von benachteiligten Bevölkerungsgruppe, S. 70.

Zudem entsteht ein Ungleichgewicht in der hier aufgeführten und primär

genutzten Betrachtungsweise, indem der Fokus der Betrachtung auf diejenigen

gelegt wird, die über ein Auto verfügten. Diese zunächst banal erscheinende

Erkenntnis erhält Bedeutung, aur, zufolge des betreffenden Berichtes lg77

lediglich rund ein Drittel der Bevölkerung des Bundesgebietes (34%) die Chance

besaß, einen Pkw unmittelbar nt nutzen.z80 Durch diesen einfachen Perspektiven-

wechsel wurde deutlich, dass eine Fokussierung auf den motorisierten Verkehr

den gesellschaftlichen Verhältnissen nicht gerecht wurde und eine verstärkte

Einbeziehung aller Verkehrsarten in Planungsprozesse notwendig war. Durch

diesen Perspektivenwechsel gewann der Radverkehr wieder an Bedeutung. Bei

den,,Benachteiligten" handelte es sich vorrangig um solche sozialen Gruppen, ftir

die ein Verzicht auf das Fahrrad aus praktischem Gesichtspunkten kaum in Frage

kam. Diese Menschen waren aus Altersgründen (Kinder und Jugendliche),

Einkommensgründen (Arbeiter, ausländische Arbeiter) oder aus Grtinden der

eingeschränkten Autoverfügbarkeit (Frauen) auf das Fahrrad als alltägliches

Hauptverkehrsmittel angewiesen.2sl Demzufolge haben sich die verkehrs-

politischen Maßnahmen zulasten der Radfahrer im Ergebnis sozial

benachteiligend zulasten der in der Gesellschaft ohnehin weniger Privilegierten
. , ,282

ausgewlrKr.

Einhergehend mit diesem neuen Bewusstsein der Benachteiligurrg bestimmter

Bevölkerungsgruppen durch die Verkehrsplanung gewann das Fahrrad einen

weiteren positiven Aspekt. Das Fahrrad avancierte in einigen Kreisen der

Bevölkerung z\ dem Verkehrsmittel, das soziale Benachteiligungen im

'80 ALBRECHT, Rainer: Verkehrsbedingungen von benachteiligten Bevölkerungsgruppe, S. 71.

'8' Diese Bevölkerungs$uppen sollen nach Monheim 1980 noch rund acht Millionen
Bundesbtirger ausgemacht haben MONHEIM, Heiner: Stadtverkehr mit dem Fahrrad, S. 8,
ALBRECHT, Rainer: Verkehrsbedingungen von benachteiligten Bevölkerungsgruppe, S. 71.

282 BRACHER, Tilmarm: Konzept für den Radverkehr. Fahrradpolitische Erfahrungen und
Strategien, Bielefeld 1987, S. 25.
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Verkehrsbereich abbaute2s3 und die Entfremdung des Einzelnen z\ seiner

Fortbewegung aufheb e.284 Zudem ermögliche derjenige, der bewusst auf das Auto

verzichtete, den Menschen, die nicht über seine wirtschaftliche Potenz verfligen,

einen Anteil am Energie-Kuchen der Erde. Denn durch das Einsparen von

Rohstoffen macht er diese, so die Theorie, den minderbemittelten Menschen

dieser Erde zugänglich.285 An dieser Form der Argumentation zeigt sich das

Verschmelzen von Sozial- und Umweltaspekten. Das Image des Radfahrers

wandelte sich vom Minderbemittelten bis beinahe zur Avantgarde. Diejenigen, die

nun mit dem Fahrrad fuhren, wurden nicht mehr passe als anne Leute

wahrgenommen, sondern vielmehr als,,keine Umweltverschmutzter, keine

Benzinstänker, Motorknaller oder Auspuffbestien. [S ie waren] Individualisten, die

ein Statussymbol nicht n<itig haben"286 Mit dem abgewandelten Marx-Zitat

,,Radfahrer aller Viertel vereinigt Euch. Gründet Bürgerinitiativen. Protestiert!"

trat man für die Errichtung neuer Radwege ein.2sl Obwohl diese soziale

Interpretation des Fahrrades sich nicht auf die gesamte Bevölkerung übertragen

lässt, ist dennoch deutlich zu erkennen, dass vor allem zum Ende der 1970er Jahre

das Fahrrad verstärkt Thema des öffentlichen Diskurses wurde. In den Massen-

medien wurden die Berichte über das Fahrrad zahkeicher und Prominente und

Politiker ließen sich auf ihm fotografieren. Das Fahrrad wurde zur Mode-

erscheinung und züm Symbol für Freizeit, Freiheit, Sportlichkeit und

Jugendlichkeit.2ss

Die Analyse vergangenen Fehler führte in der Folge dazu, dass sich das Interesse

von Bund, Ländern und Gemeinden von den quantitativen Zielen der Boomzeit,

die sich in Gestalt stetiger Straßenausbaumaßnahmen ausdrtickten, auf qualitative

Aspekte wie die Verbesserung des Verkehrsvefhältnisses verlagerte. Die

Korrektur frifüerer Fehler stand nun im Vordergrund.2se Aus diesem Grund

"' HÖPPNES Michael: Fahrradverkehr und Verkehrsberuhigung, S. 41.

"o SCHMID, Matthias: Vorfahrt für . das Fahrrad. Für eine menschgerechte Mobilität. Mit
prakischer Anleitung, Frankfrrt am Main 1 98 I ., S. 8.

285 Ebd.

'86 KARDOFF, Ursula von: Das Rad wäscht die Stim. Auch eine Geschichte des Fahrrades. In:
Rat für Formgebung (Hrsg.): Fahrräder und was dazugehört. Umweltfreundliche
Individualfahrzeuge. Bundespreis ,,Gute Form" 1974 lKataLog zur Ausstellung / Darmstadt],
Darmstadt 1974,5.16-i9, S. 16.

,r7 Ebd.

"* MONHEIM, Heiner: Stadtverkehr mit dem Fahrrad, S. 1; KAS: KAS - Konrad'Adenauer-
Stiftung (Ilrsg.): Fahrradinfrastruktur in Innenstädten?! (kommunal. Arbeitshilfen und

Programme für die praktische Kommunalpolitik), Recklinghausen 1983, S. 9.

"' MONHEIM, Heinrich: Schwierigkeiten und Möglichkeiten einer alternativen
Stadtverkehrspolitik, S. I 67.
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entwickelten sich verstärkt sogenannte Alternativkonzepte, die z1r einer

allgemeinen Verkehrsberuhigung führen und damit den Verkehrsfluss fi.ir alle

Verkehrsteilnehmer erheblich verbessern sollten. Vor allem seit 1975 war zu

erkennen, dass auch von der etablierten Verkehrsplanung, von den Verkehrs-

politikern aller Parteien2eo und selbst von den primär autoorientierten Verbänden

wie dem ADAC, dem Verband deutscher Automobilhersteller und der Deutschen

Straßenliga die Verkehrsberuhigung propagiert und 1980 sogar in das

Straßengesetz und die Straßenverordnung aufgenommen wurde.2el Im Rahmen

der Analysen auf der Suche nach möglichen Alternativkotzepten wurde auch das

Fahrrad zum ersten Mal wieder als mögliches Nahverkehrsmittel diskutiert.

4.2 ß ahrrad als Nahverkehrsmittel

Die zunehmende Erwähnung des Fahrrades führte zwar nr einer steigenden

öffentlichen Wahrnehmung; allerdings gab es immer noch keine verbindlichen

Daten über die entsprechenden Verkehrsmengen. In amtlichen Verkehrsstatistiken

blieben die Radfahrer auf Umfallopfer beschränkt. Erst als in den Jahren 1972 und

1982 bundesweite Haushaltsbefragungen zum Verkehrsverhalten durchgeführt

wurden, ließen sich entsprechende Verkehrsmengen statistisch belegen.2e2 Es

handelte sich um die sogenannten ,,kontinuierlichen Erhebungen z,Llrrt

Verkehrsverhalten (KONT[D", die von der Münchener,,sozialforschung BRÖG"

im Auftrag des Bundesministers flir Verkehr durchgeführt wurden. Dabei wurden

die Daten kontinuierlich auf standardisierten Fragebögen erhoben und über

sämtliche Tage nach speziellen Stichprobenplänen gestreut. Obwohl es sich bei

dieser Erhebung um die beste verfügbare Statistik für die Verkehrsmittelwahl

handelt, sind die Zahlen des Fußgänger- und Radverkehrs zumindest nicht

beanstandungslos. Das Verkehrsverhalten von Ausländern und aller Menschen

unter 10 Jahren wurden in der Statistik nieht berücksichtigt.2e3 Wie oben

aufgeflihrt handelt es sich dabei um zwei ,,benachteiligte Personengruppen", die

"o Hie. , ist aufzuführen, dass im Landesarchiv tatsächlich Akten zu finden sind, die darauf

hinwiesen, dass verschiedene politische Parteien sich in den 70er Jahren auch in Nordrhein-

Westfalen mit dem Fahrrad auseinandergesetzt haben. Da diese noch unter Verschluss liegen,

kann an dieser Stelle lediglich darauf hingewiesen werden, dass zuktinftig weitere Erkenntnisse

zu erwarten sind.
2e1 MONHEfM, Heinrich: Schwierigkeiten und Möglichkeiten einer alternativen

Stadtverkekspolitik, S. 1 7 1.
2e' BRACHER; Tilman: Konzepte für den Radverkehr, S. 22f.
2e3 HÖPPNER, Michael: Stadtverkehr mit dem Fahrrad, S. 59.
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für ihre täglichen Wege meist das Fahrrad nutzten oder zu Fuß gingen.2ea Somit

ist davon auszugehen, dass die Zahlen flir eben diese Verkehrsmittel in der Studie

zu gering ausgewiesen sind. Dennoch liefert die Studie wichtige Erkenntnisse, auf

die eingegangen werden soll.

Zunächst ist aufzufiihren, dass anhand der KONTTV-Studie deutlich wurde, dass

die als solche bezeichnete Renaissance des Fahrrades sich nicht auf die öffentliche

Wahrnehmung beschränkte, sondern der Anteil der Radfahrer im Gesamtverkehr

auch tatsächlich stieg. Während das Fahrrad in der Bundesrepublik Deutschland

l9j6 bei neun von Hundert Fahrten und Wegen als hauptsächliches Verkehrs-

mittel benutzt wurde, waren es i982 rund elf Prozent. Noch deutlicher waren die

Steigerungsraten beim Anteil der Personen, die mindestens einmal amTag auf ihr

Fahrrad stiegen. Bei den Z+-i}-iaUrigen hatte sich der entsprechende Anteil von

fünf auf elf Prozent erhöht und damit mehr als verdoppelt. Dass das Fahrrad dabei

auch zunehmend als Alternative zum vorhandenen Pkw genutzt wurde, wurde mit

KONTIV ebenfalls ermittelt: Zwischen 1976 und 1982 waren die Steigerungen

bei denjenigen, die einen Pkw zur Verfügung hatten, deutlich höher. Sie hatten

1976 zwei Prozent, 1982 fünf Prozent ihrer Ortsveränderung mit dem Fahrrad

zurückgele g!.2es Dararts lässt sich schließen, dass der Umstieg aufs Fahrrad vor

allem bei den jüngeren Bevölkerungsgruppen erfolgt.

Zudemzeigt sich bei der Betrachtung der Verkehrsmittelwahl folgendes Bild:

Tab. 7: Verkehrsmittelanteile in der BRD nach Tagestypen (KONTIV) -

eitrag einer kognitiven Motivationstheorie

zur Erklärung der Nutzung alternativer Verkehrsmittel, Augsburg 1980, S. 52.

'eo Die Relevanz der gruppenspezifischen Betrachtung zeigt sich auch in den Zahlen der

KONTIV-Studie. So-fu-hren 14,4oÄ derjenigen, die eine Volksschulausbildung oder Lehre

abgeschlossen.hatten, mit dem Auto und erledigten zu 52,1 % die täglichen Wege zu Fuß oder

mii dem Rad. Nahezu umgekehrt stellt sich diese Verhältnis bei den besser Ausgebildeten, den

Abiturienten und Personen mit Hochschulabschluss, dar. Von ihnen nutzten 59,47o das Auto

und26,5yo gingen zu Fuß oder fuhren mit dem Rad. Siehe: HÖPPNER, Michael: Stadtverkehr

mit dem Fahrrad, S. 66.
2e5 BRACHER, Tilman: Konzepte für den Radverkehr, S. 23f.

Anteil aller Wege
(in o/")

Durchschnitt der
Werktage

Gesamt., 1975 L976 t977

Durchschnitt der Tage
am Wochenende

Gesamt 1975 1976 L977

Durchschnitt aller
Wochentage

Gesamt L975 '1916 1977

zu Fuß 32.8 32,7 33,5 32,2 33,3 32,1 34,7 33,0 32.9 32.7 33.7 32.2

Fahrrad/Ivlofa 10.9 10.4 10.6 11.6 6.4 6.0 6,9 6,1 9.9 9.3 9.8 10,6

0.9 0.9 0.8 1,0 0.7 0,6 0,7 0,8 0.9 9

Pkw als Fahrer 38.3 38.0 38,3 38,7 34.7 35,3 33,3 35,5 37,5 37,3 37,1 38

Pkw als Mitfahrer 8.1 8.1 8,0 8,3 20.r 20,7 20,3 19,2 10.8 11.1 10,8 10

öpNv 12.7 13,3 12,9 12,0 6.s 6.7 6.4 6,3 1 l .3 1 1 .6 rl,4 10,8
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Hervorzuheben ist an diesen Zahlen, dass der Fahrradverkehr durchschnittlich fast

genauso hoch war wie der der öffentlichen Nahverkehrsbetrieb. Wird beachtet wie

unterschiedlich die Wahrnehmung und die Auseinandersetzung mit beiden im

Ruhrgebiet war, scheint dieser Sachverhalt erstaunlich. Demzufolge wäre zu

prüfen, inwiefern diese Zahlen auf das Ruhrgebiet zutrafen. Dieser Verweis zeigt

ein grundlegendes Problem der Kontiv Studie, sowie der gesamten Debatte der

70er Jahre, nämlich das keine regionalen Bezüge hergestellt wurde.

Doch konnten Vorurteile, die lange Zeit in Bezug auf die Fahrradnutzung

angenommen wurden, durch die KONTIV-Studie widerlegt werden. So wurde

deutlich, dass die Witterungsempfindlichkeit, die in Wissenschaft und Planung oft

als primärer Nachteil des Radfahrens aufgeführt wird, lange Zeit überschätzt

wurde. Denn tatsächlich sank die Radnutzung im Winter nur um durchschnittlich

drei Prozent.2e6 Als weitere Nachteile des Fahrrades wurden gemeinhin die

körperliche Anstrengung, der begrenzte Aktionsradius und die geringe

Transportmöglichkeit gesehen.2eT Dabei ist anzuführen, dass es sich bei diesen

Nachteilen häufig um subjektive Einschätzungen handelt. Fahrrad-Beflirworter

verweisen darauf; dass verbesserte Gepäckträger oder der Einsatz von leichten

Fahrradanhängern die Transportfiihigkeit des Fahrrades steigern, die körperliche

Anstrengung gesundheitsfürdernd ist und die Entfernungsempfindlichkeit

lediglich bedingt einen Nachteil darstellt. Denn objektiv wird durch die Studie

festgehalten, dass nur knapp 30Yo aller Wege in Stadtregionen länger als 6 km

waren, mithin für einen großen Teil des Stadtverkehrs der Aktionsradius des

Fahrrades ausreichend war.2e8 Eine Umfrage der Zeitschrift ,,Brigitte" im Jahr

1979 ergab beispielsweise, dass der Alltagsradler sein Fahrrad nicht nur als

Kurzstreckenverkehrsmittel flir Distanzen unter 3 km nutzt. Ein Drittel der

'eu MONHEIM, Heiner: Stadtverkehr mit dem Fahrrad, S. 6.

'e' HÖPPNER, Michael: Fahrradverkehr und Verkehrsberuhigung, S. 36ff.

'et Die KONTIV-Studie ergab, dass im Nahverkehrsbereich bis zu 15 km 34,6Yo aller
Wege/Tahrten zu Fuß, t},gYomitFahrrad/Mofa, lg,zyo mit ÖptW und 43,1%o mit Pkw (als Fahrer

oder Mitfahrer) zurückgelegt wurden. Zudem wurde ersichtlich, dass etwa 80o/o aller Fahrten mit
Kraftfahrzeugen in eben diesem l5-km Radius lagen. Im Entfemungsbereich bis zu l0 km waren

es rund 70% utd im Bereich von 5 km immer noch 50%. Demzufolge ist der Haupteinsatzbereich
des Autos der Nah-, bzw. Stadtverkehr gewesen; Hervorzuheben ist, dass fast zwei Drittel aller
Fahrrad- und Mofafahrten sich auf Entfernungen bis zt 2 km erstreckten und über 90oÄ eine

Entfernung von weniger als 5 km. Höppner sieht in der Tatsache, dass ein derart hoher Anteil der

Autostrecken sich im Kurzsheckenbereich abspielt, die These bestätigt, dass ein autoorientierter
Städtebau erfolgte. Außerdem zeige sich, dass sich- weniger die ZieLe der Verkehrsteilnehmer
verändert haben, als die benutzten Verkehrsmittel. Demzufolge keine weiteren Strecken mit dem
Auto zurückgelegt werden, sondern lediglich der Rad- und Fußweg durch das Auto substituiert
worden sind. Siehe: HÖPPNER, Michael: Stadtverkehr mit dem Fahrrad, S. 4lff;
ZIMMERMANN, Konrad Otto: Fahrrad und Umwelt. Programm zur Umweltentlastung durch
Förderung des Fahrradverkeks. hrsg. vom Bundesminister des IrLnern, Bonn 1983, 13.

97



Radfahrten ging über 3-5 km, ein Viertel über 5-8 km und ein knappes weiteres

Viertel sogar weiter als 8 km.2ee Ztdem ist zu diesem Punkt aufzuführen, dass

nach Heiner Monheim vor allem das Fahrrad fi.ir diese kurzen Distanzen das

zeiteffrzienteste Verkehrsmittel ist, da es Stauungen und Engpässe leicht um-

fahren kann. Ztdem kenne es keine Parkplatznot und sei an keine Haltestellen

gebunden. Diese Faktoren begünstigen die Zeitbilanz des Fahrrades, wodurch es

bis zu einem Weg von 8 km zum zeiteffizientesten Verkehrsmittel avancieft.300

Dass auch die Topographie nicht das ausschlaggebende Kriterium für eine Nichr

Nutzung des Fahrrades war, zeigt Monheim am Anteile des Radverkehrs in

benachbarten Städten, wie beispielsweise der Regionen Passau und Landhut,

Nürnberg und Ansbach, Darmstadt und Frankfurt, Mönchengladbach und

Düsseldorf, Duisburg und Essen, wie aus der folgenden Grafik ersichtlich wird.3Or

Abb. 16: Fahruadanteile an allen (Haupt-)-WegeninoÄ 1979

Vgl.: MONHEIM, Heiner: Stadtverkehr mit dem Fahrrad, S. 5.

2ee MONHEIM, Heiner;

'oo MONHEIM, Heiner:

'o' MONHEIM, Heiner:

Stadtverkehr mit dem Fahrrad, S. 1 1.

Stadtverkehr mit dem Fahrrad, S. 12.

Stadtverkehr mit dem Fahrrad, S. 6.
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Ebenfalls anhand zweier benachbarter Städte lässt sich exemplarisch zeigen, dass

systematische Maßnahmen zur Förderung des Radverkehrs zu einer Steigerung

desselben fiihren können. So wurde der Radverkehr in Erlangen von I974 - 1979

intensiv in die Verkehrsplanung mitaufgenommen, was eine Steigerung des

Fahrradanteils unter den Verkehrsmitteln von l4oÄ auf 25%o zur Folge hatte. ln der

Nachbarstadt Nürnberg, deren Verkehrsplanung keinerlei Fördermaßnahmen

beinhaltete, sank der Fahrradanteil imZeitraum zwischen 1950 bis 1975 von25oÄ

auf 20Ä ab.302 Bereits an diesem Beispiel wird deutlich, dass ein großes Potential

im Hinblick auf einen Ausbau des Fahrradverkehrs besteht.

Hervorzuheben ist in diesem Kontext das Forschungsprojekt von Gunter

Ruwenstroth ,,Fahrrad im Nahverkehr. Mit welchen Maßnahmen kann eine

stärkere Benutzung des Fahrrades im Nahverkehr unterstützt werden?". Die

Studie ergab, dass 25 bis 35 Prozent der mit dem Pkw zurückgelegten Wege im

Nahverkehr (Entfernungsbereich bis 15 km) auf das Fahrrad verlagert werden

könnten, wenn gezielteund abgestimmte Maßnahmen verwirklicht wtirden.'o'Dut

eine derartige These und die damit einhergehende Forderung der Substitution des

Autos durch das Fahrrad ein brisantes Thema war, zeigl sich an den

Zeitungartikeln die auf eine Erklärung des Bonner Staatssekretärs im

Bauministerium Dietrich Sperling folgten, der diese Forschungsergebnisse am

02.08.1978 der Öffentlichkeit präsentierte.30a Er führte auf, dass in den dicht

besiedelten Innenstädten das schnellste und flexibelste Verkehrsmittel von den

meisten kommunalen Verkehrsplanern nahezu vergessen worden sei. Dies

bedauernd sprach er sich, basierend auf der Forschungsprojekt von Ruwenstroth,

für eine Renaissance des Fahrrades aus. Durch eine konsequente Förderung des

Radverkehrs könnten Unfiille verringert, Grünanlagen vergrößert und die

302 Ebd,
303 Monheim: FahrradimNahverkehr, S. 13.
3M Durch die sinkende tsedeutung der Montanindustrie, die durch die Bergbaukrise hervorgerufen

wurde, sank schließlich auch die Bedeutung des SVR als politisch-administrative Klammer der

Region. Dies hatte 1975 nr Folge, dass die Regionalplanung vom SVR auf die neu gebildeten

Bezirksplanungsräte bei den Regierungspräsidenten in Arnsberg, Düsseldorf und Münster

äbertragen wurde. 1979 wurden durch das Zweite Gesetz zur Funktionalreform weitere

Aufgaben an die Kommunen und die Regierungspräsidenten übertragen. Der SVR wurde

daraufhin in den Kommunalverband Ruhrgebiet umbenannt, der überwiegend Dienstleistungs-

aufgaben übernahm. Aus diesem Grund wird der Bezug zum Ruhrgebiet erschwert. Um das

Stimmungsbild im Ruhrgebiet dennoch aufzeigen zu können, werden Zeitungsartikel

aufgeführt. Hieraus erklärt sich auch, wieso im Folgenden vermehr auf das Land Nordrhein-
'Westfalen eingegangen wird. Siehe hierzu: KÜHN, Stefan: Der Kommunalverband Ruhrgebiet

als regionale Interessenvertretung, S. 99. 
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Umweltbelastung durch Lärm und Abgase gesenkt werden.305 Die Reaktionen auf

diese Erklärung waren recht unterschiedlich. So schrieb die Aachener

Volkszeitung, die Worte aus Bonn glichen zwar schönen Melodien, doch in

Anbetracht der versprochen Steuersenkungen wäre nicht davon auszugehen, dass

den Gemeinden genügend Geld für derlei Projekte zur Verfügung stehen würden.

,,Was nützen also die schönsten Bonner Melodien, wenn der, der die Musik bestellt hat, sie

nicht auch bezahlen will? Oder wenn er nicht wenigstens sagt, wie sie zv frnanziercn wäre.

Wünsche allein sind noch kein Konzept."306

Die NRZ titelt im selben Zusammenhang ,,Jahre zu spät". In ebenfalls recht

sarkastischem Ton wird aufgeflihrt, dass eine Steigerung des Fahrradaufkommens

auf 30-35% nicht realisierbar sei, die Verkehrsplanung in den meisten

Innenstädten bereits abgeschlossen wurde. Die Baulücken seien geschlossen und

mit ihnen der Planungsspielraum in den Innenstädten äußerst gering geworden.

,,[..] Der Vorschlag, das Trimmgerät Rad durch verstärkte Werbung wieder zs einem richtigen

Viikehrsmiuel zu machen, ist allenfalls rührend zu nennen [...]15 Jahre früLher wäre die

Analyse wirklich hilfreich gewesen. Jetzt kann sie allenfalls verhindem, daß in großen

Neubaugebieten alte Fehler wiederholt werden."3o7

Versöhnlicher Töne hingegen waren aus dem Ruhrgebiet zu vernehmen. In den

Ruhr Nachrichten wurden zunächst der Verlauf der steigenden Motorisierung und

die daher entstandene Flucht aus den Städten beschrieben. Da die Verkehrs-

beruhigUngsprogramme und die Errichtung von Fußgängerzonen dieser

Problematik nicht Einhalt gebieten konnten, wird davon ausgegangen, dass das

Fahrrad in diesem Zusammenhang nützlich sein könnte. Gar von einer

,,Wunderwaffe", die auf einen Schlag die alten Zeiten wiederherstellen könnte,

wird gesprochen. Relativiert wird diese Aussage allerdings durch den Verweis,

dass in den Kommunen noch viel getan werden müsse, um die Menschen dazu ztt

bewegen, vom Auto auf das Fahrrad umzusteigen; zumal das Fahrrad von den

Verkehrsplaner fast völlig unbeachtet bliebe.3O8 Doch scheinen die Forderungen

bereits am Folgetag erste Früchte getragen zu haben. So titeln die Ruhr

Nachrichten ,,Revier entdeckt sgin Herz flir Radfahrer. In Essen und Dortmund

schon Pläne für Radwege" und zeigt einen Blick in die Radwegeplanung der

MAUERBER.G, WOLFGANG: Zur Behebung der Verkehrsmisere. Mehr Fahrräder in die

Städte. Geringe Unfallgefahr und weniger Lärm. In: Kölner Stadtanzeiger, 02.08.1978. In:

Landesarchiv NRW - Abteilung Rheinland NW 370-1063.

HALM, Rainer: Aus Bonn klingen schöne Melodien. Aber wer bezahlt die Musik? Herr

Sperling und das Fahrrad. Wenn ein Minister denkt. Aachener Volkszeitung, 02.08.1978. In:

Landesarchiv NRW - Abteilung Rheinland NW 370-1063,
307 KUTZBACH, Heinz: tatre zi spät. NRZ, 02.08.1978. In: Landesarchiv NRW - Abteilung

Rheinland NW 370-1063.
308 MAUL, Otfried; Verkehrsplanung. Aufs Fahrrad' Ruhr

Landesarchiv NRW - Abteilung Rheinland NW 370-1063.

Nachrichten, 02.08.1978. In:
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Stadte im Ruhrgebiet.30e So wird aufgeführt, dass die Stadt Essen bereits seit

längerem an einem flächendeckenden Netz von Radwegen arbeitete. Da es für den

Berufsverkehr bis dato keinerlei Radwege gäbe, sollten diese auf Fahrspuren zu

den großen Firmen und Bekieben in absehbarer Zeit enichtet werden. Gleiches

galt für Schulwege. Besonders großen Weft sollte auf Fahrradwege zu den

Erholungsgebieten gelegt werden. Weiterhin sollten stillgelegte Bundesbahn-

strecken zu Radfahrwegen umgebaut werden. In Dortmund wurde im Oktober

1978 eine Verkehrszählung von Radfahrern geplant, um statistische Werte für

weitere Planungen fur Zweiradfahrer zu erhalten.

,,Der Generalverkehrsplan sieht neben Radwegen zu Berufs- und Ausbildungsstätten sowie

Freizeitanlagen auch Radwege vor, die zwischen den geplanten (wenigen)

Hauptverkehrsstraßen nahezu bis in die City führen. Eine ,,Reaktivierung" der nach dem Krieg

errichteten gnd durch die zunehmende Motorisierung als Parkplätze ,,mißbrauchten'bisherigen
Radwege ist allerdings nicht vorgesehen."

Dahingegen wird darauf verweisen, dass Gelsenkirchen ein relativ gutes Angebot

an Radwegen besäße. Auf nahezu allen wichtigen Straßen gäbe es Radwege und

auch die Zubinger zu den Stadtteilzentren seien mit Radwegen ausgestattet.

Diesem Vorgehen wollte die Stadt auch bei Neuplanungen treu bleiben.

Abschließend wird auf die Stadt Bochum hinwiesen, in der Fahrradspuren primär

als Abstellplätze für Autos genttzt worden wären. Lediglich eine Straße im

engeren Stadtgebiet besäße eine Radspur, die ohne Gefahr benutzt werden könnte.

,,Die Stadt gibt zunächst dem Bau der U-Bahn in diesem Gebiet den Vorrang. Konkrete

Planungen liegen dagegen für Radwege vor, die unter dem Aspekt der Freizeitgestaltung im
Ztllertalund an der Ruhraue gebaut werden so1len."310

Weitere positive Klänge warsn auch in der Folgezeit zu vernehmen. So wird

aufgeflihrt, dass die Landesregierung den Ausbau des Radwegenetzes durch

Zuschüsse bis zu 85 Prozent der Kosten fördern wollte, um ein möglichst

einheitliches Netz von Radwegen errichten zu können.3ll Weiterhin wird in den

Düsseldorfer Nachrichten aufgeführt, dass zunehmend deutlich werde, dass der

Radverkehr auch als Verkehrsmittel fi.ir den Berufsverkehr angesehen werden

musste; zumal bereits 13 Prozent der Berufstätigen das Rad für den täglichen Weg

zur Arbeit,nutze[. Es wurde kritisiert, dass bei der Einkommensteuer lediglich die

'o' O.V.: Revier entdeckt sein Herz für Radfahrer. In Essen und Dortmund schon Pläne ftir
Radwege. Ruhr Nachrichten, 03.08.1978. In: Landesarchiv NRV/ - Abteilung Rheinland NW
370-r063.

3'o O.V.: Revier entdeckt sein Herz ftir Radfahrer. In Essen und Dortmund schon Pläne für
Radwege. Ruhr Nachrichten, 03.08.1978. In: Landesarchiv NRW - Abteilung Rheinland NW
370-1063.

"' GEYER, Hartmut: Bundesweiter Ausbau der Fahrradwege geplant. Landesregierung verspricht

den Städten hohe Zuschüsse - Minister Gescheidel drängt auf einheitliches Konzept. WAZ,
16.09.1978. In: Landesarchiv NRW - Abteilung Rheinland NW 370-1063.
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Anschaffungskosten über vier Jahre abgeschrieben werden konnten und nicht wie

beim Auto eine Kilometerpauschale angesetzt sei" ,,Ein wenig mehr

Gleichberechtigung könnte dem Zweirad nicht schaden."312 Ein reges Interesse an

den Landesmitteln entbrannte. 25 Gemeinden in Westfalen und 2i im Rheinland

stellten Anträge auf Fördermittel.

,,Die Stadt- und Gemeindeväter [sind] ins Schwitzen gekommen, denn sie bekommen jetzt die

Äuswirkungen des Fahrrad-Booms zu spüren. Immer mehr Bürger wollen für, ihre

Freizeitbeschäftigung und flir den Weg zur Arbeit eigens präparierte, sichere Radwege.""'

Am 25.10.1978 schien die Euphorie um das Fahrrad im Ruhrgebiet ihren

Höhepunkt erreieht zu haben. Das Fahrrad schaffte es auf die erste und zweite

Seite der WAZ. In döm im Anhang 5 aufgeführten Artikel sind zahlreiche

Zugeständnisse der Stadte des Ruhrgebietes zu lesen, mit denen der Radwegebau

gefördert werden sollte. Doch danach verstummten die Stimmen in der Presse, so

dass sich die Frage stellt, inwieweit die Versprechungen der Politik tatsächlich

eingehalten wurden.3 
la

4.2 Mehr Schein als Sein

Es kann festgehalten werden, dass die öffentliche Wahrnehmung des Fahrrades

eine wahre Renaissance erlebte, die, wie die Kontiv Studie belegt, auch zu einer

leichten Steigerung des Radverkehrs fi.ihrte. Eine wichtige Veränderung, neben

der Bildung von regionalen Bürgerverbänden, war die Grtindung des ADFC, des

Allgemeinen Deutschen Fahrrad Clubs e.V. im lahr 1979, der sich überregional

für die Interessen der Radfahrer einsetzte und bereits drei Jahre nach seiner

Grtindung das Modellvorhaben des Umweltbundesamtes,,Fahrradfreundliche

Stadt" begleitete.3ls Letzteres zeig1", ebenso wie die oben beschriebenen

3r2 pLEyER, Kurt: Kurz kommentiert. Radler. Düsseldorfer Nachrichten, 05.10.1978. In:

Landesarchiv NRW - Abteilung Rheinland NW 370-1063.
313 O.V.: Stadtväter radeln mit: Millionen flir Wegenetz. 25 Gemeinden in Westfalen haben schon

Anträgegestellt.RuhrNachrichten, 11.10.1978.In:LandesarchivNRW-AbteilungRheinland
NW 370-1063,

3,0 pIEpER, Alfons: Städte im Ruhrgebiet wollen jetzt verst?irkt Radwege bauen. WAZ-Umfrage -
Duisburg hat das längste Radwägenetz: 310 km. WAz,25.10.1978.: Landesarchiv NRW -
Abteilung Rheinland NW 370-1063.

"tDi" Ges"f,ichte des ADFC wird umfangreich auf der Vereinswebsite geschildert. ADFC -

Allgemeiner Deutscher Fahrrad=Club e.V. (Hrsg.): Geschichte des ADFC

httpl//www.adfc.de/ueber-uns/geschichtelgeschichte-des-adfc (10,06.2012). Dort ist

nu"hrol"r"r, dass Rosenheim und Detmold 1981 als erste Modellstädte ausgesucht wurden. Im

Ruhrgebiet wurde 1985 das Modellvorhaben in Kooperation mit dem Kommunalverband

Ruhrgebiet in Sprockhövel umgesetzt. Siehe: KVR - Kommunalverband Ruhrgebiet (Hrsg.):

Radverkehrskonzept Sprockhövel, Essen 1985. Das auch die Bürger im Ruhrgebiet sich nun

füLr den Radwegebäu einsetzten ist nachzulesen in: KOMMUNALVERBAND RUHRGEBIET
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Versprechungen, dass auch in der Politik und bei den Behörden ein wachsendes

Interesse am Radverkehr entstand und das Potential des Radverkehrs als umwelt-

freundliches Nahverkehrsmittel erkannt wurde. Zahbeiche positive Beispiele der

entsprechenden Jahre könnten an dieser Stelle aufgeführt werden, doch soll der

Blick zum Abschluss noch einmal auf die Verkehrsplanung gerichtet werden, um

nachzuvollziehen, inwiefern die oben aufgeflihrten Ideen tatsächlich umgesetzt

wurden.

Die lnvestitionszahlen des Kapitels ,,Verkehrspolitik" ließen schon darauf

schließen, dass die gesteigerte öffentliche Wahrnehmung des Fahrrades sich nicht

direkt auf die Verkehrsplanung übertrug. Obwohl die Renaissance des Fahrrades

bereits Mitte der 60er Jahre entstand, belegen zeitgenössische Berichte, dass sich

in der Verkehrsplanung nichts geändert hat. Aufgeführt wird, dass bis in die 80er

Jahre das Fahrrad in Verkehrsberichten immer noch lediglich in Zusammenhang

mit der Verkehrssicherheit Erwähnung fand, während seine umwelt- und

verkehrspolitische Bedeutung ungenannt blieb.316 Auch in den amtlichen

Statistiken waren nur Unfülle mit Radfahrer-Beteiligung erfasst, Radverkehrs-

mengen wurden bis auf die Kontiv Befragung nicht erhoben.3l7 Das sich hier

keine Veränderung einstellte, lag wesentlich darin begründet, dass die Richtlinien

und Merkblättegan der sich die Verkehrsplaner orientierten, noch aus der Zeitvor

dem erwähnten diesbezüglichen gesellschaftlichen Umdenken stammten.

Beispielsweise blieben das ,,Merkblatt für die Vorausschätnttg des

Verkehrsaufkommens von städtischen Wohnsiedlungen" und das,,Merkblatt

Generalverkehrspläne der Gemeinden" bis 1979 in Kraft.318 Bei ersterem wurde

bei der Schätzung des Verkehrsaufkommens ausschließlich dasjenige der

Kraftfahrzeuge erfasst; es fand kein Modal-Split statt. Zudem wird ausgeführt, die

,,Verkehrsanlagen fwürden] in den Wohnsiedlungen und in den Außenbezirken der Großstädte

mit hoher Wahrscheinlictrkeit auch in Zukunft unter den Annahme einer uneingeschränkten

Entwicklung des individuellen Kraftfahr:zeugverkehrs dimensioniert." 
31e

Im ,,Merkblatt Generalverkehrspläne der Gemeinden" wird auf den nicht-

motorisierten Verkehr nur beiläufig eingegangen, indem Zählungen und

(Hrsg.): Bürgerforum '82 * Radfahrer im Ruhrgebiet. Ergebnisse eines Radfahrer-Hearings,

Essen 1983.

"u BRACHER, Tilman: Konzepte für den Radverkehr, S. 37.

"' BRACHER, Tilmann: Konzept für den Radverkehr, 5.22f.
318 Anzumerken ist, dass das ,,Merkblatt ftir die Vorausschätzung des Verkehrsaufkommens von

städtischen Wohnsiedlungen" erst im Jahr 2006 durch den ,,Hinweise zur Schätzung des

Verkehrsaufkofltmens von Gebietstypen" und das ,,Merkblatt Generalverkehrspläne der

Gemeinden" überhaupt nicht ersetzt wurde.

"' RUWENSTROTH, Gunter: Fahrrad imNahverkehr, S.49. 
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prognosen der Fahrrad- und Fußgängerverkehrsmengen nur in wichtigen

Straßenzügen und an bedeutenden Knotenpunkten flir erforderlich deklariert

wurden.32o Beschränkungen des individuellen Kraftfahrzeugverkehrs wären nur

,,aus der allgemeinen Verkehrssituation in den Großstädten" denkbar, aber nicht

Gegenstand möglicher Planungsüberlegungen. 
321

Demzufolge bleibt festzuhalten, dass die Generalverkehrspläne, die in Mehrzahl

den Radverkehr vernachlässigten, bis 1979 den gültigen Richtlinien folgten. Es

erscheint daher nicht verwunderlich, dass trotz des veränderten Zeitgeistes in der

kommunalen Planungspraxis nur selten eine umfassende Analyse des Radverkehrs

erfolgte. Bernhard Swutaiski hat sich intensiv mit dem Verkehrsaufkommen im

Fahrradverkehr beschäftigt und im Rahmen seines Berichtes die General-

verkehrspläne zahlreicher Städte unterschiedlicher Größe und regionaler Lage

analysiert. Die folgende Tabelle weist die Städte aus, deren Generalverkehrspläne

ausflihrliche An gaben zum Radverkehr entha lten.322

Abbildung 17: Angaben zum Fahrradverkehr in städtischen Generalverkehrsplänen

vgl.: SWITAISKI, Bemhard: verkehrsaufkommen im Fahrradverkehr, s. 36f.

"o SWITAISKI, Bemhard: Verkehrsaufkommen im Fahrradverkehr, S' 33f'

"' RUWENSTROTH, Gunter: Fahrrad imNahverkehf, S.49.

"' SWITAISKI, Bemhard: Verkehrsaufkommen im Fahrradverkehr, S' 36f'
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Es ist deutlich zu erkennen, dass zum einen verhältnismäßig wenige Stadte

aufgeführt sind und zum anderen auch nicht bei allen der erscheinenden Städte der

Radverkehr umfassend mitaufgeflihrt wird sowie dass ein Großteil der

Erwähnungen erst Mittel bis Ende der 70er Jahre entstanden. Selbst in den

Generalverkehrsplänen sogenannter ,,radfahrfreundlicher" Städte wie beispiels-

weise Delmenhorst, Bremen oder Göttingen wurde der Radverkehr nur erfasst,

soweit es zr;rm Nachweis spezieller Kreuzungsgestalltungen oder der

Notwendigkeit zur Anlage oder der Beibehaltung von Radwegen notwendig

*ur.t" Ruwenstroth weist außerdem darauf hin, dass bis 1979 auch die errichteten

Radwege meist nicht nach dem vorhandenen Bedarf gebaut wurden, sondern nach

den Gesichtspunkten des vorhandenen Platzes an den Straßen, den verftigbaren

Mitteln und entsprechend der Einsicht der Verantwortlichen.32a Dies habe dazu

geführt, dass Radwege vor allem in den Außenbezirken und an Straßen, die nicht

verbreitert werden mussten, errichtet worden waren und nicht in den dicht

bebauten Innenstädten, wo die Nachfrage am größten *ar-t"

,,Es hat wenig Sinn erneut darauf hinzuweisen, dass vieles leichter gewesen wäre, hätte man

rechtzeitig den vielfiiltigen Anstößen der Gruppe Radwegebau Gehör geschenkt und etwas

mehr unternornmen. - Die Versäumnisse sind erkannt und offiziell eingestanden worden. Jetzt

heisst es, Beschlüsse, Programme und Initiativen, deren es in 1979 so viele gab, so schnell wie

möglich - und notfalls mit Mut zur Improvisation - zu verwirklichen. [...] Besorgt könnte man

atteiOings sein, dass die vielen guten Ansätze in den vielfültigen Absichtserklärungen im

Gestrtipp der bärokratischen Abwicklung hängen bleiben und der jetzt noch attestierte

Dringlichkeitsgrad im Laufe der Zeit nicht mehr mit dem erforderlichen Elan verfochten wird.

323 RUWENSTROTH, Gunter: Fahrrad imNahverkehr, S.49.
32a Anzumerken ist, dass bereits Hans-Adolf Groth 1960 diese Problematik angesprochen hat.

Hieraus ist zu schließen, dass sich in den nachfolgenden 20 Jahren an den

Verkehrsplanungskriterien kaum etwas geändert hat. Siehe: GROTH, Hans-Adolf:

Untersuchung über den Radverkehr, S. 1 1.
325 Außerdem hätte nach Ruwenstroth die Flexibilität, die das Fahrrad bietet, bei mangelndem

platz oft zu Notlösungen geführt, welche für einen Kraftfahrer als nicht richtliniengemäß

verworfen worden waren. So wurden Radfahrer über Treppen geleitet, an Kreuzungen durch

Verkehrszeichen zum Absteigen aufgefordert, aufFußwege geleitet oder streckenweise aufder

Fakbahn geführt. Solche Lösungen führten dazu, dass vor allem auf längeren Strecken das

Radfahren unbequem, unsicher und zeitverzögemd war, was sich negativ und die Radnutzung

auswirkte. RUWENSTROTH, Gunter: Fahrrad im Nahverkehr, S. 49. Monheim teilt diese

Auffassung und führt, basierend auf den Angaben der Gruppe Radwegebau, auf, dass 1980 nur

wenige Sädte der Bundesrepublik einen halbwegs akzeptablen Radwegeanteil aufireisen

konnien und der Bau von Radwegen oft nur eine Alibifunktion erfüllte. Dies sieht er darin

begründet, dass Radwege meist in Vororten oder Erholungsgebieten gebaut wurden, wobei an

diesen verkehrsarmen Orten eine Trerurung der Verkehrsarten meist nicht erforderlich wäre'

Dagegen wurden in den problematischen innenstadtnahen Gebieten kaum Radwege geördert.

Als Grund gibt Monheim an, dass die Planer den Konflikt scheuen, zugunsten der Radfalrer

dem Autoverkehr Fläche zu entziehen. Siehe: MONHEIM, Heiner: Stadtverkehr mit dem

Fahrrad, S. 15. Dieser Sachverhalt kann für Nordrhein-Westfalen nicht eindeutig bestätigt

werden. Dennoch soll aufgeführt werden, dass die Unfallstatistiken des Landes mit Rückbezug

auf diesen Verweis Fragen aufwerfen. So stellt sich die Frage warum bei einem drastischen

Rückgang des Falrradverkehrsanteils von 400Ä-50% auf durchschnittlich l0% und einem

gleichzeiiigen Ausbau des Radwegenetzes die Unfallzahlen nicht weitaus geringer sind? Siehe

dazu Anhang 6. 
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Wer aber Versäumtes erkannt und zugegeben hat, muss auch bemüht sein, dass Versäumtes so

schnell wie möglich nachzuholen."326

Allerdings scheint trotz allem hier gezeigten Optimismus insgesamt eher letzteres

eingetreten zu sein. So berichtete Gerd Müller-van Issem, Geschaftsführer des

Fachverbandes Fahrrad- und Kraftteile-Industrie e. V. auf dem ,,Kongreß zvr

wirtschaftlichen und ökologischen Bedeutung des Fahrrades" am 23. August

1989:

,,Wir haben zu beklagen, daß Fahrradverkehrsflorderung, wenn überhaupt, nur halbherzig

betrieben wird. Sie kann nur erfolgreich sein, wenn sie dem Fahrrad mehr Verkehrsraum zu

Lasten des Autos einräumt, nachdem dieses seit Jahrzehnten vorrangig bedient worden ist.

Aber so bald der Autoverkehr zugunsten des Fahrrades eingeschränkt werden müßte, hört der

Spaß auf. Radwege oder Fahrstreifen an den Rändern viel zu breit angelegter Straßen werden,

*".r, 
"r 

nicht weh tut, schon mal angelegt. In den Kreuzungsbereichen, wenn Abbiegespuren

wegfallen müßten, wodurch der heilige Verkehrsfluß verlangsamt witu:de, ist das Fa}trad garu

schnell wieder vergessen. Unterführungen, Überführungen und andere aufivendigere Bauten

werden für den Radverkehr nur im wenigen Ausnahmefiillen errichtet. Selbst in den

Modellstädten des Modellvorhabens Fahrradfreundliche Stadt war die Realisierung aller guten

Konzepte durch die Angst vor der eignen Courage gekennzeichnet. Diejenigen, die die

Entschiidung zu treffen haben, sind in den Kommunen in der Regel auch, und zwar schon vom

Alter und Geschlecht her, die Bannerträger der automobilen Gesel1schaft.."327

Lobend auf eben dieser Konferenz wird als einziges Bundesland Nordrhein-

Westfalen genannt. Durch Anfrage bei der Stadt Wuppertaler gelang es, zwei

Tätigkeitsberichte der Gruppe Radwegebau aus den Jahren 1973 und t979 nt

finden, die Auskunft über den Radwegebau geben konnten. Da genaue Angaben

für die Jahre zwischen 1960 und 1973 somit fehlen, zeigt der unten aufgeflihrte

gestrichelte Bereich lediglich einen Trend auf, der allerdings sehr positiv zu

bewerten ist, da die Radwegelänge von 1431 km auf 3638 km stieg. Dies lässt

darauf schließen, dass die laut Bericht der Sachverständigenkommission

gewährten Zuschüsse Anwendung gefunden haben. Doch ist zu erkennen, dass

ausgerechnet in dem Zeitraum, in dem die öffentliche Wahrnehmung,allmählich

ihren Höhepunkt erlangte, die Länge der vom Land zu unterhaltenden Radwege

abnahm und auf3479 km sank.

,,u GRUppE RADV/EGEBAU: Tätigkeitsbericht 1979. Dokumentation, Wuppertal 1980, S. 1.

Der schärfere Ton der Gruppe Radwegebau ist wahrscheinlich damit zu erklären; dass sie nicht

mehr dem Bundesverkehrsministerium unterlag, sondern ,,deren selbstübernommene Aufgaben

zwischenzeitlich auf andere Verbände und Forschungsgemeinschaften übergegangen" waren.

Vgl.: GRUpPE RADWEGEBAU: Tätigkeitsbericht 1973. Dokumentation, Wuppertal 1974,

s. 1.

'2' ADFC - Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club e.V. (Hrsg.): Das Fahrrad als Wirtschaftsfaktor.

Kongreß zur wirtschaftlichen und ökologischen Bedeutung des Fahrradverkehrs. Münster

Rathaus Festsaal23. August 1989 (Schriftenreihe des ADFC Nordrhein-Westfalen e.V. Nr'l),
Alaus [1989]. 
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Abb. 18: Länge der von Ländern zu unterhaltenden
Straßen 195l-1979 (in km)

Radwege an allen klassifizierten

'!e5 
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Siehe: GRUPPE RADWEGEBAU: Denkschrift l: S. l5; Denkschrift 2: 5.9; Denkschrift 3: S. 20;

Denkschrift 4: S. 18; Denkschrift 5: S. 13; GRUPPE RADWEGEBAU: Tätigkeitsbericht 1973

(S.7) und 1979 (5.60).

Allerdings wird im Generalverkehrsplan Nordrhein-Westfalen 1990 deutlich, dass

die Landesregierung ihre im Jahr 1978 geäußerten Zugeständnisse in die Tat

umsetzte. So wird aufgeführt, dass von 1978 bis 1987 das Land den Gemeinden

280 Millionen DM flir den Bau von rund 1300 km Radwegen z\r Verfi.igung

stellte und somit insgesamt mit 532 Millionen DM die Schaffung von 2127 km

innerörtlicher Radwege gefördert hat.328 Über die Länge der vom Land nt

unterhaltenden Radwege wird allerdings nichts erwähnt, so dass an dieser Stelle

lediglich gemutmaßt werden kann, dass auch diese nach 1978 weiter ausgebaut

wurden oder die Senkung derselben darauf zurückzufi.ihren ist, dass im Rahmen

des innerörtlichen Ausbaus nicht genutzte Radwege demontiert oder in die

Verwaltung der Gemeinden übertragen wurden. Weiterhin positiv zu beweften ist,

dass nach rund 25 Jahren der Abstinenz der Radverkehr erneut in der

Gesamtverkehrsplanung eine Rolle spielte und die Landesregierung ausdrücklich

auf die Notwendigkeit der Fahrradförderung verweist.32' Zude liefert eben diese

Gesamtverkehrsplanung zum ersten Mal wieder valide Zahlen über den Anteil des

Fahrradverkehrs im Landesgebiet und somit auch im Ruhrgebiet. Anhand unten

Ministerium flir Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen
(Hrsg.): Gesamtverkehrsplan Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf 1 990, S. 44.

Ministerium flir Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen
(Hrsg.) : Gesamtverkehrsplan Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf I 990, S. 44.

329
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aufgeführter Grafik ist zu erkennen, dass der Fahrradverkehrsanteil im nördlichen

Ruhrgebiet mit I5oÄ-20Yo noch relativ hoch ist und zum Süden hin allmählich bis

auf 5Yo absinkt. Hervorgehoben werden soll an dieser Stelle, dass Duisburg, also

jene Stadt, die kontinuierlich das größte Radwegenetzt im Ruhrgebiet aufweist,

als einzige Großstadt im Revier 1985 immer noch einen Radverkehrsanteil von

15%-20% aufzuweisen hatte und somit die oben aufgeführte These zu bestätigen

scheint, dass gezielte Fördermaßnahmen und ein stetiger Ausbau des Radwege-

netzes sich positiv auf die Nutzung des Rades auswirkt.

Abbildung 19: Personenverkehr 1985 in NRW - Anteil des tr'ahrradverkehrs

Abbildung 1.2.1.4-3:

Personenverkehr l9E5 in
Nordrhein-1{&stfalen
\y'erkehrsaufkommen (tllbBe)

AnEil des Fahrradverkehn
in vH

EZI unter 5 vH

§ 5- l5vH

I t5-?ovH

! uuer2ovu

Qdler DIw l9t9

M.[dt{hi*

Vgl.: Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen
(Hrsg.) : Gesamtverkehrsplan Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf 1 990, S. 99.

NORDHHEIN.WESTFALEN
YwdüE.t.@ Staoit l.t.t S4
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5. Schlussbetrachtung

Der Siegeszug des Fahrrades erfolgte aufgrund seiner Vorzüge, die dem Fahrer

eine neue Form der Mobilität ermöglichten. Es leistete einen Beitrag zur

persönlichen Freiheit und Unabhängigkeit: Der Fahrer war nicht mehr darauf

angewiesen, auf die Straßenbahn oder Eisenbahn zu warten oder die täglichen

Wege zv Fuß zü gehen. Ztdem wurde das Falwad zrt einem günstigen

Verkehrsmittel, das ohne großen Aufivand und Kosten über langen Zeitraum

genatzt werden konnte. Aufgrund dieser Vorteile avancierte das Fahrrad zu

Beginn des 19. Jahrhundert zu dem Massenverkehrsmittel des ,,kleinen Mannes",

des Arbeiters. Neben diesen Vorzügen des Fahrrads waren es aber vor allem auch

die strukturellen Gegebenheiten im Ruhrgebiet, die seine Nutzung begünstigten.

Dadurch, dass sich das Ruhrgebiet binnen weniger lahrzehnte zuurn größten

Indushiegebiet Europas entwickelte, beherbergte es eine große Zahl von

Menschen auf einer vergleichsweise kleinen Fläche. Aus der Notwendigkeit, die

zuströmenden Menschen adäquat unterzubringen, entstanden Kolonien, deren Bau

mit der Industrie von Süden nach Nordefl zog. Hierdurch entstand ein in sich

verwobenes Stadtgebilde, das sich vor allem durch relativ kurze Wege

kennzeichnete und somit zu einer besonderen Form des Berufsverkehrs führte.

Eben diese strukturellen Gegebenheiten flihrten auch nach dem Zweiten Weltkrieg

zLL einem erneuten Anstieg des Fahrradverkehrs. Das Ruhrgebiet wurde

wiederaufgebaut, aber nicht neu konzipiert. Doch im Gegensatz zu det Zeit vot

dem Zweiten Weltkrieg entwickelte sich wenig Reflexion und wenig wissen-

schaftliche Auseinandersetzung mit der Fragen nach dem Nutzen und der

Notwendigkeit des Radwegebaus oder seines Potential als Zubringer zum Verkehr

und als verkehrsentlastendes Medium. Denn das Ruhrgebiet war zwar reich an

Kohle und Stahl, aber nicht an Fläche. Der Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk

erkannte dieses Problem sehr bald, seate aber ausschließlich auf den Ausbau der

öffentlichen Verkehrsmittel und verkannte das von ihm selbst dokumentierte

Potenzial des Fahrrades. Durch Zusammenschluss mit den Nahverkehrsbetrieben

der Region zu Verbänden und Vereinen wurde zunehmend deutlich, dass sein

Blick sich primär auf die Belange der öffentlichen Betriebe richtete, während das

Fahrrad und seine in Anbetracht der noch immer großen Zahl von Radfahrern

zahlenmäßig große Bedeutung kaum bzw. nur dann Erwähnung fand, wenn dies

gerade zweckdienlich erschien. Der Konkurrent der öffentlichen Verkehrsbetriebe
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war das Auto. Auch das Land Nordrhein-Westfalen förderte, obwohl in der

Denkschrift des Ministeriums fi.ir Mittelstand und Verkehr von einem

,,Millionenherr" an Radfahrern und der Notwendigkeit eines Radwegeausbaus die

Rede ist, Radwege bis in die 60er Jahren kaum oder baute diese gar zurück.

Erwähnung fand das Fahrrad lediglich in Verkehrsunfallstatistiken, die ihm das

Ztxatzattribut eines unsicheren Verkehrsmittels einbrachten. Dabei war es im

Hinblick auf sein Image im Verhältnis zum Pkw ohnehin im Hintertreffen in einer

Zeit, da die Gesellschaft durch den infolge der entbehrungsreichen Kriegsjahre

entstandenen starken Wunsch nach Wohlstand und Erfolg geprägt war. Das

Fahrrad war das Symbol des ,,armen Mannes"; einer Person die nicht am

Wohlstand der Nation teilnahm. Der Primat des Autos führte im Ergebnis dazu,

dass sich niemand mehr für eine Intensivierung des Radwegebaus stark machte.

Der Prestigecharakter der Pkw reichte so weit, dass von Bergbauarbeitern nicht

selten ein Auto als Luxusgut und ,,Sonntagsvehikel" angeschafft wurde, während

für den täglichen Weg zur Zeche noch immer das Fahrrad gentttzt wurde. Es

bestand ein breiter gesellschaftlicher Konsens, demzufolge die neue Form der

Mobilität das Auto wäre. Dieser Konsens war schon fest etabliert, noch bevor von

einer Motorisierungswelle in der Bundessrepublik und insbesondere im

Ruhrgebiet die Rede sein konnte. Nicht umsonst zählte der Siedlungsverband das

Fahrrad zu den individuellen Fahrzeugen, um zu verdeutlichen, dass eine

Förderung der öffentlichen Nahverkehrsbetriebe in Anbetracht des steigenden

Individualverkehrs notwendig wäre; denn wäre lediglich der motorisierte Verkehr

betrachtet worden, hätten im Berußverkehr 6,60Ä motorisierter 28,80Ä

öffentlichem Verkehr gegenüber gestanden, womit sich eine Notwendigkeit der

Förderung der öffentlichen Nahverkehrsbetriebe nicht hätte rechtfertigen lassen.

Wie die ganze Gesellschaft und ihre Institutionen waren auch der Siedlungs-

verband und die Verkehrsplaner davon überzeugt, dass die Motorisierungswelle

kommen und der Pkw zum überdominanten Verkehrsmittel. Diese Erwartung ging

nicht zuletzt auf das Vorbild der USA zurück. Angesicht der erwarteten

Vollmotorisierung der Bevölkerung fand das Fahrrad kaum Beachtung mehr.

Diese Erwaftung wurde durch die Verwissenschaftlichung der Verkehrsplanung

befördert und verfestigt, wobei der STUFA und ihre Mitglieder eine

entscheidende Rolle zukam. Die Motorisierung erscheint in diesem Zusammen-

hang als eine selbsterfüllende Prophezeiung. Der stetige Ausbau der Straßen im

Ruhrgebiet flihrt zu einer Verlagerung der Mehrverdiener in die Randbezirke,
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wodurch weitere Straßenbauten notwendig wurden, um die Menschen von den

Randgebieten ztx Arbeit in die Stadtzentren zu führen. Die Verlängerung der

Wegstrecke fi.ihrte in Verbindung mit dem rasant zunehmenden Wohlstand zu

einer Steigerung des motorisierten Verkehrs. Die Einflihrung der Kilometer-

pauschale tat ihr übriges. Die öffentlichen Verkehrsbetriebe litten infolge des

hohen Verkehrsaufkommens zunehmend unter Stauungen, was ihre Nutzung

unattraktiv machte und zu Fahrgastverlusten flihrte, die wiederum im Gegenzug

die Betriebe daran hinderte, das öffentliche Netz in dem nötigen Maß auszubauen'

Alle diese Faktoren flihrten zt der Erfüllung der Motorisierungsprophezeiung und

zu einem stetigen Rückgang des Radverkehrs. Die wenigen Radfahrer sahen sich

in dieser Epoche der Motorisierungsbegeisterung nun tatsächlich mit einem

verkehrsunsicheren Ztstand konfrontiert, der dadurch entstand, dass sie - auch

aufgrund des nicht geförderten Radwegebaus - im Dickicht des Verkehrs als

schwächster Verkehrsteilnehmer auf der Fahrbahn ständigen Gefahren ausgesetzt

waren.

Dieser mehr als 2Ojährigen Entwicklung erklärt anschaulich, warum der

Radverkehr zunehmend aus dem kollektiven Gedächtnis verschwand. wie

aufgezeigl war das Fahrrad kein Bestandteil der öffentlichen Wahmehmung,

obwohl bis in die 60er Jahre ein reger Fahrradverkehr herrschte. Dieser wurde

allerdings einfach verschwiegen. Es wurden keine Presseartikel veröffentlicht;

Bürgerinitiativen oder irgendeine Form der Öffentlichkei"tsarbeit fanden nicht

statt. Es existieren keine Erhebungen, Berichte oder Dokumente, die explizit über

den hohen Radverkehr im Ruhrgebiet berichten. Vielmehr musste der Radverkehr

mühselig in diesen Berichten wieder sichtbar gemacht werden' Die Verkehrs-

planung nahm durch ihren autoorientierten Blickwinkel den Radverkehr kaum

wahr oder deklarierte ihn als zukunftsperspektivisch wenig beachtungswürdig'

Durch die immer stärker sichtbar gewordenen Probleme der Motorisierung und

ein neues Umweltbewusstsein setzte Mitte der 60er Jahre eine Rückbesinnung auf

das Fahrrad ein, die jedoch die Erinnerung an den Radverkehr im Ruhrgebiet der

Nachkriegsjahre nicht in demselben MalJe zurückzubringen vermochte. Vor allem

zeigt sich, dass zu dieser Zeit, in der das Fahrrad eine Art ,,Renaissance" erlebte

und in der das potenzial des Fahrrades als umweltfreundliches Nahverkehrsmittel

erkannt wurde, der regionale Bezug fehlte, wodurch eine spezifische

Auseinandersetzung bzw. Rückbeziehung auf das Ruhrgebiet erschwert wird'
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Auch der Umstand, dass die politisch-administrative Bedeutung durch die

Schwächung des Siedlungsverbandes an die Regierungsbezitke oder das Land

überging, war in diesem Zusammenhang hinderlich, da auch sie eine

Fokussierung und Rückerinnerung ar] den Fahrradverkehr im Ruhrgebiet

erschwerte.

viele den Radverkehr im Ruhrgebiet betreffenden Aspekte bedürfen weiterer

untersuchung. so wäre, wie bereits als Denkanstöße an den entsprechenden

Stellen festgehalten wurde, eine stadtspezifische Auseinandersetzung mit dem

Radverkehr im Ruhrgebiet interessant. Beispielsweise böte sich at zlr

untersuchen, ob neben der Stadt Duisburg auch weitere Städte des Ruhrgebietes

den Radwegeausbau konsequent ft)rderten und inwiefern sich dies auf die

Radverkehrsmenge auswirkte. Des Weiteren wäre die von Mohnheim und

Ruwenstroh aufgeworfene These, nach der ,,Alibiradwege" gebaut wurden,

weiterzuverfolgen. Ztdem ließe sich auch beleuchten, ob in den Städten und

Gemeinden, die auch 1985 noch Radverkehrsanteile von über 20Yo a$wiesen' ein

symbiotisches verhältnis zwischen Fahrrad und tiffentlichen verkehr herrschte

oder ein mangelnder Ausbau desselben zu dem hohen Fahrradanteil geführt hat'

Bereits an diesen wenigen Fragestellungen ist ersichtlich, dass in diesem Kontext

noch zahlreiche Aspekte untersucht werden können'

Im Rahmen der Recherche Arbeit konnten zahlreiche Zeitungsartikel gefunden

werden, die sich mit Großveranstaltungen des Essener Radsportvereins Blitz Kray

befassen, die leider im Rahmen dieser Arbeit keine Erwähnung finden konnten' In

diesen Artikeln wird von tausenden Zuschauern und hunderten Teilnehmern

gesprochen, so dass sich die Frage stellt, ob womöglich eine Verlagerung des

Fahrradverkehrs vom Berufsverkehr in den Sport stattgefunden hat und warum

derlei Veranstaltungen heute seltener stattfinden. Überhaupt könnte der gesamte

Komplex des Radsportes, aber auch des Erholungsverkehrs und der Rolle des

Fahrrades als Freizeitverkehrsmittel im Ruhrgebiet genauer untersucht werden' So

hofft die Verfasserin aufgezeigt zu haben, dass eine weitere Beschäftigung mit

dem Radverkehr im Ruhrgebiet durchaus lohnend sein kann' Es erscheint

überf?illig, dem Radverkehr im Ruhrgebiet in der öffentlichen Wahrnehmung

wieder die Aufmerksamkeit zukommen zu lassen, die ihm historisch und

gemessen an seinem Potenzial zukommt.
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Anhang

Anhang 1: Radwegenetz und Radwegeausbauplan SVR 1936

l,l

,(i\\l

-^,;'

SVR - Siedlungsverband Ruhr[ofiienbezirk (Hrsg.): Generalverkehrsplan

Ruhrkohlenbezirk. Erster Teil, Essen 1938, Tafel XIV.
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Anh. 2: Die öffentlichen Radwege im Ruhrgebiet am 31. März 1938 -Länge der von

Gemeinden zu unterhahenden Radwege (in km)

ües Handbuch des Radfahrverkehrs' S' 107ff'

90

80

70

60 ,r

50

40

30

20

10

9,12

t28



F
O

E
,:

A
P

tf o (D A
* 

,.n
-

6X
'

N
.ä

zi
E

=
oc

.o <
6

ot
s -§ (D5 5^ N A
N

oa
a

B
 

:fr

ü9 It.
,, 
+

t1
lS

3N
-

C
)^

§'
F \O
#

O
\:<

; r0
ö

A
g

§P
cD ä 7l o H P oe

oa (, V
)

a .) tD tD o O N oe .\E
)

U
I

[.J I N tD oe

fli
ol

us
ca

va
la

ai
lD

 
tu

tlK
oH

tE
il!

:z
llx

 
ä

S
T

A
T

IS
C

H
E

 
V

E
R

K
E

H
R

S
Z

A
H

LU
N

G
 1

95
2 

E
ou

E
r§

ch
ill

rr
'r.

itu
fl§

 
=

,ü
ilr

.r
rt

tlr
:r

...
,..

1.
0t

sl
 

I
ru

fr
f^

st
r!

üo
v!

tx
E

H
l"S

tu
no

tN
H

0C
ffS

tW
'tT

! 
ä

- 
*&

*r
s.

e.
- 

__
--

 k
.*

-.
 

q

ä

N
)(

D

K
R

A
F

T
F

A
H

 
R

,Z
E

U
 G

Y
E

 R
 K

E
H

 R
.'S

T
U

 N
 O

E
N

 H
 O

C
H

S
T

W
E

IT
E

Id
ch

rm
rt

l6
ur

gr

Ü
I 

llt
--

Y
.il

.i?
(3

d.
+

lä
dr

ld

I 
ao

lto
d.

V
.r

t.i
T

 l
i 

d.
t 

lll
.'H

ad
rt

r.
-t

 
'l

fr
t.-

 H
öd

rd
 '

 t{
lia

l'-
d

I 
.iz

.ß
-t

6 
ra

rir
 

| 

-
ra

'rl
aa

v 
B

"d
r

rlA
ltr

A
l P

al
 v

ttr
lrt

ltT
rt

xl
N

r

]!J
J!

,E
:=

5r
r'r

'e
or

{.
3l

tla
 o

rr
 v

lrl
lil

at
lÄ

lrl
r,

 
\o (,

t
,r

{-
s.

rp
ri-

!ir
nr

 
}J

hd
rd

co
a

L6
dm

0.
r 

l. 
O

rd
ös

a

hn
dr

nc
0l

n 
ll.

 O
rd

ru
4

u 
da

dl
 9

ro
ß

!t

&
nd

ß
bb

oh
n

6r
ar

r 
dr

 3
V

l



Anh. 4: Graphische Auswertung der Pendlerwanderung 1961
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Anh. 5: WAZArtikel ,,Städte im Ruhrgetriet wollen jetzt verstärkt Radwege baueno'

,,Städte im Ruhrgebiet wollen jetzt verstärkt Radwege bauen. WAZ-Umfrage - Duisburg hat

das längste Radwegenetz: 310 km.

Die Städte des Ruhrgebietes wollen sich stärker um die Belange von Radfahrem kümmem. Aus

diesem Grund haben viele Kommunen, darunter Essen, Duisburg, Dortmund, Mülheim,

Gelsenkirchen und Recklinghausen ein Radwegeprogramm ins Auge gefaßt, das in den nächsten

Jahren vermehrt den Bau und Ausbau von Radfahrwegen vorsieht. Dies ergab eine WAZ-
Umfrage.

Die Revierstädte haben dabei auch die Bekämpfung des zunehmenden Verkehrslärms durch Autos

und der Stadtflucht von Tausenden von Bürgern im Auge.

So hat die Stadt Duisburg eim umfangreiches Programm entwickelt. Vorrang haben hier Radwege

entlang der Haupt- und Ausfallstraßen, die wegen des starken Auto-Verkehrs ausnahmslos mit
Radwegen versehen werden. Daneben will die Stadt die Radwege auch an den Freizeitanlagen und

Sportparks anbinden. Duisburg hat nach eigenen Aagaben das längste Radwegenetz von 310 km

Länge, was einem Anteil von 25,14 vH entspricht. Mit anderen Worten: Duisburg kommt der

Forderung des Bundesbauministeriums einigermaßen nahe, wonach 30 bis 35 vH des

Gesamtstraßennetzes für den Radverkehr einzurichten seien.

Auch die anderen Gemeinden wollen mehr für den Radfahrer tun. Bochum hat ftir 1979 ein

Radwegeprogramm beschlossen, in Essen haben sich bereits Planungs- und Bauausschuß mit dem

Thema befaßt. Dort hat die CDU angeregt, stillgelegte Strecken der Bundesbahn auszugießen und

sie für die Radler herzurichten. In Dortmund hat man ähnliches vor. Dort soll die Bahnstrecke

Dortmund-Löttringhausen-Witten, die demnächst stillgelegt werden soll, in einen Fuß- und

Radweg umgewandelt werden. In Mülheim gibt es eine ,,intensive Diskussion" über die

verschiedenen Konzepte. Überall besteht ,,kein Zweifel, daß die Radwege ausgebaut werden

müssen: Der Bedarf ist groß".

Gelsenkirchen will zum Teil die Radwege nahtlos anbinden an die Nachbam Herten und Essen.

Die Wege sollen neben den Hauptstraßen verlaufen, vom Zentrum ins Grüne, zu den Freibädem,

aber auch von Außenbereichen in die Innenstadt, also zum Einkaufzentrum. Entsprechende

Anträge zur Förderung dieser Maßnahmen sind gestellt.

Die Kommunen kommen beim Bau von Radwegen billig weg. 85vH der Kosten tragen Bund und

Land. Auch der Städtetag hat noch für 1978 fünf Mill. DM frir den Bau von Radwegen zugesagt.

Schulen, Bildungs-, Freizeit- und Sportstätten sollen bei der Neuplanung über Radwege gefahrlos

zu erreichen sein. Dies ist die Forderung in vielen Revierkommunen. So fordem es die SPD in

Gelsenkirchen und auch der Kreis Recklinghausen. Dort werden Wirtschaftswege für Radler

freigegeben. Der Kreis hat übrigens für 1979 eine Verdoppelung der Ausgaben flir den

Radwegebau auf400 000 DM vorgeschlagen.

Zu denKosten: Im Zentrum von Recklinghausen mußten z.B. für einen halben Kilometer Radweg

i00 000 DM bezahlt werden.

Die Überlegung bei der Planung von Radwegen: Vor allem in den Innenstädten, wo Stauungen

und Parkplatzsorgen an der Tagesordnung sind, könnte das Fahrrad, wie eine Analyse o-eweist,

eine Altämative zum Auto sein. Auch weil das Zweirad im Gegensatz zurn Pkw eine

umweltschonendes Verkehrsmittel ist. Mehr Fahrwege, das bedeutet auch weniger Unfülle

zwischen Rad und Auto.

Welchen Stellenwert heute Radler genießen müßten darüber gibt folgende Zahl Aufschluß: im

Bundesgebiet werden jährlich vier Mill. Fahrräder verkauft, und damit die Zulassungsziffer von

Kraftfahrzeugen um zwei Mill. deutlich übertroffen. Derzeit besitzen rund 85 vH aller deutschen

Haushalte oder 60 vH aller deutschen Bürger ein Rad."

Vgl. PIEPER, Alfons: Städte im Ruhrgebiet wollen jetzt verstärkt Radwege bauen. WAZ-Umfrage

- Duisburg hat das längste Radwegenetz: 310 km. WAZ, 25.10.1978. : Landesarchiv NRW -
Abteilung Rheinland NW 370-1063.
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Anh. 6: An Straßenverkehrsunfällen mit Personenschaden beteiligte Fahrradfahrer in NRW
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Siehe: Landesamt frir Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen (Hrsg.):

Sffaßenverkehrsunfülle, S. 37.
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